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0 Executive Summary 

Auf der Basis eines umfassenden Vergleichs von Ländern, die Praxiserfahrungen mit 
Nachhaltigkeitsprüfungen besitzen, Literaturstudien und Gesprächen mit Praktikern in 
Deutschland wurden Optionen und Empfehlungen für die Gestaltung einer ebenso 
ambitionierten wie praktikablen Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland erarbeitet. Im 
Folgenden werden die Ergebnisse und Schlussfolgerungen zusammengefasst.  

0.1 Spezifische Herausforderungen und Ziele der Nachhaltigkeitsprüfung 

Das zentrale Ziel der Nachhaltigkeitsprüfung besteht darin, neue Gesetzgebungsvor-
haben aus den verschiedenen Politikfeldern stärker als bisher an den Zielen nachhalti-
ger Entwicklung auszurichten. Dabei soll die Aufmerksamkeit von Ministerialbeam-
ten und Politikern insbesondere für langfristige Gesetzesfolgen gestärkt werden. 
Das ist keine leichte Aufgabe. Die Schwierigkeiten der Etablierung von Prüfverfahren 
aus der Vergangenheit (Blaue Prüffragen, Gesetzesfolgenabschätzung) und die Erfah-
rungen aus anderen Ländern scheinen dies zu bestätigen. Damit die Nachhaltigkeits-
prüfung nicht ein ähnliches Schicksal erleidet, ist es wichtig und möglich, sie so zu 
gestalten, dass sie sich in die bestehenden Strukturen und Prozesse der Gesetzge-
bung einfügen kann. 

Die Nachhaltigkeitsprüfung basiert auf einer Abschätzung von Gesetzesfolgen im öko-
nomischen, ökologischen und sozialen Bereich. Allerdings lassen sich aus dem Leitbild 
Nachhaltigkeit nur selten eindeutige Handlungsanweisungen ableiten. Daher kann eine 
Nachhaltigkeitsprüfung den politischen Entscheidungsprozess zwar unterstützen, aber 
nicht ersetzen. Das Prüfverfahren soll dabei helfen, politische Zielkonflikte frühzeitig zu 
erkennen und Nachhaltigkeitsfragen auf die politische Diskursagenda zu setzen. Eine 
Nachhaltigkeitsprüfung ist somit nicht nur ein Analyseinstrument, sondern vor 
allem auch ein Kommunikationsinstrument. Nachhaltigkeitsprüfungen können kei-
ne einmaligen oder gar „end of the pipe“ durchgeführten Bewertungen sein, sondern 
müssen eng mit dem Prozess der Politikentwicklung verknüpft sein. Ihr Charakter als 
Kommunikationsinstrument ist unabdingbar mit dem Verständnis der Nachhaltigkeits-
prüfung als Prozess verbunden. 

Die Nachhaltigkeitsprüfung besitzt das Potential, die in vielen Bereichen nicht gut funk-
tionierende GFA in Deutschland zu stärken, indem neue und bessere Formen der or-
ganisatorischen Stärkung und der prozessualen Verankerung des Verfahrens in den 
Rechtsetzungsprozess gefunden werden. Die im Gutachten empfohlene Stärkung der 
Transparenz über die ministerielle Gesetzesentwicklung in Deutschland geht in 
ihren potentiellen Wirkungen weit über Nachhaltigkeitsprüfung und Gesetzes-
folgenabschätzung hinaus. Sie kann dazu beitragen, geschlossene Politiknetzwerke 
zu öffnen, Diskurse zu versachlichen und die Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe 
zu verbessern. 

Bei der Gestaltung eines praktikablen Verfahrens der Nachhaltigkeitsprüfung für 
Deutschland besteht eine zentrale Herausforderung darin, dass sich die Komplexität 
von Nachhaltigkeit nur begrenzt durch Methoden oder Indikatoren reduzieren lässt, 
nicht zuletzt, weil es keine gemeinsame „Währung“ für Nachhaltigkeit gibt. Die Ab-
schätzung der langfristigen Folgen in den verschiedenen Teildimensionen hängt von 
den zugrunde liegenden Annahmen über Kausalbeziehungen ab. Diese können und 
sollten im Rahmen einer Prüfung explizit gemacht werden. Das bei den Bürokratiekos-
ten erfolgreich angewandte Prinzip der Methodenstandardisierung kann wegen der 
Komplexität des Themas nur begrenzt auf die Nachhaltigkeitsprüfung übertragen wer-
den. Die erforderliche Qualitätssicherung innerhalb der Exekutive muss durch 
Prozess-Standardisierung und Transparenzpflichten erfolgen. 
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Internationale Beispiele zeigen, dass die rechtliche Verankerung eines Prüfverfahrens 
und die Bereitstellung von Leitfäden zwar wichtig sind, allein aber noch keine Umset-
zung garantieren. Damit die Nachhaltigkeitsprüfung aber nicht nur formal abgehakt, 
sondern tatsächlich durchgeführt wird, bedarf es einer politisch hochrangigen 
Unterstützung sowie der Bereitstellung der dafür notwendigen Ressourcen. 
Wichtig ist außerdem die Schaffung von Akzeptanz für das Verfahren der Nachhaltig-
keitsprüfung als Basis für eine erfolgreiche Institutionalisierung. 

0.2 Modell einer Nachhaltigkeitsprüfung für Deutschland 

Mit dem Beschluss des Kabinetts zur Einführung einer Nachhaltigkeitsprüfung, den 
Vorarbeiten des Parlamentarischen Beirats und der laufenden Reform der Gesetzes-
folgenabschätzung nach § 44 GGO besteht derzeit die Möglichkeit, ein anspruchsvol-
les Prüfverfahren einzuführen. Die Studie diskutiert verschiedene Designoptionen und 
schlägt anschließend ein Modell vor, bei dem die Prüfung als Teil der allgemeinen Ge-
setzesfolgenabschätzung verstanden wird.1 Zentrale Merkmale sind: 

•  Sicherung von Flexibilität und Vermeidung unangemessen komplizierter und um-
fangreicher Prüfanforderungen;  

•  Mehrstufiges Verfahren in enger Anbindung an den Prozess der Politikentwicklung; 

•  Förderung einer engen Zusammenarbeit zwischen den Ressorts, um Querschnitts-
themen zu bearbeiten; 

•  Anbindung der Nachhaltigkeitsprüfung an einen unmittelbaren politischen Verant-
wortlichen mit entsprechender Autorität (z.B. Kanzleramtsminister); 

•  Aufbau einer zentralen Steuerungs- und Unterstützungseinheit mit ausreichender 
personeller Ausstattung im Bundeskanzleramt (Stabsstelle für nachhaltige Entwick-
lung mit integrierter Serviceeinheit für die Ressorts); 

•  Inhaltliche und methodische Qualitätssicherung durch (halb-)unabhängige Prüfin-
stanzen. 

 

Für eine erfolgreiche Realisierung müssen die notwendigen prozeduralen, organisato-
rischen und rechtlichen Bedingungen geschaffen werden: 

1) Prozedurale Voraussetzungen: Die Nachhaltigkeitsprüfung sollte den Gesetzge-
bungsprozess vom Erstentwurf bis zur Vorlage im Parlament begleiten und unter-
stützen. Der Prozess sollte so weit wie möglich standardisiert werden, um Qualität 
zu sichern, aber an richtigen Stellen Flexibilität belassen. Interne und externe Kon-
sultationen sollten ein konstitutiver Bestandteil der Nachhaltigkeitsprüfung sein. 

2) Organisatorische Voraussetzungen: Die Koordination und Prozesssteuerung sollte 
im federführenden Ministerium liegen, das sich ggf. Unterstützung von anderen 
Ressorts einholt. Das Kanzleramt oder im Falle eines erweiterten Mandats auch 
der Normenkontrollrat können als ‚Help Desk’ methodische Unterstützung leisten 
und sollten die Prozessqualität sicher stellen. Eine externe Qualitätsprüfung sollte 
Inhalt und Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung begutachten. Der Parlamentari-
sche Beirat für nachhaltige Entwicklung im Deutschen Bundestag kann eine zent-
rale Rolle dabei übernehmen.  

3) Rechtliche Voraussetzungen: Eine Anpassung der GGO ist notwendig, aber nicht 
hinreichend. Ein Nachhaltigkeitsprüfungsgesetz verleiht dem Thema die angemes-
sene Aufmerksamkeit und Autorität und kann die erforderlichen regulativen Ände-
rungen als Voraussetzung für eine erfolgreiche Institutionalisierung vornehmen. 

                                                
1 Dies entspricht dem Kabinettsbeschluss über den „Fortschrittsbericht 2008 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie“ 
(Fortschrittsbericht 2008 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, S. 12). 
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Abbildung 0.1: Prozess-Skizze einer Nachhaltigkeitsprüfung für Gesetzentwürfe der 
Regierung 
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Abbildung 0.2: Struktur-Skizze einer Nachhaltigkeitsprüfung für Gesetzentwürfe der 
Regierung 
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0.3 Zusammenfassung: Inhalt des Gutachtens 

In der Studie wird 

•  herausgearbeitet, worin die spezifischen Herausforderungen an eine 
Nachhaltigkeitsprüfung auf Bundesebene in Deutschland bestehen; 

•  untersucht, wie Nachhaltigkeitsprüfungen in den Ländern ausgestaltet werden, die 
bereits erste Erfahrungen mit dem Instrument gesammelt haben (Europäische 
Kommission, Belgien, Irland, Schweiz und Großbritannien); 

•  gezeigt, welche Optionen zur Gestaltung einer Nachhaltigkeitsprüfung existieren - 
dabei werden insbesondere die folgenden Aspekte diskutiert: das Verhältnis zur 
allgemeinen GFA, Prüfinstanz und Beteiligung, Zeitpunkt einer 
Nachhaltigkeitsprüfung, materielle Anforderungen, Methoden und Verfahren der 
Qualitätssicherung; 

•  ein Vorschlag zur Prozess-Gestaltung der Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland 
gemacht; 

•  diskutiert, wie eine rechtliche Institutionalisierung ausgestaltet werden kann; 

•  dargestellt, welche Methoden für eine Vor- und Hauptprüfung in Frage kommen. Die 
Kriterien für die Vorprüfung werden aus den Indikatoren und Managementregeln der 
Nachhaltigkeitsstrategie abgeleitet. 

Im Fazit werden die wesentlichen Herausforderungen und Chancen einer anspruchs-
vollen Nachhaltigkeitsprüfung für Deutschland zusammengefasst. 
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1 Einleitung 

1.1 Nachhaltigkeitspolitik in Deutschland 

Nachhaltige Entwicklung bezeichnet die langfristige Sicherung grundlegender gesell-
schaftlicher Bedürfnisse. Sie betreffen die Leistungsfähigkeit natürlicher Systeme, der 
Ökonomie und die Sicherung sozialen Zusammenhalts. Die Bundesregierung hat sich 
mit der Nachhaltigkeitsstrategie den Zielen nachhaltiger Entwicklung verpflichtet. Auch 
der Bundestag hat mit der Einrichtung des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige 
Entwicklung sein Interesse an diesen Zielen unterstrichen und trägt mit seiner Arbeit 
zu einer Umsetzung in politisches Handeln bei.  

Der Begriff nachhaltiger Entwicklung und die damit verbundenen Themen und Ziele 
bedürfen der immer wieder neuen Konkretisierung: Was sind die Bedürfnisse der Ge-
genwart? Inwieweit könnten davon die Handlungsmöglichkeiten zukünftiger Generatio-
nen oder anderer Länder beeinträchtigt werden? Das Konzept nachhaltige Entwicklung 
thematisiert den Verbrauch von Ressourcen – dabei geht es nicht nur um physische 
Ressourcen, sondern auch um Bildung oder sozialen Zusammenhalt. Wie sind diese 
Ressourcen zu bestimmen und zu bewerten? Nachhaltigkeitsrelevante Entscheidun-
gen betreffen auch Verschiebungen zwischen Ressourcen – wie sind diese zu bewer-
ten? Relevant sind auch kumulative Effekte und Synergien: Erst im Zusammenwirken 
mit anderen Regelungen und Verhaltensweisen werden bestimmte Einzelentscheidun-
gen langfristig bedeutend.  

In Deutschland ist mit der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung ein 
Dokument erarbeitet worden, das konkrete terminierte und quantifizierte Ziele benennt. 
Daraus ergeben sich umfassende Handlungsfelder und -anforderungen. Eine nachhal-
tige Entwicklung ist nur im Zusammenwirken der verschiedenen staatlichen und nicht-
staatlichen Akteure, der politischen Ebene von den Kommunen über die Länder und 
den Bund bis zur europäischen und internationalen Ebene sowie zwischen den Res-
sorts zu erreichen.  

Mit den konkreten Zielen für eine nachhaltige Entwicklung in Deutschland und den in-
stitutionellen Strukturen, die zu deren Umsetzung aufgebaut wurden, ist die deutsche 
Strategie im internationalen Vergleich weit entwickelt. Der Rat für Nachhaltige Entwick-
lung und der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung geben der Umset-
zung immer wieder neue Impulse. Die Koordination der Strategie durch das Kanzler-
amt betont deren Bedeutung. Der jüngste Fortschrittsbericht (2008) der Bundesregie-
rung betont aber auch die Notwendigkeit einer umfassenderen Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeitsziele in der Regierungspraxis.  

Es ist Anspruch der deutschen Nachhaltigkeitspolitik und insbesondere das Prinzip der 
Generationengerechtigkeit ein Leitprinzip der Politik zu sein: „Gerade in Zeiten der 
Wirtschafts- und Finanzkrise legt die Bundesregierung Wert auf Nachhaltigkeit als 
Leitprinzip ihrer Politik. Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit, Umwelt-
schutz und soziale Verantwortung müssen wir so zusammenführen, dass für künftige 
Generationen Gerechtigkeit, Lebensqualität und sozialer Zusammenhalt gewährleistet 
werden können. Nachhaltigkeit ist kein unverbindliches Wohlfühlthema, es betrifft uns 
und unsere Kinder.“ (Thomas de Maizière, 12. Februar 2009 anlässlich der Debatte im 
Deutschen Bundestag zum Fortschrittsbericht der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie2)  

Um diesen Anspruch Wirklichkeit werden zu lassen, wird mit der Nachhaltigkeitsprü-
fung für geplante Gesetze, Verordnungen, Vorschriften und Programme ein Instrument 

                                                
2 http://www.bundesregierung.de/nn_22788/Content/DE/Pressemitteilungen/BPA/2009/02/2009-02-12-
chefbk-nachhaltigkeit.html 
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diskutiert, mit dem die verschiedenen Ressorts ihre Politikvorschläge verstärkt an den 
Prinzipien nachhaltiger Entwicklung ausrichten können (siehe Abschnitt 1.2).  

Das vorliegende Gutachten stellt verschiedenen Möglichkeiten zur Ausgestaltung einer 
Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland dar. Es ist basiert auf einem internationalen 
Vergleich von Ländern, die erste Erfahrungen mit einer nachhaltigkeitsbezogenen Fol-
genabschätzung gesammelt haben, einer umfassenden Literaturstudie, sowie zahlrei-
chen Expertengesprächen in Deutschland.  

1.2 Nachhaltigkeit und Gesetzesfolgenabschätzung 

Ein moderner Staat wie Deutschland verfolgt viele verschiedene Ziele gleichzeitig. Die 
Gewährleistung von innerer und äußerer Sicherheit, wirtschaftliche Prosperität, sozia-
ler Ausgleich, Bereitstellung von Infrastrukturen, Bildung, Kultur oder die Sicherung der 
natürlichen Lebensumstände sind nur einige davon. Politische Entscheidungen werden 
auf unterschiedlichen Ebenen (lokal, Länder, Bund, Europa und international) gefällt. 
Die damit verbundenen Ziele und Maßnahmen können sich wechselseitig verstärken 
oder aber auch im Konflikt zueinander stehen. Insbesondere die langfristigen Auswir-
kungen politischer Maßnahmen haben es schwer, in ausreichendem Maße in politi-
schen Entscheidungen Berücksichtigung zu finden. (vgl. Hofmann 1995; Lindblom 
1975) 

Es gibt zahlreiche Instrumente, die international und teilweise auch in Deutschland 
eingesetzt werden, um die Integration von Nachhaltigkeit in allen Politikbereichen zu 
fördern (Jordan/Lenschow 2008). Dazu gehören z.B. Nachhaltigkeitsstrategien, Indika-
toren, Koordinierungsgremien, dauerhafte Beratungseinrichtungen, Berichtspflichten 
und Prüfverfahren. Ein Mechanismus, der in jüngster Zeit besonders viel Aufmerksam-
keit erfahren hat, ist das Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung (European Com-
mission 2004; OECD 2004). 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung und die Bundesregierung ha-
ben sich seit einiger Zeit diesem Thema ausführlich gewidmet (z.B. Parlamentarischer 
Beirat für nachhaltige Entwicklung 2008). In Anhörungen hat der Beirat diskutiert, ob 
und wie eine Nachhaltigkeitsprüfung innerhalb der Gesetzesfolgenabschätzung dazu 
beitragen kann, dass bei der Politikformulierung stärker auf langfristige ökologische, 
ökonomische und soziale Tragfähigkeit geachtet wird. Politiker aller im Bundestag ver-
tretenen Parteien haben sich öffentlich für die Einführung einer Nachhaltigkeitsprüfung 
im Gesetzgebungsverfahren ausgesprochen (Deutscher Bundestag 2009). Im Fort-
schrittsbericht 2008 zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie hat sich die Bundesregie-
rung inzwischen grundsätzlich darauf verständigt, eine solche Prüfung umzusetzen: 

„Die Ressorts richten auf der Grundlage der Nachhaltigkeitsstrategie ihre Aktivitäten 
einschließlich ihrer Verwaltungspraxis an der Notwendigkeit einer nachhaltigen Ent-
wicklung aus. Bei Rechtsetzungsvorhaben werden Auswirkungen auf eine nachhaltige 
Entwicklung untersucht und das Ergebnis dargestellt. Die Prüfung erfolgt durch das für 
das Vorhaben federführend zuständige Ressort im Rahmen der Gesetzesfolgenab-
schätzung.“ (Bundesregierung 2008, S. 211) 

Die hier erwähnte Gesetzesfolgenabschätzung (GFA) basiert auf § 44 der Gemeinsa-
men Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO), die schon heute vorsieht, dass 
die „wesentlichen Auswirkungen“ (beabsichtigte Wirkungen und unbeabsichtigte Ne-
benwirkungen) von Regelungsvorhaben untersucht und „im Benehmen mit den jeweils 
fachlich zuständigen Bundesministerien“ in der Gesetzesbegründung dargestellt wer-
den müssen. Prinzipiell umfasst die Gesetzesfolgenabschätzung damit alle Arten von 
Gesetzesfolgen – auch langfristige ökologische, soziale und ökonomische Effekte. 
Konkret genannt und spezifiziert werden allerdings nur Folgen für öffentliche Haushal-
te, Kosten für die Wirtschaft, Preiswirkungen, Auswirkungen auf Verbraucher und Bü-
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rokratiekosten (§ 44 Abs. 2-5). In der Praxis werden Nachhaltigkeitseffekte häufig nicht 
betrachtet.  

Insofern kann die Nachhaltigkeitsprüfung als Element einer umfassenden Gesetzes-
folgenabschätzung angesehen werden, als Erweiterung oder neue Prioritätensetzung. 
Zwischen allgemeiner Gesetzesfolgenabschätzung und Nachhaltigkeitsprüfung beste-
hen damit wesentliche Überschneidungen, aber auch Unterschiede. Ein Hauptunter-
schied ist, dass die Nachhaltigkeitsprüfung insbesondere langfristige und nicht-
intendierte Effekte ins Visier nimmt, während die allgemeine Gesetzesfolgenabschät-
zung in der Praxis bisher vor allem die kurzfristig effiziente Zielerreichung zum Ge-
genstand hat. Während die traditionelle Gesetzesfolgenabschätzung in Deutschland 
stark kostenorientiert ist (Haushalte, Wirtschaft, Bürokratiekosten), sind Nachhaltig-
keitsprüfungen notwendigerweise breiter angelegt. Eine traditionelle Gesetzesfolgen-
abschätzung hat vor allem die kurzfristige Zielerreichung im Blick, eine Nachhaltig-
keitsprüfung hingegen dient vorrangig der Offenlegung potentieller Zielkonflikte und 
der Auseinandersetzung mit langfristigen Gesetzesfolgen. Die daraus erwachsenden 
Herausforderungen für eine Gesetzesfolgenabschätzung müssen in der Gestaltung 
des Verfahrens berücksichtigt werden.  

1.3 Herausforderungen an eine Nachhaltigkeitsprüfung 

Eine wesentliche Herausforderung an Nachhaltigkeitsprüfungen ist, dass sich aus dem 
Leitbild der nachhaltigen Entwicklung selten eindeutige Handlungsanweisungen ablei-
ten lassen. Nachhaltigkeit umfasst – wie auch in der deutschen Strategie dargelegt – 
zahlreiche Teilaspekte und Einzelziele. Bei konkreten politischen Entscheidungen las-
sen sich zumeist nicht alle Ziele gleichzeitig verwirklichen. Eine Nachhaltigkeitsprüfung 
kann im besten Fall ergeben, dass eine Maßnahme bestimmte Ziele unterstützt, sie 
nicht behindert oder ihnen zuwiderläuft, aber die Abwägungsentscheidungen zwischen 
Zielen müssen politisch getroffen werden. Sie ersetzt also nicht die politische Ent-
scheidung, sondern soll Entscheidungsträger informieren und Wahlmöglichkeiten 
transparent machen.  

Nachhaltigkeitsprüfungen sind oft fachlich sehr komplex, mit enormen Unsicherheiten 
behaftet und notwendigerweise wertgebunden (zum Beispiel: Wie wirkt sich das Gen-
technikgesetz auf die Gesundheit aus? Was sind die Folgen des Bundesverkehrswe-
geplans auf die Umwelt? Wie ist die Gesundheitsreform aus Sicht von sozialer Gleich-
berechtigung zu bewerten?). Eine im Sinne nachhaltiger Entwicklung langfristige 
Prognose von Gesetzesfolgen hängt von den zugrunde liegenden Annahmen und Vor-
stellungen über Wirkungsbeziehungen ab. Es kann einer Nachhaltigkeitsprüfung vor 
dem Hintergrund des umfassenden Anspruchs und der methodischen Schwierigkeiten 
nicht gelingen, eine ‚objektive’, rein aus wissenschaftlichen Methoden abgeleitete In-
formationsbasis bereit zu stellen. Was eine Nachhaltigkeitsprüfung aber leisten kann, 
ist, einen politischen Diskurs über die langfristigen Auswirkungen von Politikmaßnah-
men anzustoßen und fachlich zu unterstützen.  

Ein Prüfungsmodell mit direktem Eingriff in den Entscheidungsprozess (z.B. Vetofunk-
tion) wird sich dem Vorwurf ausgesetzt sehen, dass es einen politisch und rechtlich 
unakzeptablen Eingriff in demokratische Verfahren darstellt. Ein Prüfmodell ohne eine 
direkte Anbindung an den politischen Prozess könnte andererseits folgenlos bleiben, 
wenn es von den relevanten Akteuren nicht anerkannt wird. Wichtig ist deshalb eine 
erfolgreiche institutionelle Verankerung der Nachhaltigkeitsprüfung im Gesetzge-
bungsverfahren mit dem Ziel, die Diskussion von Nachhaltigkeitsfragen im Politikfor-
mulierungsprozess systematisch zu stärken. Wie bei allen Prüfverfahren ist allerdings 
zu berücksichtigen, dass die Nachhaltigkeitsprüfung politisch instrumentalisiert werden 
kann – zur Legitimation von bereits getroffenen Entscheidungen oder zur Verzögerung 
(Hertin, Jacob et al. 2009, i.E.). 
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1.4 Funktionen und grundsätzliche Gestaltungsoptionen einer Nachhaltig-
keitsprüfung 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich, dass eine Nachhaltigkeitsprüfung sowohl als 
Analyseinstrument, als auch als Kommunikationsinstrument fungieren kann. Als Analy-
seinstrument kann die Nachhaltigkeitsprüfung dazu dienen, fachliche Grundlagen auf-
zuarbeiten, Synergien und Konflikte zwischen Zielen aufzuzeigen und nicht-intendierte 
und langfristige Folgen in den Blick zu nehmen. Dieser Funktion liegt die Vorstellung 
zugrunde, dass mehr Wissen über Nachhaltigkeitswirkungen zu einer stärkeren Be-
achtung der Ziele der nachhaltigen Entwicklung bei der Erarbeitung von sektoralen 
Regelungsentwürfen und damit zu besseren politischen Entscheidungen führt.  

Als Kommunikationsinstrument kann die Nachhaltigkeitsprüfung dazu dienen, das 
Wissen und die Werturteile betroffener und beteiligter Akteure systematisch in den Po-
litikentwicklungsprozess einzubeziehen und strittige Annahmen zu diskutieren. Hinter 
dieser Konzeption steht die Vorstellung, dass das Problem nicht in erster Linie in ei-
nem Mangel an Zugang zu „objektivem“ Wissen besteht, sondern darin, dass in politi-
schen Entscheidungsprozessen nicht alle wichtigen Argumente gleichermaßen Beach-
tung finden, sondern bestimmte Perspektiven und Denkweisen dominieren. Ziel der 
Nachhaltigkeitsprüfung ist es deshalb, Nachhaltigkeitsfragen in konkreten Politikformu-
lierungsprozessen auf die Diskursagenda zu setzen. 

Diese Verortung der Nachhaltigkeitsprüfung auf dem Spektrum zwischen Analyse- und 
Kommunikationsfunktion hat Auswirkungen auf die Gestaltung des Verfahrens: Nach-
haltigkeitsprüfung als Analyseverfahren kann durch eine einzelne Institution durchge-
führt werden (z.B. durch das federführende Referat im Ministerium oder durch ein spe-
zielles Evaluationsreferat), die andere Akteure nur fallweise hinzuzieht, wenn sie rele-
vantes Wissen beizutragen haben. Wird die Kommunikationsfunktion in den Vorder-
grund gestellt, so muss das Prüfverfahren starke partizipative Elemente enthalten, um 
einen sachfragenorientierten Diskussionsprozess zu organisieren. Dem federführen-
den Referat würde dabei die Aufgabe der Projektsteuerung zukommen. 

1.5 Politische Rahmenbedingungen für die Umsetzung in Deutschland 

Mit der GFA und der Bürokratiekostenmessung gibt es in Deutschland, wie in vielen 
anderen Ländern auch, bereits formalisierte Verfahren, um die Folgen und Nebenfol-
gen von Regelungsvorhaben abzuschätzen. In der Praxis erweist sich die Umsetzung 
der GFA – nicht nur in Deutschland – als außerordentlich schwer. In vielen Fällen wird 
darauf verzichtet, Alternativen darzustellen, die GFA wird nur formalistisch behandelt, 
der Fokus wird auf die beabsichtigten Folgen gelegt, Prozesse und Ergebnisse werden 
nicht veröffentlicht. Folgenabschätzungen werden selten dazu genutzt, um die Qualität 
von Gesetzen zu verbessern, sondern oft nur durchgeführt, um den formalen Ver-
pflichtungen Genüge zu tun. Die Bürokratiekostenmessung scheint dagegen erfolgrei-
cher umgesetzt zu werden. Als Erfolgsfaktoren werden dabei die auf einen einzelnen 
Indikator fokussierte und standardisierte Methode, die Kompatibilität mit dem Ent-
scheidungsverfahren (Bürokratiekostenmessung stellt Prozesse der inhaltlichen Ent-
scheidungsvorbereitung nicht in Frage), die zentrale Koordinierung durch das Bundes-
kanzleramt, die gesetzliche Legitimation sowie die externe Kontrolle durch den Natio-
nalen Normenkontrollrat (NKR) gesehen. 

Wie verhält sich eine mögliche Nachhaltigkeitsprüfung zum Verfahren der Gesetzes-
folgenabschätzung in Deutschland? Wie kann sichergestellt werden, dass die Schwie-
rigkeiten einer allgemeinen GFA nicht auch bei einer Nachhaltigkeitsprüfung auftreten? 
Die Prüfung von Nachhaltigkeitsfolgen bringt besondere Herausforderungen mit sich, 
da sie viele verschiedene Dimensionen hat, den Fokus auf Nebenfolgen richtet, lang-
fristige Effekte in den Blick nimmt und mögliche Konflikte analysiert. All dies ist sowohl 
methodisch, als auch politisch schwierig. Um eine Nachhaltigkeitsprüfung nicht nur 
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dem Papier nach zu verlangen, sondern die Durchführung sicher zu stellen, bedarf es 
nicht nur der notwendigen Ressourcen auf der Verwaltungsebene, sondern auch einer 
politisch hochrangigen Nachfrage, Verantwortlichkeit und Unterstützung. Ob das politi-
sche Interesse an Nachhaltigkeitsprüfungen ernsthaft und langfristig genug ist, um ihre 
Durchsetzung auf Dauer zu gewährleisten, wird sich in den kommenden Jahren zei-
gen. Es ist jedoch festzustellen, dass verschiedene Entwicklungen ein politisches 
‚Möglichkeitsfenster’ geöffnet haben, welches für die erfolgreiche Einführung der 
Nachhaltigkeitsprüfung genutzt werden könnte: 

•  Mit dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung und dem Bundes-
kanzleramt setzen sich zwei einflussreiche Akteure für die Umsetzung eines sol-
chen Verfahrens ein. Der im Kabinett beschlossene Fortschrittsbericht mit seinem 
Bekenntnis zur Nachhaltigkeitsstrategie als internes Managementtool (siehe Ab-
schnitt 1.1) stellt ein starkes Mandat für die Nachhaltigkeitsprüfung dar. 

•  2009 steht eine erneute Überprüfung des nationalen GFA-Systems durch die 
OECD bevor. In einer Evaluation aus dem Jahr 2004 hatte die OECD eine erhebli-
che Umsetzungslücke der GFA in Deutschland bemängelt und umfangreiche Emp-
fehlungen zur verbesserten Integration des Verfahrens in den Rechtsetzungspro-
zess gegeben (u.a. Klärung der Zuständigkeiten für eine Qualitätssicherung der 
GFA, Verbesserung der Arbeitshilfen und Fortbildungsangebote). 

•  Unter Federführung des Bundesministeriums des Innern (BMI) wird derzeit eine 
Novellierung der GGO vorbereitet, die noch in dieser Legislaturperiode verabschie-
det werden soll. Im BMI wird außerdem eine neue GFA-Arbeitshilfe erstellt. Ziel der 
Arbeitshilfe ist es, die Vorgaben des § 44 Abs. 1 GGO in Form eines Fragenkata-
loges zu konkretisieren. Zudem sollen die Leitgedanken der Nachhaltigkeit und der 
risikobasierten Regulierung aufgegriffen werden. Ausgangspunkt einer Qualitäts-
kontrolle der GFA ist die Definition von Mindestanforderungen (Alternativen, Kon-
sultation, Dokumentation). 

•  Während sich die Bemühungen der jetzigen Regierung um eine bessere Rechtset-
zung zunächst in erster Linie auf Bürokratieabbau für die Wirtschaft konzentrierten, 
sind in neuerer Zeit Initiativen für eine Verbesserung der materiellen Folgenprüfung 
in anderen Bereichen sowie der GFA insgesamt zu identifizieren (z.B. BMWi: Me-
thoden zur Kostenschätzung für die Wirtschaft; BMU: Prüfung von Umweltfolgen; 
Bundeskanzleramt: SKM Bürger; Parlamentarischer Beirat für nachhaltige Entwick-
lung: Nachhaltigkeitsprüfung). 

 
Jede dieser Entwicklungen bietet Möglichkeiten für die Integration von Nachhaltigkeit 
in die Gesetzesfolgenabschätzung auf Bundesebene. Gleichzeitig dürfen allerdings die 
strukturellen Hemmnisse nicht unterschätzt werden. Eine der zentralen und nur auf 
längere Sicht zu verändernden Herausforderungen ist die deutsche Verwaltungskultur, 
die in der Literatur häufig als legalistisch, klassisch-bürokratisch und stark an formalen 
Regeln und Abläufen orientiert beschrieben wird. Diese Prägung zeigt sich u.a. darin, 
dass in Deutschland die juristische Ausbildung (immer noch) als die beste Generalis-
ten-Ausbildung für den höheren Dienst in der Ministerialverwaltung betrachtet wird. In 
anderen Ländern wie z.B. Schweden und Großbritannien dominieren Sozial-, Wirt-
schafts- und Geisteswissenschaftler die Ministerialverwaltung. Das Fachwissen von 
Juristen wird in Großbritannien als Expertenwissen für die Technik der Gesetzesformu-
lierung herangezogen, aber die Hauptarbeit der Politikformulierung (inhaltliche Aus-
gestaltung und Abstimmung) wird von Verwaltungsmitarbeitern mit anderen dis-
ziplinären Hintergründen übernommen. Die Politikformulierung in der deutschen Exe-
kutive ist durch ein starkes Ressortprinzip, hierarchische Organisation und einen ho-
hen Grad an Spezialisierung in der Ministerialverwaltung, komplizierte Abstimmungser-
fordernisse durch den föderalen Staatsaufbau sowie durch formalisierte Abläufe und 
eine hohe Gewichtung formal-juristischer und rechtstechnischer Aspekte gekenn-
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zeichnet. All diese Charakteristika prägen die Rechtsetzungskultur. Kulturelle Wand-
lungsprozesse benötigen Zeit. Eine Nachhaltigkeitsprüfung muss diesen Umständen 
Rechnung tragen und entsprechend entwickelt werden.  

1.6 Ziel und Vorgehen des Gutachtens 

Ziel des Gutachtens ist die Unterstützung einer zugleich praktikablen und anspruchs-
vollen Ausgestaltung der Nachhaltigkeitsprüfung für Rechtsetzungsvorhaben in 
Deutschland. Dabei waren folgende Fragen leitend:  

•  Welche Rolle können an der Gesetzgebung beteiligte Akteure bei einer Nachhal-
tigkeitsprüfung übernehmen? 

•  Welche materiellen Anforderungen können formuliert werden? Wie kann insbeson-
dere der Bezug zu den Zielen einer nachhaltigen Entwicklung sichergestellt wer-
den? 

•  Wie kann die Proportionalität der Prüfanforderungen im Hinblick auf die erwarteten 
Auswirkungen einer Gesetzesinitiative sichergestellt werden? 

•  Welche Methoden sind bei einer Nachhaltigkeitsprüfung praktikabel und nützlich? 

•  Wie kann eine Nachhaltigkeitsprüfung im Verhältnis zu anderen Prüfverfahren und 
den damit verbundenen Zielen gestaltet werden – welche Überschneidungen gibt 
es und welche Spannungen sind möglich? 

•  Wie verhält sich die Nachhaltigkeitsprüfung zu Konsultationsverfahren und zur Ein-
bindung der Öffentlichkeit? 

•  Wie kann verhindert werden, dass die Nachhaltigkeitsprüfung nur formalistisch ab-
gehakt wird? Oder anders gefragt: Welche prozessualen, organisatorischen, regu-
lativen und normativen Anforderungen müssen erfüllt sein, damit die Nachhaltig-
keitsprüfung in der Praxis funktioniert?  

Zur Annäherung an diese Leitfragen werden zunächst Erfahrungen aus anderen Län-
dern erschlossen (Kapitel 2) und vor dem Hintergrund der spezifischen Bedingungen in 
Deutschland diskutiert (Kapitel 2.6). Anschließend werden grundsätzliche Designoptio-
nen der Nachhaltigkeitsprüfung dargestellt und bewertet (Kapitel 3). Schliesslich wird 
unter Berücksichtigung der konkreten politischen, administrativen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen diskutiert, wie die Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland organi-
siert und institutionalisiert werden könnte (Kapitel 4). Dabei wird separat darauf einge-
gangen, welche Herangehensweisen, Methoden und Handreichungen anwendbar und 
hilfreich sein könnten (Kapitel 5). Der letzte Abschnitt fasst die Ergebnisse zusammen 
und stellt die Schlussfolgerungen der Autoren dar (Kapitel 6). 
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2 Nachhaltigkeitsprüfungen in Europa: Konzepte und Erfahrungen 

Folgenabschätzungen als Instrumente zur Verbesserung der Wissensbasis für politi-
sche Entscheidungsträger sind seit Mitte der 1990er Jahre in vielen europäischen 
Ländern als obligatorisches Element des Gesetzgebungsverfahrens eingeführt wor-
den. Wichtige Impulse kamen hierbei von der OECD, die seit Mitte der 1990er Jahre 
nicht nur als Promotor von Deregulierung und der Privatisierung staatlicher Infrastruk-
turmonopole auftrat, sondern auch die qualitative Verbesserung von Gesetzen durch 
Folgenabschätzungen propagierte (OECD 1995; OECD 1997). Folgenabschätzungen 
zielen auf eine umfassende Analyse der intendierten und nicht-intendierten Gesetzes-
folgen und somit auf eine ganzheitliche Betrachtung der von der jeweiligen Maßnahme 
betroffenen Systeme und ihrer Interdependenzen ab. 

Wie verschiedene internationale Studien gezeigt haben (Jacob, Hertin et al. 2008; Ja-
cob, Hertin et al. 2007; Jacobs 2006; Kirkpatrick, Parker et al. 2004; OECD 1997; Ra-
daelli 2005; Wilkinson, Ferguson et al. 2004) konzentrierte sich ein Großteil der in den 
letzten Jahren neu eingeführten oder reformierten Gesetzesfolgenabschätzungen je-
doch auf direkte ökonomische Gesetzesfolgen und deren Quantifizierung. Dieser Fo-
kus zeigte sich besonders deutlich in der raschen Diffusion des Standardkosten-
Modells (SKM) zur Abschätzung von Bürokratiekosten für Unternehmen. Das in den 
Niederlanden entwickelte SKM wurde 2004 zunächst von Schweden, Dänemark und 
Großbritannien übernommen und steht heute auf der Reformagenda vieler OECD-
Länder. Auch um ein Gegengewicht zur Konzentration der Reformbemühungen auf 
ökonomische Regulierungsfolgen zu schaffen, haben Umweltakteure in einigen euro-
päischen Ländern die schon seit längerem existierende Debatte über Nachhaltigkeits-
prüfung in jüngerer Zeit verstärkt auf die politische Tagesordnung gesetzt. In Deutsch-
land wird die Idee einer Nachhaltigkeitsprüfung derzeit rege diskutiert. Dabei fällt auf, 
dass die Erfahrungen anderer Länder mit Nachhaltigkeitsprüfungen bisher nicht sys-
tematisch aufgearbeitet worden sind. Diese „Informationslücke“ soll durch die im Fol-
genden dargestellten Fallstudien geschlossen werden. Ziel ist es, internationale Erfah-
rungen mit der Konzipierung, Einführung und Umsetzung von Nachhaltigkeitsprüfun-
gen zu analysieren und für die deutsche Diskussion nutzbar zu machen. 

Für die Fallstudien wurden fünf Jurisdiktionen ausgewählt, die als Vorreiter in Bezug 
auf Nachhaltigkeitsprüfungen gelten: die Europäische Kommission, Belgien, Großbri-
tannien, Irland und die Schweiz. Fallstudien außerhalb Europas wurden nicht durchge-
führt, da den Autoren keine Beispiele von erfolgreicher Nachhaltigkeitsprüfung aus an-
deren Staaten der Welt bekannt sind. Zu Beginn jeder Fallstudie wird die allgemeine 
Ausrichtung des jeweiligen GFA-Systems kurz dargestellt und erklärt, welche Rolle die 
Nachhaltigkeitsprüfung in diesem System spielt. Darüber hinaus wird ein tabellarischer 
Überblick zu Zielen, dem Anwendungsbereich, materiellen Prüfanforderungen, Akteu-
ren und Zuständigkeiten, rechtlicher Institutionalisierung, Prozessen und Beteiligun-
gen, Analysemethoden, Unterstützungsmaterialien, Dokumentation und Publikation 
sowie zur praktischen Umsetzung gegeben. Anschließend werden in den Länderstu-
dien vier Aspekte genauer erläutert: 

•  der Stellenwert von Nachhaltigkeit, 

•  das konkrete Verfahren und die Inhalte der Nachhaltigkeitsprüfung, 

•  die angewendeten Methoden sowie 

•  die Implementationserfahrungen in der Praxis. 

Die Länderstudien basieren auf einer Auswertung der vorhandenen wissenschaftlichen 
Literatur zum Thema sowie auf einer Analyse von Policy-Dokumenten. Ergänzend 
wurden telefonische Experteninterviews durchgeführt.  
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2.1 Europäische Kommission 

Seit seiner Einführung 2003 ist das europäische Impact Assessment (EU-IA) innerhalb 
weniger Jahre zum wahrscheinlich weltweit umfassendsten Verfahren der Politikfol-
genabschätzung geworden. Es zeichnet sich dadurch aus, dass es nicht nur ein In-
strument für die interne Analyse ist, sondern daneben wichtige externe Kommunikati-
onsfunktionen hat. 

Im Gegensatz zu den meisten anderen Folgenabschätzungssystemen widmet sich das 
EU-IA gleichrangig den Zielen Nachhaltigkeit, bessere Rechtsetzung und Bürokratie-
abbau und wird als wichtiges Instrument sowohl zur Umsetzung der Europäischen 
Nachhaltigkeitsstrategie, als auch der Lissabon-Strategie für die wirtschaftliche Ent-
wicklung der Union gesehen. Dabei werden Nachhaltigkeitseffekte nicht in einem spe-
ziellen Teil des Systems abgeprüft, sondern sollen sich aus der Gesamtheit der sozia-
len, ökonomischen und ökologischen Folgen ergeben. 

Die Stärken des Systems liegen neben der hohen Implementationsrate in der großen 
Transparenz und politischen Sichtbarkeit. Durch verschiedene Initiativen und Institutio-
nen – insbesondere das Impact Assessment Board – konnte die Qualität der Abschät-
zungen graduell gesteigert werden. In der Praxis ist die Analyse allerdings immer noch 
weniger umfassend als im Leitfaden gefordert. Verschiedene Optionen werden nicht 
immer in befriedigendem Maße berücksichtigt. In der Regel dominieren direkte öko-
nomische Kosten, während versteckte, langfristige, nicht-intendierte sowie soziale und 
ökologische Konsequenzen meist weniger detailliert untersucht werden. 

2.1.1 Ziele und Ausrichtung des Folgenabschätzungssystems3 
Das europäische Impact Assessment speist sich aus zwei Quellen: erstens den Be-
mühungen um Verwaltungsvereinfachung, bessere Rechtsetzung und Verbesserung 
europäischer Wettbewerbsfähigkeit und zweitens der Einsicht, dass die Verwirklichung 
der europäische Nachhaltigkeitsstrategie neue Ansätze zur Politikintegration erfordert. 
Das 2003 eingeführte Verfahren war ein zentrales Element des Aktionsplans „Verein-
fachung und Verbesserung des Regelungsumfelds“ und ersetzte ein unübersichtliches 
Bündel sektoraler Einzelprüfungsverfahren, die nur unzureichend angewendet wurden. 
Die Europäische Kommission begreift Folgenabschätzung als einen Prozess, welcher 
die gesamte Entwicklung eines Politikentwurfes begleitet, jedoch nicht die politische 
Entscheidung vorwegnimmt oder ersetzt. Ein wesentliches Kennzeichen des EU-
Verfahrens ist seine Transparenz: Alle IA-Berichte werden im Internet veröffentlicht 
und sollen unter Beteiligung von interessierten Kreisen erarbeitet werden. Verantwort-
lich für die Folgenabschätzung ist die federführende General-Direktion, die Hinzuzie-
hung von anderen interessierten Ressorts und von externer Expertise wird dabei aber 
stark betont und findet auch in der Praxis statt. Das Verfahren zielt darauf ab, alle we-
sentlichen Folgen in die Entscheidung einzubeziehen: direkte ökonomische Kosten, 
aber auch unbeabsichtigte Nebenfolgen, Verteilungseffekte sowie soziale und ökologi-
sche Konsequenzen. Methodisch findet keine Festlegung statt, sondern die Bearbeiter 
sind aufgefordert, diejenigen Analyseformen zu finden, die dem jeweiligen Untersu-
chungsgegenstand angemessen sind. In der Praxis dominiert die qualitative Analyse, 
nur fallweise wird auf ökonomische oder andere quantitative Studien Bezug genom-
men. 
 

                                                

3 Die folgende Darstellung des europäischen IA-Verfahrens bezieht sich auf die jüngste Entwurfsfassung 
des Leitfadens, die im Juni 2008 veröffentlicht wurde. Es handelt sich dabei um eine Überarbeitung und 
Erweiterung des bisherigen Leitfadens (2003 zuerst veröffentlicht, 2005 und 2006 überarbeitet). Seit 
Ende Juli 2008 ist das Konsultationsverfahren zur neuen Entwurfsfassung abgeschlossen, Stellung-
nahmen können hier eingesehen werden: 
http://ec.europa.eu/governance/impact/consultation/contributions_en.htm 
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Abbildung 1: Idealtypischer Ablauf einer Folgenabschätzung der Europäischen Kom-
mission 

 
 

Die Stärken des Systems liegen in den Verfahren der Qualitätssicherung (vor allem 
durch das Impact Assessment Board (IAB) und die Interdepartmental Steering Com-
mittees (ISC)) und in der Einbindung in den Politikformulierungsprozess (siehe Abb. 1). 
Wie in anderen Ländern ist allerdings bei vielen Initiativen die tatsächliche Relevanz 
der Analyse für die Politikentscheidung fraglich. Direkte ökonomische Folgen dominie-
ren, während soziale, ökologische und administrative Effekte nur selten ausführlich be-
trachtet werden. Der neue Leitfaden versucht, diesem Ungleichgewicht durch ausführ-
lichere Materialien entgegenzuwirken. 

Tabelle 1: Folgenabschätzungssystem der EU 

Ziele •  Bereitstellung von Wissen für politische Entscheidungsträger durch umfas-
sende Abschätzung von sozialen, ökonomischen und ökologischen Folgen  

•  bessere Rechtsetzung 

•  Beitrag zur Verbesserung der europäischen Wettbewerbsfähigkeit  

•  Abbau von Verwaltungsaufwand 

•  Beitrag zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie 

•  Erhöhung von Transparenz und Legitimität europäischer Politik 

Anwendungs-
bereich 

•  die „wichtigsten“ Kommissionsinitiativen, d.h. in der Regel alle Initiativen 
des Legislativ- und Arbeitsprogramms der Kommission (mit Ausnahme von 
Berichten und Konsultationsaktivitäten), aber auch Entscheidungen im Ko-
mitologie-Verfahren4 

•  damit sind auch nicht-legislative Initiativen eingeschlossen (Ausgabenpro-
gramme und Strategien) und Politikvorhaben im frühen Stadium (z.B. 
Weißbuch) 

Materielle Prüf-
anforderungen 

•  erwartete wirtschaftliche, soziale und ökologische Folgen, innerhalb und 
außerhalb der EU, intendierte und nicht-intendierte Folgen, Verteilungsef-
fekte 

•  zur Unterstützung des Screening-Prozesses bietet der Leitfaden eine aus-
führliche Liste möglicher Folgen an 

•  alternative Regelungen und Instrumente, inklusive der Nicht-Regelungs-
Option 

                                                
4 Im Komitologie-Verfahren wird die Europäische Kommission bei der Umsetzung Europäischen Rechts 
durch Ausschüsse unterstützt, die von Kommission und Mitgliedsstaaten besetzt sind. Ziel ist es, schnel-
les und effektives Handeln zu ermöglichen.  
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Akteure und 
Zuständigkei-
ten 

•  Die Prüfung wird von den für den Regulierungsentwurf zuständigen Mitar-
beitern der federführenden General-Direktion (GD) durchgeführt.  

•  Andere GDen (vor allem das General-Sekretariat) unterstützen die Arbeit, 
beispielsweise im Zuge der Ressortabstimmung. 

•  Jedes IA wird von einem Lenkungsausschuss (IA Steering Group) beglei-
tet, das mit Mitgliedern aller betroffenen GDen besetzt ist. Ausnahmen sind 
sehr spezifische Vorhaben. Der Lenkungsausschuss ist frühzeitig zu betei-
ligen. 

•  Die Hinzuziehung externer Expertise (z.B. Drittaufträge) ist möglich und 
wird ermutigt. Die Kommission bleibt jedoch allein verantwortlich für das 
Abfassen des Berichts. 

•  Das Impact Assessment Board prüft die Qualität aller IAs. Die Prüfung und 
eventuelle Nachbesserungen sollen noch vor Beginn der Ressortabstim-
mung stattfinden. 

Rechtliche In-
stitutionalisie-
rung 

•  keine gesetzliche Verankerung 

•  Grundlage sind die Kommunikation der Europäischen Kommission zur Fol-
genabschätzung (CEC(2002) 276endgültig) und der Leitfaden (SEC (2005) 
791). (European Commission 2002; European Commission 2005) 

Prozesse und 
Beteiligung 

•  Der IA-Prozess ist in den formalen Planungsablauf (Strategic Planning and 
Programming Cycle) der Kommission integriert. Der Prozess für alle Initiati-
ven des Arbeitsprogramms beginnt mit einem „Fahrplan“ (Roadmap), der 
den Ablauf und die Akteure des geplanten IA-Prozesses darstellt. 

•  Die wesentlichen Stufen des Prozesses sind: Vorbereitung, Durchführung 
der Prüfung, Entwurf des Berichts, Diskussion mit dem Impact Assessment 
Board, Endfassung des Berichts, Ressortabstimmung, Übersetzung, An-
nahme durch die Kommission, Weiterleitung an andere Institutionen. 

•  Die Beteiligung von Stakeholdern ist als iterativer Prozess gedacht, der pa-
rallel zur Erarbeitung des Berichts stattfindet. 

Analysemetho-
den 

•  Der Leitfaden schreibt keine spezifische Methode vor, sondern formuliert in 
erster Linie Analyseschritte, die in jeder Prüfung durchgeführt werden sol-
len. 

•  Quantitative und qualitative Methoden werden prinzipiell gleichrangig be-
handelt. 

•  Falls signifikante Bürokratiekosten erwartet werden, ist deren Abschätzung 
mit Hilfe des Standardkosten-Modells der EU vorgeschrieben. 

Tools und 
Handreichun-
gen 

•  ausführlicher Leitfaden (55 Seiten plus 66 Seiten Anhang mit Dokument-
vorlagen und weitergehenden Informationen zu einzelnen Schritten) 

•  verschiedene Online-Tools (beispielsweise das SINAPSE e-Network5, IA 
Tools6) 

Dokumentation 
und Publikati-
on 

•  Veröffentlichung aller IA-Berichte auf der zentralen Website des General-
Sekretariats7, zusammen mit dem Vorhaben und der Stellungnahme des 
Impact Assessment Boards. Die IA-Berichte enthalten Informationen zum 
Prüfprozess (beteiligte Gruppen, Ablauf, Quellen etc.) 

Praktische 
Umsetzung 

•  nach Anlaufschwierigkeiten in den ersten Jahren nun recht gute Implemen-
tation 

•  Qualität der Analyse und Einfluss auf Politikformulierung variiert stark 

•  häufig sind die Prüfungen eng auf die beabsichtigten und ökonomischen 
Folgen ausgerichtet, in vielen Fällen auf die Rechtfertigung einer getroffe-
nen Entscheidung ausgerichtet 

•  insgesamt deutliche Stärkung des Systems im Zeitverlauf, vor allem durch 
die Institution des Impact Assessment Boards 

                                                

5 Siehe: http://europa.eu/sinapse/sinapse/index.cfm. 
6 Siehe: http://iatools.jrc.ec.europa.eu/bin/view/IQTool/WebHome.html. 
7 Siehe: http://ec.europa.eu/governance/impact/practice_en.htm. 
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2.1.2 Stellenwert von Nachhaltigkeit im Folgenabschätzungssystem 
Nachhaltigkeit ist nicht das einzige Ziel, aber ein zentrales Element des europäischen 
Impact Assessment. Nachhaltigkeitseffekte werden nicht in einem speziellen Teil des 
Verfahrens abgeprüft, sondern nachhaltige Politiken sollen sich daraus ergeben, dass 
die sozialen, ökonomischen und ökologischen Folgen gleichgewichtig in politische Ent-
scheidungen einfließen. Im Prüfverfahren sollen beispielsweise Wirtschaftspolitiken 
zeigen, dass sie ökologisch und sozial verträglich sind, aber auch Umweltpolitiken, 
dass sie ökonomisch gerechtfertigt werden können. Die Mehrdimensionalität der euro-
päischen Impact Assessment Systems kommt in den Politikdokumenten klar zum Aus-
druck: 

„[The impact assessment system] helps to ensure coherence of Commission policies 
and consistency with Treaty objectives and high level objectives such as the Lisbon 
and Sustainable Development Strategies. It improves the quality of policy proposals by 
keeping EU intervention as simple as possible. Finally, it helps to ensure that the prin-
ciples of subsidiarity and proportionality are respected, and to explain why the action 
which is being proposed is necessary and appropriate.” (European Commission 2008, 
S. 4) 

2.1.3 Anforderungen aus Nachhaltigkeitssicht 
Um Nachhaltigkeitsfolgen umfassend darzustellen, sollen für jede Politikoption 

•  intendierte und nicht-intendierte Konsequenzen durchdacht, 

•  Synergien und Zielkonflikte betrachtet, 

•  betroffene Akteure identifiziert, 

•  möglicherweise Rangfolgen der Optionen auf Grundlage klarer Evaluationskriterien 
aufgestellt, 

•  Vergleiche mit einem Baseline-Szenario (Nulloption: keine Politikänderung) durch-
geführt, 

•  möglichst quantitative Berechnungen angestellt und 

•  bedeutsame Folgen vertieft untersucht werden. 

Als Hilfe beim Screening verschiedener Optionen enthält der Leitfaden eine ausführli-
che Liste möglicher Kategorien von Folgen, unterteilt in ökonomische, soziale und öko-
logische Auswirkungen (siehe Abbildung 2). Die Liste ist allerdings weitgehend als 
Denkhilfe zu verstehen, sie dient weder als verpflichtende Checkliste, noch erhebt sie 
Anspruch auf Vollständigkeit. 
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Abbildung 2: Mögliche Folgekategorien im Verfahren der EU Kommission  
 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  22 
 
 
 

 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  23 
 
 
 

 

 

 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  24 
 
 
 

 

 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  25 
 
 
 

 

 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  26 
 
 
 

 

 

2.1.4 Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung 
Der Leitfaden schreibt keine spezifische Methode vor, sondern formuliert in erster Linie 
Analyseschritte, die in jeder Prüfung durchgeführt werden sollen, insbesondere: 

•  Definition von Problem und Zielen, 

•  Nachweis der EU-Kompetenz, 

•  Entwicklung eines Baseline-Szenarios, 

•  Darstellung der Optionen, 

•  dreistufige Analyse der Folgen und 

•  Sensitivitätsanalyse. 

Quantitative und qualitative Methoden werden prinzipiell gleichrangig behandelt, betont 
wird dabei die Bedeutung von Transparenz und robuster Analyse. Falls signifikante 
Bürokratiekosten erwartet werden, ist deren Abschätzung mit Hilfe des Standardkos-
ten-Modells der EU vorgeschrieben. Andere (explizit erwähnte) Methoden sind Kosten-
Nutzen-Analyse, Kostenwirksamkeitsanalyse, Multikriterienanalyse und Risikoabschät-
zung. 

2.1.5 Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung in der Praxis 
Nach einigen Anlaufschwierigkeiten in den ersten Jahren zeichnet sich das Impact As-
sessment System der Europäischen Kommission mittlerweile durch einen hohen 
Implementationsgrad aus. Durch die Etablierung des Impact Assessment Board konn-
te zudem die Qualität der Abschätzungen graduell gesteigert werden. In der Praxis ist 
die Analyse allerdings häufig weniger umfassend als im Leitfaden gefordert. Verschie-
dene Optionen werden nicht immer in befriedigendem Maße berücksichtigt. In der Re-
gel dominieren direkte ökonomische Kosten, während versteckte, langfristige, nicht-
intendierte sowie soziale und ökologische Konsequenzen meist weniger detailliert un-
tersucht werden. 
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2.2 Belgien 

Belgien hat Anfang 2007 mit dem „duurzaamheidstest“ (Nachhaltigkeitstest, im Fol-
genden kurz: NH Test) ein obligatorisches Verfahren zur Abschätzung der Nachhaltig-
keitsfolgen von Politikentwürfen eingeführt. Die Durchführung des NH Tests ist Aufga-
be der für die Entwicklung eines Politikentwurfes zuständigen Facheinheiten. Das 
Prüfverfahren besteht aus drei Phasen: dem Screening (Quick Scan der potentiellen 
Auswirkungen eines Policy-Entwurfes im sozialen, ökologischen und ökonomischen 
Bereich sowie auf die Regierung), dem Scoping (Eingrenzung und nähere Definition 
des Analyseverfahrens) und dem Assessment (ausführliche Analyse und Bewertung 
der Folgen aus Nachhaltigkeitssicht). 

Bei der Implementation des NH Tests in Belgien verfolgt die föderale Regierung eine 
stufenweise Strategie, welche dem realen Prozess eines „learning by doing“ und dem 
notwendigen Zeitaufwand für den Aufbau von Methoden und Prozesswissen in der Mi-
nisterialverwaltung Rechnung tragen soll. Im Moment ist die belgische NH Test-Politik 
darauf ausgerichtet, einen standardmäßigen Screening-Prozess zu etablieren. Aus-
führliche NH Tests sollen vorerst nur für sehr wenige, besonders wichtige Politikent-
würfe durchgeführt werden. Dies spiegelt sich auch in den vorhandenen Unterstüt-
zungsmaterialien wider: Während für die Screening-Phase ein ausführliches Handbuch 
existiert, gibt es zur Ausgestaltung der beiden anderen Phasen kaum konkrete Infor-
mationen und keine offiziellen Handreichungen. In einer nächsten Stufe ist geplant, 
das NH Test-Handbuch zu erweitern und mehr ausführliche NH Tests durchzuführen. 

Obwohl neben der Einführung eines NH Tests zahlreiche Anstrengungen unternom-
men wurden, Fragen der Nachhaltigkeit organisatorisch im politisch-administrativen 
System des Föderalstaates zu verankern (z.B. durch die Einrichtung eines Nachhaltig-
keitsministeriums und von „Zellen für Nachhaltige Entwicklung“ in jedem Ministerium), 
scheinen die Maßnahmen bisher nur sehr begrenzte Wirksamkeit entfaltet zu haben. 
Die Idee eines Nachhaltigkeitstests bedeutet, u.a. aufgrund der fehlenden Tradition für 
formale Verfahrensvorschriften im Rechtsetzungsprozess, einen Bruch mit der her-
kömmlichen Art und Weise der Politikformulierung in Belgien. Hierin ist einer der we-
sentlichen Gründe dafür zu suchen, dass bisher zwar ausführliche Konzepte und Un-
terstützungsmaterialien zum NH Test (insbesondere zur Screening-Phase) entwickelt 
wurden, es aber kaum Transparenz über Praxiserfahrungen und Implementationser-
folge gibt. Defizite der Anwendung von NH Tests in Belgien sind darüber hinaus darauf 
zurückzuführen, dass Fragen der Prozessintegration des Verfahrens bisher nicht ge-
klärt wurden. 

2.2.1 Ziele und Ausrichtung des Folgenabschätzungssystems 
Belgien hat sich seit 1970 im Zuge zahlreicher Reformen vom Einheits- zum Föderal-
staat entwickelt. Im Gegensatz zu Deutschland sind in Belgien die Kompetenzen von 
Föderalstaat und Gliedstaaten klar getrennt. Konkurrierende Gesetzgebungszustän-
digkeiten gibt es nicht. Damit einhergehend existiert auch keine Höherrangigkeit des 
auf föderaler Ebene in Kraft gesetzten Rechts gegenüber den Gesetzen der Gliedstaa-
ten, sondern die auf beiden Ebenen verabschiedeten Rechtsnormen sind gleichrangig. 
Während es auf regionaler Ebene (in Flandern) seit 2005 eine formalisierte Regulie-
rungsfolgenabschätzung gibt, existierten auf Ebene des Föderalstaates bis vor kurzem 
keine Vorschriften zur Analyse von Gesetzesfolgen im administrativen Prozess der Po-
litikformulierung. Eine Ausnahme bildeten die Auswirkungen auf die öffentlichen Haus-
halte und die öffentliche Verwaltung, welche seit 1994 durch sog. Finanzinspektoren 
geprüft werden. Hinzu kommen verschiedene sektorspezifische Konsultationsvorschrif-
ten organisierter Interessengruppen. Bevor ein Gesetzentwurf vom König unterzeich-
net wird, ist zudem eine Stellungnahme des Staatsrates einzuholen. Die Staatsratsprü-
fung ist eine rein legistische Prüfung im Hinblick auf Fragen der formalen Richtigkeit, 
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der Vereinbarkeit mit höherrangigem Recht, der Widersprüche zu anderen Normen 
und der Zuständigkeitsebene. Gegebenenfalls kann auch die Zielerreichung eines Ge-
setzentwurfes aus legistischer Sicht beurteilt werden. 

Das weitgehende Fehlen formaler Verfahrensvorschriften für die Gesetzesvorbereitung 
auf Ebene des Föderalstaates in Belgien (und die Nicht-Einführung einer GFA im Zuge 
der europaweiten Verbreitung des Instrumentes seit Mitte der 1990-er Jahre) kann da-
durch erklärt werden, dass der belgische Politikformulierungsprozess in hohem Maße 
durch die politiknahen Institutionen der Kabinette bestimmt wird. Jeder belgische Mi-
nister hat einen umfangreichen persönlichen Mitarbeiterstab (das Kabinett). Kabi-
nettsmitglieder werden vom Minister berufen, gehören nicht zur öffentlichen Verwal-
tung und sind jederzeit kündbar. Neben dem Kabinett untersteht jedem Minister ein für 
administrative Aufgaben zuständiges Ministerium. Die Arbeitsteilung zwischen Kabinet-
ten und Ministerien in der Gesetzesvorbereitung ist nicht klar geregelt. In der Praxis 
erfolgt die inhaltliche Prägung von Politikentwürfen meist in den Kabinetten, während 
die Ministerien die Inhalte in eine juristisch stimmige Form bringen. Manchmal ist es 
aber auch so, dass ein Gesetzentwurf vollständig im Kabinett erarbeitet wird. Durch die 
Dominanz der politiknahen Kabinette in der Politikformulierungsphase ist der gesamte 
Prozess der Ausarbeitung von Regelungsentwürfen wenig standardisiert und durch 
pragmatische Entscheidungen, unstrukturierte Abläufe und nicht selten durch einen 
hohen Zeitdruck geprägt. 

Formale Vorschriften zur Durchführung umfassender Gesetzesfolgenabschätzungen 
sind in diesem System wenig passfähig. Ungeachtet dessen wurden in Belgien in den 
letzten Jahren zwei ex ante Prüfverfahren neu eingeführt: der Kafka-Test und der 
Nachhaltigkeitstest. Mit Hilfe des Kafka-Testes werden die Folgen neuer Gesetzge-
bung auf die administrativen Lasten für Bürger, Unternehmen und Non-Profit-
Organisationen analysiert. Der Kafka-Test ist seit 2004 für alle Gesetzentwürfe ver-
pflichtend. Ausnahmen bilden Vorhaben zur Selbstregulierung, Budgetfragen, Gesetze 
zur Ratifizierung internationaler Verträge sowie Regulierungen, die keine wesentlichen 
Auswirkungen auf administrative Lasten erwarten lassen oder rein formalen Charak-
ters sind. Der Kafka-Test besteht aus einer simplen Checkliste, welche die zuständi-
gen Bearbeiter in den Ministerien und Kabinetten im Prozess der Gesetzesvorberei-
tung zum Nachdenken über administrative Lasten anregen soll. In seiner Ausführung 
ist der Kafka-Test sehr einfach und wenig formalisiert. Wenn ein Gesetzentwurf der 
Regierung zur Entscheidung vorgelegt wird, ist der Kafka-Test obligatorischer Be-
standteil des Dossiers. 

Die Einführung eine Nachhaltigkeitstests wurde in Belgien bereits im Jahr 1999 in der 
Koalitionsvereinbarung erwähnt. Der Föderale Plan für Nachhaltige Entwicklung 2000-
2004 enthielt u.a. einen Aktionsplan mit strategischen Zielen und Implementations-
maßnahmen für die Einführung eines Nachhaltigkeitstests in Belgien. Mit der Einrich-
tung von „Zellen für Nachhaltige Entwicklung“ in allen Ministerien wurden 2004 erst-
mals konkrete organisatorische Schritte zur Etablierung des Nachhaltigkeitstests in 
Belgien eingeleitet. Die Zellen erhielten die Aufgabe, alle relevanten Politikentwürfe 
ihres Ressorts im Hinblick auf Nachhaltigkeitsaspekte zu überprüfen. Seit 2007 müs-
sen alle bedeutenden politischen Beschlüsse des Föderalstaats einem Nachhaltig-
keitstest unterzogen werden. 
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Tabelle 2: Nachhaltigkeitstest in Belgien 

Ziele •  bessere und systematischere Integration der Nachhaltigen Entwicklung in 
die Vorbereitung von Politikentwürfen 

•  ggf. Änderung oder Ergänzung von politischen Maßnahmen auf Basis der 
Erkenntnisse des Nachhaltigkeitstests 

•  Vergleich von Politikentwürfen mit Alternativmaßnahmen 

•  Unterstützung politischer Entscheidungen 

Anwendungsbe-
reich 

•  seit 2007 „alle bedeutenden politischen Beschlüsse“ (Beschluss des Mi-
nisterrats vom 19.01.2007), d.h. Gesetzentwürfe, Königliche Erlasse 
(Rechtsverordnungen) und andere Kabinettsentscheidungen auf Basis ei-
nes Policy-Dokuments 

Materielle Prüf-
anforderungen 

•  Folgen von Politikmaßnahmen für heutige und zukünftige Generationen, 
hier und anderswo in der Welt, im sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Bereich sowie auf die Regierung 

Akteure und Zu-
ständigkeiten 

•  Ministerium für Nachhaltige Entwicklung8 (POD DO): Zuständigkeit für die 
prozedurale Implementation des Verfahrens, die Bereitstellung von Unter-
stützungsmaterialien zur Durchführung von Nachhaltigkeitstests und das 
Monitoring der Implementation in alle Regierungsbehörden (stichproben-
artiger Qualitätscheck der NH-Test-Formulare) 

•  Facheinheiten in allen mit bedeutenden politischen Beschlüssen befass-
ten Behörden: Durchführung der NH Tests liegt dezentral im Verantwor-
tungsbereich der mit der jeweiligen politischen Maßnahme federführend 
befassten Verwaltungseinheit 

•  Einheiten („Zellen“) für Nachhaltige Entwicklung in Fachministerien und 
-behörden: Nachhaltige Entwicklung als Querschnittsthema, innerbehörd-
liche Unterstützung der Facheinheiten bei der Durchführung von NH 
Tests 

•  Kabinettssekretariat: Prüfung, ob die Aktenmappe eines Politikentwurfs 
für das Kabinett ein NH Test-Formular enthält; ohne NH Test-Formular 
kann das Vorhaben nicht auf die Entscheidungsagenda des Kabinetts ge-
setzt werden 

Rechtliche Insti-
tutionalisierung 

•  Königlicher Beschluss vom 25. Februar 2002: Gründung des Ministeri-
ums für Nachhaltige Entwicklung 

•  Königlicher Beschluss vom 22. September 2004: Einrichtung von Zellen 
für Nachhaltige Entwicklung in allen Ministerien, welche alle wichtigen Be-
schlüsse der Behörden im Hinblick auf ihre Auswirkungen auf Nachhaltige 
Entwicklung beurteilen sollen (= Durchführung und/oder Koordination der 
NH Tests durch die Zellen)  

                                                

8 Föderaler Öffentlicher Programmierungsdienst Nachhaltige Entwicklung (Programmatorische federale 
overheidsdienst Duurzame Ontwikkeling, kurz: POD DO). 
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Prozesse und 
Beteiligung 

•  Zielformulierung: Beginn des NH Test-Screenings so früh wie möglich im 
Policy-Prozess und nicht erst dann, wenn der Gesetzesentwurf bereits 
ausformuliert ist oder alle Details einer Maßnahme bereits feststehen 

•  NH Test-Formular muss spätestens dann vollständig ausgefüllt sein, 
wenn sich die erste Arbeitsgruppe zur Koordination und Diskussion des 
Politikentwurfs trifft 

•  von NH Test-Promotoren in Belgien wird die Auffassung vertreten, dass 
die Beteiligung anderer Behörden, Zielgruppen und Experten im Folgen-
abschätzungsprozess bei der Informationssammlung hilft, Unterstützung 
sicherstellt und die Prozessqualität erhöht 

•  NH Tests soll systematische Beteiligungsverfahren fördern, bisherige 
Konsultationspraxis ist pragmatisch und wenig offen, externe Konsultatio-
nen sind nicht obligatorisch und finden in institutionalisierter Form nur mit 
den traditionellen Sozialpartnern statt 

Tools und Hand-
reichungen 

•  Handbuch “NH Test-Screening” (2006) 

•  NH Test-Formulare: NH Test-Freistellungsformular (Formular A); NH 
Test-Screening-Formular (Formular B); NH Test-
Zusammenfassungsformular (Formular C) 

•  NH Test-Beratungsstelle im POD DO 

Dokumentation 
und Publikation 

•  NH Test-Formular A, B oder C ist Teil der Aktenmappe, welche dem Ka-
binett zur Befassung mit einem Politikentwurf vorgelegt wird; entweder 
werden die NH Test-Ergebnisse (Screening oder vollständige Folgenana-
lyse: Formular B oder C) beschrieben oder es wird begründet, warum kein 
NH Test durchgeführt wurde (Formular A) 

•  Nutzung der NH Test-Ergebnisse für die Gesetzesbegründung oder für 
einen möglichen Bericht an den König (im Falle von Rechtsverordnungen) 

2.2.2 Stellenwert von Nachhaltigkeit im Folgenabschätzungssystem 
Auf Ebene des Föderalstaates stellt der Faktor Nachhaltigkeit einen zentralen Aspekt 
im Folgenabschätzungssystem dar. Der NH Test ist das einzige integrative Verfahren 
zur Abschätzung von Gesetzesfolgen und soll verbindlich für alle wesentlichen Politik-
entwürfe vor der Kabinettsbefassung angewendet werden.9 

2.2.3 Anforderungen aus Nachhaltigkeitssicht 
Das belgische Ministerium für Nachhaltige Entwicklung publizierte 2006 ein Handbuch 
für das NH Test -Screening. In diesem Handbuch werden die materiellen Prüfanforde-
rungen und der Prozess der Durchführung eines NH Test ausführlich beschrieben. Die 
folgende Tabelle enthält eine Übersicht über Inhalte und Arbeitsschritte des NH Tests. 
Vorab ist darauf hinzuweisen, dass es sich bei der Darstellung der Analysekomplexe 
und Arbeitsschritte in der folgenden Tabelle um eine analytische Differenzierung han-
delt. In der Praxis gibt es erhebliche Überschneidungen zwischen den einzelnen Pha-
sen. So ist beispielsweise zu erwarten, dass bereits im Konsultationsverfahren zur A-
nalyse der zu erwartenden Auswirkungen einer politischen Maßnahme Optimierungs-
vorschläge unterbreitet werden. Solche Synergieeffekte sind gewünscht und sollten in 
jedem Fall genutzt werden. 

                                                

9 Im Gegensatz zur Föderalstaatsebene spielt Nachhaltigkeit im GFA-System des Gliedstaates Flandern 
kaum eine Rolle. Das flämische GFA-System zielt vor allem darauf ab, Policy-Optionen im Rahmen ei-
ner Kosten-Nutzen-Analyse zu bewerten. Indirekte Auswirkungen werden nicht explizit betrachtet. Eine 
Einschätzung von Politikentwürfen im Hinblick auf die Ziele einer Nachhaltigen Entwicklung ist nicht 
vorgesehen, sondern es geht um eine ökonomisch geprägte Effizienzanalyse. Eine normative Bewer-
tung politischer Ziele ist im Unterschied zum NH Test ausdrücklich nicht vorgesehen. 
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Tabelle 3: Arbeitsschritte und Prozessanforderungen von NH Tests in Belgien 

 Arbeits-
schritt 

Materielle Anforderungen Ergebnis Weiteres Vorgehen 

1) Selektion -Prüfung, ob die geplante 
Maßnahme zu einer der 
Ausnahmekategorien10 
gehört 

-Entscheidung darüber, 
ob ein Scanning 
durchgeführt wird oder 
nicht 

-Ausnahmekategorie 
→ Ausfüllen von 
Formular A 

-keine Ausnahmeka-
tegorie → weiter bei 
Schritt 2 

2) Quick 
Scan 

-erstes grobes Scanning, 
ob bedeutende Auswirkun-
gen im sozialen, ökonomi-
schen oder ökologischen 
Bereich sowie auf die Regie-
rung, kurz- oder langfristig, 
hier oder anderswo in der 
Welt zu erwarten sind 

-Identifizierung von Be-
reichen, in denen Aus-
wirkungen zu erwarten 
sind anhand von 33 In-
dikatoren 

-Dokumentation in Ta-
bellenform „Impact Mat-
rix Quick Scan“ (siehe 
Tabelle 5) 

Weiter bei Schritt 3 

S
cr

ee
n

in
g

 

3) Rele-
vanzbeurtei-
lung 

-Analyse und Bewertung 
der im Quick Scan identifi-
zierten Auswirkungen und 
Einschätzung darüber, ob 
bedeutende Auswirkungen 
im sozialen, ökonomischen 
oder ökologischen Bereich 
zu erwarten sind 

-Entscheidung dar-
über, ob ein ausführli-
cher NH Test durchge-
führt wird 

-kein ausführlicher 
NH Test notwendig 
→ Ausfüllen von 
Formular B 

-ausführlicher NH 
Test notwendig → 
weiter bei Schritt 4 

4) 
Qualifizierter 
Quick Scan 

-Ausführlicheres Scanning 
der möglichen Auswirkun-
gen der Maßnahme aus 
Nachhaltigkeitssicht mit dem 
Ziel, die Art des durchzufüh-
renden NH Tests näher zu 
definieren  

-Genauere Definition 
der zu erwartenden 
Auswirkungen im öko-
nomischen, ökologi-
schen und sozialen Be-
reich sowie auf die Re-
gierung 

Weiter bei Schritt 5 

S
co

p
in

g
 

5) Eingren-
zung des 
Analysever-
fahrens 

-Definition und Eingrenzung 
des NH Test im Hinblick auf 
Inhalt, Tiefe, Methoden 
und Akteure (Wer führt den 
NH Test durch? Wer wird 
beteiligt?) – Ziel: Beachtung 
des Proportionalitätsprinzips 
und Analysefokus auf die 
wichtigsten Effekte einer 
Maßnahme 

-Konkretisierung und 
Festlegung eines 
Durchführungskon-
zeptes für den NH Test 
und eines Projektplans 

Weiter bei Schritt 6 

                                                

10 Zu den Ausnahmekategorien gehören 1) Regierungsentscheidungen, welche zweifelsohne nur gering-
fügige Auswirkungen auf Nachhaltigkeitsaspekte haben werden (z.B. rein formale Entscheidungen wie 
technische Anpassungen von Gesetzen,formale Ratifizierungen internationaler Verträge 
oder Personalentscheidungen), 2) Regierungsentscheidungen im Katastrophenfall; 3) Regierungsent-
scheidungen, die einer besonderen Geheimhaltung unterliegen (z.B. Entscheidungen in Militärfragen, 
über Geheimdienste oder zur Bekämpfung des Terrorismus) und 4) Regierungsentscheidungen, welche 
bereits früher oder auf anderer politischer Ebene einer Nachhaltigkeitsabschätzung unterzogen worden 
sind (z.B. EU-Initiativen oder Gesetzgebung der Flämischen Gemeinschaft, für welche bereits eine aus-
führliche RIA durchgeführt wurde). 
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 Arbeits-
schritt 

Materielle Anforderungen Ergebnis Weiteres Vorgehen 

6) Beurtei-
lung 

-Analyse der relevanten 
Effekte der vorgeschlage-
nen Politikmaßnahme und 
eventueller Alternativen 
(ggf. Gewichtung der Effek-
te) 

Darstellung der Aus-
wirkungen der vorge-
schlagenen Maßnahme 
sowie von Alternativen 

Weiter bei Schritt 7 

7) Vergleich -Vergleich der Alternativen 
und Abwägung der jeweili-
gen Auswirkungen 

Einschätzung der al-
ternativen Maßnah-
men auf Basis der Er-
gebnisse des NH Tests 

Weiter bei Schritt 8 

A
ss

es
sm

en
t 

8) Optimie-
rung 

-Formulierung möglicher 
ergänzender Maßnahmen, 
um unerwünschte Effekte zu 
vermeiden oder zu reduzie-
ren und um erwünschte Ef-
fekte zu verstärken 

Darstellung von 
Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen 

Ausfüllen von Formu-
lar C 

2.2.4 Methoden des Nachhaltigkeitstests 
Der NH Test beginnt in Belgien mit der Erstellung einer groben Übersicht darüber, ob 
wesentliche Auswirkungen auf Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft oder die Regierung zu 
erwarten sind. Dieser Quick Scan basiert auf bekannten Fakten und dem Input von 
Experten aus verschiedenen Ministerien und Ämtern. Externe Experten (Berater, Wis-
senschaftler) werden in dieser Phase nicht hinzugezogen. Bewertet werden insgesamt 
33 Indikatoren (siehe Tabelle 4). Jeweils zehn Indikatoren stammen aus den drei Be-
reichen ökonomische, ökologische und soziale Auswirkungen. Hinzu kommen drei In-
dikatoren, welche die Auswirkungen auf die Regierung angeben, da davon ausgegan-
gen wird, dass eine gut funktionierende Regierung einen wichtigen Faktor zur Errei-
chung der Ziele einer Nachhaltigen Entwicklung darstellt. Wie die folgende Tabelle 
zeigt, werden die Auswirkungen auf jeden Indikator in einer Tabelle dokumentiert. Un-
terschieden wird zwischen kurz- und langfristigen sowie räumlichen Auswirkungen. 
Darüber hinaus wird eine Angabe dazu verlangt, wie die Genauigkeit der Information 
einzuschätzen ist. 

Tabelle 4: 33 Indikatoren für das NH Test-Screening in Belgien 

Ökonomische Aus-
wirkungen 

Ökologische Auswir-
kungen 

Soziale Auswirkun-
gen 

Auswirkungen auf 
die Regierung 

Private Investitionen Luftqualität Chancengleichheit Einnahmen des Staa-
tes 

Staatliche Investitio-
nen 

Wasserqualität Armut und soziale Un-
gleichheit 

Vollzugskosten 

Innovation, Forschung 
und Entwicklung 

Bodenqualität Verbraucherschutz Verhältnis Regie-
rungskosten / BIP 

Preise Immissionen Erwerbstätigkeit / Ar-
beitslosigkeit 

Anzahl der Unterneh-
men 

Energieverbrauch Arbeitsqualität 

Produktivitätsniveau 
der Unternehmen 

Wasserverbrauch Qualität des Gesund-
heitswesens 

Produktivität Biodiversität Gesundheitszustand 
der Bevölkerung 
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Ökonomische Aus-
wirkungen 

Ökologische Auswir-
kungen 

Soziale Auswirkun-
gen 

Auswirkungen auf 
die Regierung 

Befolgungskosten Raumnutzung Wohnungen 

Markteinwirkungen Management der 
Wasserressourcen 

Ausbildungsgrad der 
Bevölkerung 

KMU Mobilität Zivile, politische und 
soziale Grundrechte 

 

Auf Basis der Dokumentation in der Matrix (siehe Tabelle 5) kann nach dem Quick 
Scan entschieden werden, ob ein ausführlicher NH Test notwendig ist oder nicht. Für 
diesen Entscheidungsprozess ist in Belgien keine bestimmte Methode vorgegeben. 
Das Handbuch diskutiert die Vor- und Nachteile der Definition von Schwellenwerten 
gegenüber einer rein subjektiven Einschätzung, gibt aber keine konkreten Handlungs-
empfehlungen. Zur Unterstützung der Entscheidungsfindung werden jedoch einige 
Fragen und Leitsätze formuliert. So wird zum Beispiel empfohlen, keine NHP durchzu-
führen, wenn alle signifikanten Auswirkungen eine positive Richtung haben. Umge-
kehrt ist ein NH Test dann besonders angeraten, wenn die Unsicherheit über die Aus-
wirkungen einer Maßnahme besonders hoch ist oder wenn negative Effekte (in einem 
oder mehreren der Teilbereiche) 

•  sehr stark sind,  

•  nur schwer wieder rückgängig zu machen sind,  

•  besonders langfristigen Charakter besitzen oder  

•  Regionen bzw. Bevölkerungsgruppen betreffen, die aus Nachhaltigkeitsgesichts-
punkten ohnehin unter einem starkem Druck stehen. 

Tabelle 5: Impact Matrix Quick Scan 

Bereich Nr. Indikator Kurzfristige 
Auswirkungen 

Langfristige 
Auswirkungen 

Räumliche 
Auswirkungen 

Genauigkeit der 
Information 

 

 

 ++/+/0/-/--/±/? ++/+/0/-/--/±/? 

lok/reg/BE/EU/ 

außerhalb EU +/±/- 

Wirtschaftliche Auswirkungen 

Investio-
nen 

E1 Private 
Investitionen 

                        

 E2 Staatliche In-
vestitionen 

                        

 E3 Innovation, 
Forschung und 
Entwicklung 

                        

... E4... E10 ...                         

Soziale Auswirkungen 

…. S1...S10 ...     

Umweltauswirkungen 

… M1…M10 …                         

Auswirkungen auf die Regierung  

…. O1…O3 …                         

Quelle: Manual for SIA-Screening (Public Service on Sustainable Development 2006), eigene Anpassungen. 
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Zum NH Test-Scoping und für den ausführlichen NH Test existieren bisher keine offi-
ziellen Handreichungen oder Methodenempfehlungen. Auf der Webseite des Ministeri-
ums für Nachhaltige Entwicklung ist jedoch eine angepasste Version der Fragenliste 
der Europäischen Kommission für die Ausführung von NH Test zu finden, welche in 
der Scoping-Phase als Orientierungsmuster genutzt werden kann. 

2.2.5 Umsetzung des Nachhaltigkeitstests in der Praxis 
Obwohl in Belgien große Anstrengungen in die organisatorische Verankerung des 
Querschnittsthemas Nachhaltigkeit in allen Ressorts investiert wurden (Einrichtung ei-
nes Nachhaltigkeitsministeriums, interministerielle Kommission, Expertengremien, Be-
richtspflichten), blieb die für moderne westliche Gesellschaften typische sektorale 
Fragmentierung der Entwicklung von Politikentwürfen erhalten. Eine horizontale Integ-
ration und Stärkung von Nachhaltigkeitsaspekten in der Politikformulierungsphase in 
Folge der organisatorischen Maßnahmen und der Einführung des NH Tests konnten 
nicht erreicht werden. Verstärkend wirkte hierbei die Tatsache, dass die systematische 
ex ante Evaluation von Politikentwürfen auf der föderalen Ebene in Belgien kaum Tra-
dition besitzt und in der Zentraladministration deshalb weder eine entsprechende kultu-
relle Prägung noch Erfahrungen mit dieser Art von Analysen vorhanden waren.11  

Inwiefern die im Jahr 2007 erfolgte obligatorische Verankerung des NH Tests im Poli-
tikformulierungsprozess hierbei zu Veränderungen führen wird, kann derzeit noch nicht 
abschließend beurteilt werden. Bisher gibt es kein belastbares empirisches Material 
zur Implementation der NH Tests in Belgien. Dokumentiert sind lediglich die im Rah-
men eines Forschungsprojektes zur Anwendbarkeit der NH Tests im Politikprozess auf 
föderaler Ebene 2004-2006 durchgeführten Pilotstudien zu NH Tests anhand konkreter 
Fälle (Einführung ethischer Kriterien für die öffentliche Beschaffung; Biokraftstoff). In 
diesen Pilotstudien zeigte sich, dass ausführliche Nachhaltigkeitsabschätzungen sehr 
ressourcenaufwändig sind. Auffällig ist, dass auf der Website des Ministeriums für 
Nachhaltige Entwicklung zwar die Handbücher und Formulare der NHP präsentiert 
werden, dort aber kein einziges Praxisbeispiel zu finden ist. 

Auf politischer Ebene besteht zwar ein Konsens in Bezug auf die Anwendung des 
Handbuchs NH Test-Screening, ein Handbuch NH Test-Scoping hingegen wurde von 
den politischen Entscheidungsträgern vorerst mehrheitlich abgelehnt. Die derzeitige 
politische Handlungsempfehlung besteht darin, ausführliche NH Tests zunächst nur für 
eine sehr begrenzte Anzahl wichtiger politischer Entscheidungen durchzuführen. Im 
Sinne eines „Learning by doing“ ist anvisiert, in der ersten Anwendungsphase des 
Screenings die notwendigen Kapazitäten für ausführliche Nachhaltigkeitsanalysen auf-
zubauen. Der Schwerpunkt der praktischen Anwendung von NH Tests liegt deshalb 
derzeit auf der Screening-Phase (Durchführung eines Quick Scans). Zukünftig ist ge-
plant, dass NH Test-Handbuch zu erweitern und mehr ausführliche NH Tests durchzu-
führen. 

                                                

11 Ausführlicher hierzu siehe (Paredis/ et al. 2006; Woydt 2008) 
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2.3 Großbritannien 

Großbritannien ist bei der GFA international führend. Das britische Impact Assessment 
(IA) ist eines der wenigen Systeme weltweit, die eine sehr hohe Implementationsrate 
aufweisen. 

Der Fokus liegt – vor allem seit einer 2007 durchgeführten Reform – auf dem Abbau 
von Belastungen für Unternehmen und Bürger. Methodisch ist das britische Folgenab-
schätzungssystem stark auf Kosten-Nutzen-Analysen ausgerichtet. 

Die Stärken des Systems liegen neben der hohen Implementationsrate in der großen 
Transparenz und politischen Sichtbarkeit (Abzeichnung durch den verantwortlichen 
Minister). Defizite gibt es allerdings bei der tatsächlichen Relevanz der Abschätzungen 
für die Politikentscheidung. Eine häufige Kritik ist, dass viele Folgenabschätzungen nur 
der Rechfertigung von Entscheidungen dienen und im parlamentarischen Raum kaum 
wahrgenommen werden. In der Praxis ist die Analyse außerdem thematisch viel weni-
ger umfassend als in den Leitlinien gefordert (Nebenfolgen werden oft nicht ausführlich 
betrachtet). 

Nachhaltigkeit ist grundsätzlich Teil der GFA und wird im Rahmen von sogenannten 
Einzelprüfungen (Specific Impact Tests) behandelt. Welche Tests durchgeführt wer-
den, liegt im Ermessen des federführenden Ministeriums. Verpflichtend sind allerdings 
die Tests zur Gleichstellung in Bezug auf Geschlecht, Rasse und Behinderung. 

Während bis 2006 ein Trend zur Verbreiterung der Analyse auch in Richtung Nachhal-
tigkeit festzustellen war, hat die Reform das System wieder auf seinen Kern der direk-
ten Kosten zurückgeführt. Dabei fokussiert das reformierte GFA-Verfahren auf monet-
arisierbare Folgen für betroffene Gruppen. Nicht-monetarisierbare Folgen "können" im 
Anhang aufgeführt werden "wenn sie für das Gesamtverständnis der Politikoptionen" 
relevant sind (Department of Business Enterprise & Regulatory Reform 2007`, Rn. 50). 
Die einzigen direkt abgefragten Folgen sind die Bereiche Wettbewerb (ja/nein), Treib-
hausgase (in GBP) und Bürokratiekosten (ebenfalls in GBP). 

2.3.1 Ziele und Ausrichtung des Folgenabschätzungssystems 
Das britische Impact Assessment System baut auf Erfahrungen seit 1986 auf (damals: 
Compliance Cost Assessment). Es wurde in den neunziger Jahren gestärkt und erwei-
tert (damals: Regulatory Impact Asssessment), z.B. um Themen wie Gesundheit und 
Nachhaltigkeit. Im Zuge einer weiteren Reform 2007 wurde es wieder stark vereinfacht 
und auf das Ursprungziel der Kosten-Nutzen-Abwägung zurückgeführt. Eine Umbe-
nennung von Regulatory Impact Assessment zu Impact Assessment (IA) soll der Tat-
sache Rechnung tragen, daß auch nicht-regulatorische Politiken bewertet werden und 
gleichzeitig die Ministerien ermutigen, alternative Instrumente zu berücksichtigen. 

Der Fokus des britischen Verfahrens liegt traditionell – und seit der Reform 2007 wie-
der verstärkt – auf dem Abbau von Belastungen für Unternehmen und Bürger. Metho-
disch ist es stark auf Kosten-Nutzen-Analyse ausgerichtet. Zentrales Element ist – ne-
ben der Beschreibung des Problems, der Ziele und der Optionen – die Berechnung 
des Nettonutzens der vorgeschlagenen Politikmaßnahme. 
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Tabelle 6: Impact Assessment System Großbritanniens 

Ziele •  Traditionell (und seit 2007 erneut): Verringerung von Bürokratiekosten, 
Vermeidung kostspieliger und unnötiger Regulierung 

•  seit Mitte/Ende der 1990er Jahre: breitere Abwägung der Kosten und 
Nutzen von Regulierung, Abschätzung 'aller' Folgen, auch nicht-
intendierter und langfristiger Folgen 

Anwendungsbe-
reich 

•  verpflichtend nicht nur für Gesetze und Verordnungen, sondern für alle 
Regierungsvorhaben ('Government interventions'), die Kosteneffekte für 
den privaten und öffentlichen Sektor haben (im Falle des öffentlichen 
Sektors: bei Kosten von über 5m GBP) – beispielsweise auch Leitfäden, 
Ziele und Kriterien für die Mittelfreigabe 

Materielle Prüf-
anforderungen 

•  erwartete Kosten, Entlastungen und Nutzen 

•  Auswirkungen auf die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen (Unterneh-
men, öffentliche Hand, Zivilgesellschaft) 

•  Alternative Regelungen und Instrumente 

Akteure und Zu-
ständigkeiten 

•  Das IA wird im federführenden Ministerium von den für den Regulie-
rungsentwurf zuständigen Mitarbeitern in Zusammenarbeit mit den Öko-
nomen des Ministeriums durchgeführt.  

•  Drittaufträge werden nur in Ausnahmefällen vergeben. 

•  Die Better Regulation Executive (Teil des Wirtschaftministeriums) unter-
stützt Ministerien, veröffentlicht Handreichungen und ist für Qualitätskon-
trolle zuständig. 

Rechtliche Insti-
tutionalisierung 

•  Gesetzliche Grundlage: Legislative and Regulatory Reform Act (2006) 

Prozesse und 
Beteiligung 

•  IA wird als Prozess verstanden, in dessen Verlauf IA-Berichte zu ver-
schiedenen Zeitpunkten veröffentlicht (bzw. erneut und ggf. ergänzt veröf-
fentlicht werden): im Zuge der öffentliche Beteiligung, bei Vorlage im Par-
lament, unmittelbar vor der Umsetzung, bei der Review. 

•  Gesellschaftliche Gruppen werden in der Regel zunächst informell, später 
im Beteiligungsverfahren formell beteiligt.  

Analysemetho-
den 

•  Der Schwerpunkt der IA liegt auf Kosten-Nutzen-Analyse (inkl. Bürokra-
tiekostenmessung). Dabei sollen die Folgen für verschiedene Gruppen 
separat erfasst werden. 

Tools und Hand-
reichungen 

•  zehnseitige Leitlinien (‚Impact Assessment Guidance’, ersetzt die wesent-
lich längeren RIA-Richtlinien) 

•  dreiseitige Dokumentvorlage für IAs (inkl. Checkliste der Einzelprüfungen) 

•  Online-‚Toolkit’ mit Informationen zu Einzelschritten und weiterführenden 
Weblinks (z.B. Handreichungen von Fachministerien zu Einzelprüfungen) 

Dokumentation 
und Publikation 

•  Verpflichtende Veröffentlichung aller IAs auf den Webseiten jedes Minis-
teriums, eine zentrale, durchsuchbare Datenbank wird derzeit entwickelt. 
Die IA-Berichte enthalten Informationen zum Prüfprozess (beiteiligte 
Gruppen, Ablauf, Quellen etc.). 

Praktische Um-
setzung 

•  bisher: hohe Implementationsrate von nahezu 100 Prozent, wahrschein-
lich unbeeinflusst von der Reform 

•  die geforderte iterative Umsetzung von der ersten Idee über die Umset-
zung bis zur ex post Evaluierung ist nicht immer Realität 

•  in der Realität sind die Prüfungen häufig eher kursorisch, qualitativ und 
eng auf die beabsichtigten Folgen ausgerichtet 

 

Die Stärken des britischen IA-Systems liegen – neben der hohen Implementationsrate 
– in der großen Transparenz und engen Anbindung an den Politikformulierungspro-
zess (integraler Bestandteil der Konsultationsprozesse innerhalb des Gesetzgebungs-
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verfahrens, mehrstufiges Verfahren, Abzeichnung durch den zuständigen Minister). 
Interessant ist aber, dass die Institutionalisierung im Zuge der Reform eher ge-
schwächt als gestärkt worden ist: Die für Koordination und Qualitätskontrolle zuständi-
ge Better Regulation Executive (BRE) ist unter der neuen Regierung von Gordon 
Brown vom mächtigen Cabinet Office des Premierministers in das neuformierte Wirt-
schaftsministerium (Department for Business, Enterprise and Regulatory Reform) ü-
berführt worden. Es ist zu erwarten, dass damit die Kontrollfunktion des BRE erstens 
stärker auf Kosten für die Wirtschaft ausgerichtet als auch insgesamt geschwächt 
wird: Während das Cabinet Office unmittelbar in die verschiedenen Ressorts eingrei-
fen konnte, ist eine Entsprechung durch das Wirtschaftsministerium nicht vorstellbar.  

Defizite gibt es bei der tatsächlichen Relevanz der Abschätzungen für die Politikent-
scheidung (National Audit Office 2007). Eine häufige Kritik ist, dass viele IAs nur der 
Rechtfertigung von Entscheidungen dienen. In der Praxis ist die Analyse außerdem 
thematisch viel weniger umfassend als von den Leitlinien gefordert (Nebenfolgen wer-
den oft nicht ausführlich betrachtet). 

2.3.2 Stellenwert von Nachhaltigkeit im Folgenabschätzungssystem 
Auch nach der Reform ist Nachhaltigkeit grundsätzlich immer noch ein Teil von Impact 
Assessment. Folgen auf Nachhaltigkeit sollen im Rahmen von sogenannten Einzelprü-
fungen12 (Specific Impact Tests) geprüft werden, für welche die jeweils zuständigen 
Ministerien Handreichungen und Informationen bereitstellen. Welche Tests durchge-
führt werden, liegt im Ermessen des federführenden Ministeriums. Verpflichtend sind 
allerdings die Tests zu Gleichstellung in Bezug auf Geschlecht, Rasse und Behinde-
rung. 

                                                

12 Einzelprüfungen im britischen IA-System sind: Competition Assessment, Small Firms Impact Test, Le-
gal Aid, Sustainable Development, Carbon Assessment, Other Environment, Health Impact Assess-
ment, Race Equality, Disability Equality, Gender Equality, Human Rights, Rural Proofing. 
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Abbildung 3: Checkliste für Einzelprüfungen (Specific Impacts Test)  
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2.3.3 Anforderungen aus Nachhaltigkeitssicht 
Die Anforderungen an eine Nachhaltigkeitsprüfung innerhalb des britischen Impact As-
sessment Systems bleiben sehr vage. Die IA-Leitlinien verweisen auf die Verfahren 
der verschiedenen Ministerien. Obwohl Nachhaltigkeit in der Liste der Einzelprüfungen 
aufgeführt ist, gibt es jedoch keinen spezifischen Nachhaltigkeitstest. Stattdessen ent-
hält das Toolkit zum Thema Nachhaltigkeit neben Links zu relevanten Dokumenten 
(beispielsweise die Nationale Nachhaltigkeitsstrategie) nur eine recht allgemein gehal-
tene Checkliste mit Themenfeldern, die als Fragen ausformuliert wurden und z.T. von 
Einzelprüfungen abgedeckt werden. 

Während bis 2006 ein Trend zur Verbreiterung der Analyse auch in Richtung auf 
Nachhaltigkeit festzustellen war, hat die Reform das System wieder auf seinen Kern 
der direkten Kosten zurückgeführt. Dabei fokussiert das reformierte IA-Verfahren auf 
monetarisierbare Folgen für betroffene Gruppen. Nicht-monetarisierbare Folgen "kön-
nen" im Anhang aufgeführt werden, "wenn sie für das Gesamtverständnis der Politik-
optionen" relevant sind (Department of Business Enterprise & Regulatory Reform 
2007`, Rn. 50). Die einzigen direkt abgefragten Folgen sind die Bereiche Wettbewerb 
(ja/nein), Treibhausgase (in GBP13) und Bürokratiekosten (ebenfalls in GBP). Es ist 
anzunehmen, dass Nachhaltigkeitsfolgen im Rahmen des engen ökonomischen An-
satzes oft nicht vollständig und adäquat darzustellen sein werden. Daher ist davon 
auszugehen, dass die durch die Reform angestrebte Fokussierung auf monetäre Kos-
ten- und Nutzen-Aspekte von Maßnahmen zu einer Schwächung der Nachhaltigkeits-
prüfung führen wird. 

 

                                                
13 Für CO² Emissionen werden Schattenpreise angenommen. Es wird ein steigender Preis angenommen: 
für Emissionen, die im Jahr 2007 auftreten, werden 25,5 GBP/t angenommen, das steigert sich jährlich 
bis 2050 auf 59,60 GBP/t. 
(http://www.defra.gov.uk/ENVIRONMENT/climatechange/research/carboncost/pdf/HowtouseSPC.pdf)  
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2.3.4 Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung 

Abbildung 4: Zusammenfassungstabelle der standardisierten IA-Vorlage 

Summary: Analysis & Evidence 
Policy Option:   
 

Description:   

 
ANNUAL COSTS 

One-off (Transi-
tion) Yrs 
£      
Average Annual Cost 
(excluding one-off) 

Description and scale of key monetised costs by ‘main  
affected groups’  
 
 

£        Total Cost (PV) £   

C
O

S
T

S
 

Other key non-monetised costs by ‘main affected groups’ 
 

 
ANNUAL BENEFITS 

One-off Yrs 
£           
Average Annual Benefit 
(excluding one-off) 

Description and scale of key monetised benefits by ‘main 
affected groups’  
 

£         Total Benefit (PV)  £  B
E

N
E

F
IT

S
 

Other key non-monetised benefits by ‘main affected groups’  
 

  
Key Assumptions/Sensitivities/Risks  

 
Price Base 
Year xxxx 

Time Period 
Years xx 

Net Benefit Range (NPV) 
 

NET BENEFIT (NPV Best es-
timate) 

 
 

What is the geographic coverage of the policy/option?  
On what date will the policy be implemented?  
Which organisation(s) will enforce the policy?  
What is the total annual cost of enforcement for these organisations? £  
Does enforcement comply with Hampton principles?  
Will implementation go beyond minimum EU requirements?  
What is the value of the proposed offsetting measure per year? £  
What is the value of changes in greenhouse gas emissions? £  
Will the proposal have a significant impact on competition? No 
Annual cost per organisation (illustrative) 
 

Micro 
£ 

Small 
£ 

Medium 
£ 

Large 
£ 

Are any of these organisations exempt? No No N/A N/A 
 

Impact on Admin Burdens Baseline (xxxx Prices) (Increase-Decrease) 
Increase of £ Decrease 

 
£ Net Impact £  

 
 

Zentraler methodischer Fokus des britischen IA-Systems ist die Kosten-Nutzen-
Analyse, für welche ausführliche Vorlagen, Beispiele und unterstützende Materialien 
bereitgestellt werden. Gefordert wird nicht nur die Analyse der unmittelbaren einmali-
gen Kosten, sondern der kumulativen Kosten über einen definierten Zeitraum hinweg 
(z.B. 30 Jahre). Angegeben werden sollten die hinter der Berechnung stehenden An-
nahmen, Sensitivitäten und Diskontsätze und die sich aus den Unsicherheiten erge-
benden Ergebnisspannen (siehe Abb. 4). 

Hinter dieser methodischen Ausrichtung steht erkennbar die politische Absicht, die Be-
lastungen für Unternehmen in den Vordergrund zu stellen und zeigen zu können, dass 
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nur solche Politikmaßnahmen umgesetzt werden, die einen eindeutigen ökonomischen 
Nutzen haben. Die Praxis zeigt jedoch, dass eine vollständige Monetarisierung von 
Kosten und Nutzen bei komplexeren Politikvorhaben mit enormen Unsicherheiten be-
haftet und letztlich kaum durchführbar ist.  

2.3.5 Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung in der Praxis 
Das neue IA-Verfahren ist erst seit kurzem in Kraft, daher sind die Erfahrungen mit der 
Umsetzung noch begrenzt. Es ist aber zu vermuten, dass die Reform – die ja die Kon-
zentration auf die ökonomischen Folgen zum Ziel hatte – zu einer weiteren Verengung 
des Prüfumfangs führen wird. 

2.4 Irland 

Das 2005 eingeführte irische System des Regulatory Impact Assessment (RIA) zeich-
net sich dadurch aus, dass es nicht nur thematisch umfassend angelegt ist, sondern – 
zumindest was die Screeningstufe angeht – auch in kurzer Zeit eine hohe Implementa-
tionsrate erreicht hat. 

Das Verfahren strebt eine ausgewogene Berücksichtigung aller Folgentypen an, ist 
also nicht in erster Linie auf die Verringerung ökonomischer Kosten ausgerichtet. Mög-
liche Folgen werden in sieben Kategorien unterteilt: nationale Wettbewerbsfähigkeit, 
sozial ausgeschlossene oder gefährdete Bevölkerungsgruppen, Umwelt,  
ökonomische Märkte, Verbraucher und Wettbewerb, Bürgerrechte und Belastungen 
durch Einhaltung (‚compliance burdens’). 

Positiv zu bewerten sind vor allem die breit angelegten Unterstützungsmaßnahmen: 
ein klarer und angemessener RIA-Leitfaden, Fortbildungskurse, eine interne RIA-
Beratungsstelle und ein Netzwerk der RIA-Zuständigen in jedem Ministerium.  

Defizite gibt es allerdings bei der Qualität vieler Folgenabschätzungen, dem häufig zu 
späten Zeitpunkt der Durchführung, der tatsächlichen Relevanz für die Politikentschei-
dung und bei der Transparenz des Verfahrens. Nur ein Teil der RIA-Berichte wird früh-
zeitig veröffentlicht und unter Beteiligung von betroffenen Gruppen und externen Fach-
leuten erarbeitet. 

Die Hauptprüfung wird nur sehr selten durchgeführt, es ist also zu vermuten, dass das 
Screening häufig dazu benutzt wird zu zeigen, dass keine wesentlichen Folgen entste-
hen. Eine detaillierte Nachprüfung ist allerdings wegen der begrenzten Transparenz 
derzeit nicht möglich. 

Wie beim Impact Assessment in der Europäischen Kommission werden Nachhaltig-
keitseffekte nicht in einem speziellen Teil des Systems abgeprüft; sie sollen sich viel-
mehr aus der Gesamtheit der analysierten Folgen ergeben. Dieses Ziel wird jedoch in 
der Praxis nicht immer erreicht, u.a. weil die genannten Folgentypen nicht umfassend 
genug sind. 

2.4.1 Ziele und Ausrichtung des Folgenabschätzungssystems 
Hintergrund der irischen Initiative zur Einführung eines RIA-Verfahrens war der OECD-
Bericht (OECD 2001), der eine systematischere ex ante Analyse von Gesetzen und 
Verordnungen anmahnte. Die irische Regierung griff den Gedanken in ihrem Weiß-
buch „Regulating Better“ (Department of the Taoiseach 2004) auf und kündigte die 
Einführung eines RIA-Verfahrens an. Nach einer kurzen Pilotphase wurde das neue 
System 2005 eingeführt. Ziel des Verfahrens ist es, politische und administrative Ent-
scheidungen zu verbessern und dabei die Offenheit, öffentliche Beteiligung und Re-
chenschaftspflicht (‚accountability’) zu verbessern. Dieser Anspruch ist vergleichsweise 
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breit und geht über das hinaus, was in vielen anderen Ländern im Vordergrund steht, 
nämlich die Kosten von Regulierung zu senken. 

Das Verfahren strebt eine umfassende und ausgewogene Berücksichtigung aller Fol-
gentypen an. Es ähnelt damit eher dem Impact Assessment der Europäischen Kom-
mission als den i.d.R. auf ökonomische Kosten ausgerichteten nationalen GFA-
Systemen. Darzustellen sind alle direkten und indirekten Kosten und Nutzen, sowie die 
Akteure, auf die sie entfallen.  

Das irische RIA-System ist zweistufig. Es beginnt mit einer Screening RIA, einer vor-
läufigen und weniger detaillierten Prüfung. Sollte die Screening RIA signifikante Folgen 
in einer der sieben Kategorien identifizieren, so ist eine ausführliche Prüfung (Full RIA) 
durchzuführen. In Bezug auf direkte Kosten ist die Schwelle definiert als Kosten von 
mehr als 10 Mio. Euro (bzw. 50 Mio Euro über 5 Jahre). In der Praxis hat sich diese 
Zweistufigkeit allerdings nicht bewährt. Eine von der Regierung beauftragte Evaluation 
des RIA-Verfahrens kommt zu dem Schluss, dass der erste Schritt der Screening RIAs 
häufig dazu benutzt wird, nachzuweisen, dass eine ausführliche RIA nicht notwendig 
ist (Goggin/ Lauder 2008). Bis Februar 2008 sei nur eine einzige Full RIA veröffentlicht 
worden. Die Gutachter sprechen sich daher dafür aus, die „Two sizes fit all“-Methode 
durch ein System zu ersetzen, das auf dem Proportionalitätsprinzip basiert. 

Abbildung 5: Der irische Folgenabschätzungsprozess (RIA) 

 
 
Positiv zu bewerten sind vor allem die breit angelegten Unterstützungsmaßnahmen: 
ein klarer und angemessener RIA-Leitfaden, Fortbildungskurse, eine interne RIA-
Beratungsstelle (helpdesk) und ein Netzwerk der RIA-Zuständigen in jedem Ministeri-
um. Mit Hilfe dieser Institutionen wurde erreicht, dass die Screening RIA bereits zwei 
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Jahre nach Einführung des Systems für die Mehrheit aller Gesetze durchgeführt wur-
de. (Goggin/ Lauder 2008) 

Tabelle 7: Regulatory Impact Assessment System Irland 

Ziele •  breite Abwägung der Kosten, Nutzen und Folgen von Regulierung, auch 
nicht-intendierter und nicht-quantifizierbarer Konsequenzen 

Anwendungs-
bereich 

•  verpflichtend für alle Gesetze, mit begrenzten Ausnahmen, beispielsweise 
Steuergesetze, Notstands- und Sicherheitsgesetze 

•  bemerkenswerterweise auch verpflichtend für EU-Richtlinien und  
-Regulierungen im Entwurfsstadium mit dem Ziel, die irische Verhand-
lungsposition sachlich zu fundieren 

•  wesentliche Rechtsverordnungen 

Materielle Prüf-
anforderungen 

•  alle erwarteten Kosten, Nutzen und andere Folgen, auch Verteilungseffekte 

•  speziell: Wettbewerbsfähigkeit, sozial ausgeschlossene Bevölkerungs-
gruppen, Umwelt, Märkte, Verbraucher und Wettbewerb, Bürgerrechte, Be-
lastungen durch Einhaltung 

•  Alternative Regelungen und Instrumente 

Akteure und 
Zuständigkei-
ten 

•  Die RIA wird im federführenden Ministerium von den für den Regulierungs-
entwurf zuständigen Mitarbeitern durchgeführt. Die Beteiligung von weite-
ren Ministerien bei der Vorprüfung (‚Screening’) ist verspflichtend.  

•  Die Better Regulation Unit (angesiedelt beim Premier Minister) unterstützt 
Ministerien, veröffentlicht Handreichungen und ist zusammen mit dem Fi-
nanzministerium und den anderen betroffenen Ministerien für Qualitätskon-
trolle zuständig. 

•  Das RIA-Netzwerk bringt die für Gesetzesfolgenabschätzungen zuständi-
gen Mitarbeiter aller Ministerien zum Austausch von Erfahrungen zusam-
men, hat aber keine Kontrollfunktion. 

Rechtliche In-
stitutionalisie-
rung 

•  bisher keine spezifische gesetzliche Grundlage 

•  Grundlage für das Verfahren sind die „RIA Guidelines 2005“ (Department 
of the Taoiseach 2005) 

Prozesse und 
Beteiligung 

•  RIA wird als Prozess verstanden (siehe Abb. 5).  

•  Gesellschaftliche Gruppen werden i.d.R. zunächst informell, später formell 
beteiligt. 

•  Insgesamt wird das Verfahren dem hohen Anspruch an Offenheit nicht voll 
gerecht. RIA-Berichte werden nicht immer veröffentlicht oder sind z.T. 
schwer zu finden. 

Analysemetho-
den 

•  Der Leitfaden stellt vor allem auf Kosten-Nutzen-Analyse ab, erwähnt aber 
auch andere qualitative und quantitative Methoden (inkl. Bürokratiekosten-
messung und Multikriterienanalyse). In der Praxis enthält aber nur etwa die 
Hälfte der Berichte Quantifizierungen. 

•  Dabei wird vor allem auf einfache Analysehilfen gesetzt, z.B. eine Kosten-
übersichtstabelle („sample cost summary table“) und Multikriterienrahmen 
(„multi-criteria framework“), die durch fiktive Anwendungsbeispiele erläutert 
werden. 

Tools und 
Handreichun-
gen 

•  ausführlicher, anwendungsorientierter Leitfaden („RIA Guidelines"), der mit 
zahlreichen Praxisbeispielen arbeitet 

•  Dokumenten-Vorlage für Screening und Full RIAs 

•  bemerkenswert ist, dass hier auf ausführliche Indikatoren oder Checklisten 
verzichtet wird; stattdessen wird auf anerkannte Prinzipien besserer 
Rechtssetzung (Notwendigkeit, Effektivität, Proportionalität, usw.) abgestellt 
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Dokumentation 
und Publikati-
on 

•  Veröffentlichung ist nicht verpflichtend, es muss lediglich mitgeteilt werden, 
ob eine Prüfung stattgefunden hat 

•  in der Praxis wird ein Teil der RIAs veröffentlicht, in Papierform oder auf 
der Website des zuständigen Ministeriums 

Praktische 
Umsetzung 

•  bisher: vergleichsweise hohe Implementationsrate der Screening RIA 

•  Hauptprüfung („Full RIA“) hat allerdings bisher selten stattgefunden 

•  in der Realität sind die Prüfungen häufig eher kursorisch und qualitativ; die 
von der der Regierung in Auftrag gegebene Evaluationsstudie kritisiert, 
dass die Prüfung in vielen Fällen nicht frühzeitig genug stattfinde, aber der 
tatsächliche Ablauf der Prüfungen kann mangels Transparenz nicht detail-
liert erhoben werden 

 

2.4.2 Stellenwert von Nachhaltigkeit im Folgenabschätzungssystem 
Ziel des irischen RIA-Systems ist die Verbesserung von Regulierungen durch die aus-
gewogene Abschätzung von Zielen, Nebenfolgen und versteckten Kosten in allen Be-
reichen. Insofern ist Nachhaltigkeit ein implizites Ziel, auch wenn es eine weniger he-
rausgehobene Stellung hat als beispielsweise beim europäischen IA-Verfahren. Ein 
direkter Bezug zur irischen Nachhaltigkeitsstrategie wird nur im Abschnitt zu Umwelt-
folgen hergestellt. 

2.4.3 Anforderungen aus Nachhaltigkeitssicht 
Nachhaltigkeitseffekte werden nicht in einem speziellen Teil des Verfahrens abgeprüft, 
sondern ergeben sich aus der Abschätzung der sozialen, ökonomischen und ökologi-
schen Folgen. Dabei weist der Leitfaden darauf hin, dass auch nicht intendierte und 
schwer fassbare Folgen untersucht werden sollen. Mögliche Folgen werden mit Bezug 
auf zentrale nationale Politikinitiativen, beispielsweise die Nachhaltigkeits- und die Ar-
mutsbekämpfungsstrategie, in sieben Kategorien unterteilt:  

•  nationale Wettbewerbsfähigkeit, 

•  sozial ausgeschlossene oder gefährdete Bevölkerungsgruppen, 

•  Umwelt, 

•  ökonomische Märkte, 

•  Verbraucher und Wettbewerb, 

•  Bürgerrechte und 

•  Belastungen durch Einhaltung (‚compliance burdens’), 

Die Kategorien zielen darauf ab, soziale, ökonomische und ökologische Folgen einzu-
beziehen, dabei aber gleichzeitig Prioritäten zu setzen. In der Praxis haben sie aller-
dings bei einem Teil der Prüfungen auch zu einer Einengung der Analyse geführt, weil 
relevante Folgen außerhalb dieser Kategorien nicht dargestellt wurden. (Goggin/ Lau-
der 2008) Insbesondere die Fassung der sozialen Dimension als „Folgen für sozial 
ausgeschlossene oder gefährdete Gruppen“ scheint zu eng. 

2.4.4 Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung 
Der Leitfaden unterscheidet mit Blick auf die Methoden nicht prinzipiell zwischen Vor- 
und Hauptprüfung. Für beide Teile der Prüfung wird vor allem auf die Kosten-Nutzen-
Analyse abgestellt, erwähnt werden aber auch andere qualitative und quantitative Me-
thoden. Hervorgehoben wird neben der Bürokratiekostenmessung auch die einfache 
Multikriterienanalyse (siehe Grafik für ein Beispiel einer Bewertung der Optionen für 
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ein europäisches Visainformationssystem aus irischer Sicht (Department of the Taoi-
seach 2005)). In der Praxis enthalten allerdings nur etwa die Hälfte der evaluierten 
Screening-Berichte Kosten-Nutzen-Kalkulationen (Goggin/ Lauder 2008). Alternative 
Methoden werden selten angewandt. Ökonomen aus dem Büro des Premierministers 
können zur Unterstützung herangezogen werden, darüber hinaus gibt es – außer den 
im Leitfaden enthaltenen Beschreibungen und Praxisbeispielen – keine weiterführende 
Hilfestellung bei der Verwendung verschiedener Analysemethoden. Die Evaluations-
studie mahnt die Erarbeitung besser Materialien an, vor allem in Bezug auf Verwal-
tungskosten, Implementationskosten für die Verwaltung, Integration von quantitativen 
und qualitativen Daten, Identifizierung und Berechnung von Nutzen sowie hinsichtlich 
der Evaluation von Folgen, bei denen eine Kosten-Nutzen-Analyse problematisch ist 
(Goggin/ Lauder 2008). 

Abbildung 6: Bewertung der Optionen für ein europäisches Visainformationssystem 

 

2.4.5 Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung in der Praxis 
Die formelle Implementation der irischen RIA ist recht hoch, und das System könnte 
prinzipiell als umfassende Nachhaltigkeitsprüfung ausgestaltet werden. Aufgrund der 
genannten Defizite (i.d.R. nur Screening RIA, z.T. enge Folgenkategorien, variable 
Qualität der Prüfungen, oft späte Durchführung) fungiert die irische RIA bisher nur in 
Einzelfällen als Nachhaltigkeitsprüfung. In der Praxis dient sie offensichtlich häufig e-
her als internes oder externes Kommunikationsinstrument zur Rechtfertigung von Poli-
tikentscheidungen. 
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2.5 Schweiz 

Das Gesetzesfolgenabschätzungssystem der Schweiz ist durch die Ko-Existenz ver-
schiedener sektorieller Analyseverfahren14 und zweier integrierter Ansätze zur ex ante 
Evaluation von Politikentwürfen – Regulierungsfolgenabschätzung (RFA) und Nachhal-
tigkeitsbeurteilung (NHB) – gekennzeichnet. Die RFA ist seit 1999 für Gesetzes- und 
Verordnungsentwürfe und seit 2006 zusätzlich für bestimmte Verwaltungsvorschriften 
verbindlich durchzuführen, während die NHB (mit Ausnahme der Politikbereiche Ver-
kehr und Landwirtschaft) bisher nur in Einzelfällen angewendet wird (Pilotprojekte). 

In ihren materiellen Anforderungen geht die NHB deutlich über die RFA hinaus. Der 
Schwerpunkt der RFA liegt auf volkswirtschaftlichen Auswirkungen. Folgen in den Be-
reichen Umwelt und Gesellschaft werden zwar zum Teil mit betrachtet, besitzen aber 
nicht denselben Stellenwert wie wirtschaftliche Aspekte. Die NHB hingegen zielt auf 
eine ausgewogene Erfassung der drei Dimensionen der Nachhaltigen Entwicklung (ö-
kologische Verantwortung, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit und gesellschaftliche So-
lidarität) ab. 

RFA und NHB sind – trotz erheblicher inhaltlicher Überschneidungen – kaum mitein-
ander verknüpft. Mögliche Synergieeffekte, beispielsweise in Bezug auf Methodenent-
wicklung und Fortbildung des Personals, werden bisher nicht genutzt. 

Die Ergebnisse der RFA werden standardmäßig im Rahmen der Botschaften (Geset-
zesbegründungen) in einem eigenständigen Botschaftskapitel dargestellt und somit für 
die Regierung und das Parlament transparent gemacht. Die Publikation der Resultate 
von NHB-Studien erfolgt hingegen nur sporadisch und ist nicht verpflichtend. 

Methoden und inhaltliche Abläufe der NHB in der Schweiz wurden seit 2002 unter Fe-
derführung des Bundesamts für Raumentwicklung detailliert ausgearbeitet und in Pi-
lotprojekten erprobt. Im Gegensatz zur fundierten Entwicklung der Methodik besitzt die 
organisatorische und rechtliche Verankerung der NHB in die politisch-administrativen 
Abläufe der Politikformulierung der Schweiz erhebliche Schwächen, sowohl im Hinblick 
auf konzeptionelle Fragen, als auch in der praktischen Umsetzung. 

2.5.1 Ziele und Ausrichtung des Folgenabschätzungssystems 
In der Schweiz wurde die RFA 1999 als Reaktion auf parlamentarische Initiativen, wel-
che eine Entlastung der Wirtschaft durch eine verbesserte Prüfung und Darstellung 
der volkswirtschaftlichen Auswirkungen neuer Regulierungen forderten, und in Anleh-
nung an die Empfehlungen der OECD eingeführt. Regulierungsfolgenabschätzungen 
sind inhaltlich breit angelegte Kosten-Nutzen-Analysen, welche systematisch für alle 
Gesetzgebungsvorhaben des Bundes durchgeführt werden müssen. 

                                                

14 Sektorbezogene Verfahren existieren in den Bereichen Wirtschaft und Finanzen (KMU-
Verträglichkeitstest; VOBU = Volkswirtschaftliche Beurteilung von Umweltmaßnahmen; Richtlinien für 
Finanzmarktregulierung) sowie in den Politikfeldern Umwelt (Energiefolgenabschätzung, Strategische 
Umweltprüfung), Landwirtschaft (Nachhaltigkeitsbeurteilung in der Landwirtschaft) und Verkehr 
(NISTRA = Nachhaltigkeitsbeurteilung des Bundes bei Straßenprojekten; NIBA = Nachhaltigkeitsindi-
katoren für Bahninfrastrukturprojekte). 
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Tabelle 8: Regulierungsfolgenabschätzungssystem der Schweiz 

Ziele •  Vervollständigung der Entscheidungsgrundlagen (systematische Beurtei-
lung der Regulierungsvorlagen aus einer volkswirtschaftlichen Gesamt-
sicht) 

•  Stärkung des Kostenbewusstseins 

•  Aufdeckung besserer Alternativen 

•  Schaffung von Akzeptanz für die Neuregelungen 

•  Vereinfachung des Vernehmlassungsverfahrens 

•  Schaffung der Grundlagen für eine spätere Evaluation 

Anwendungs-
bereich 

•  seit 1999: alle Verfassungsänderungs- und Gesetzentwürfe sowie alle Ver-
ordnungsentwürfe des Bundesrates sowie Anträge an den Bundesrat zu 
rechtsanwendenden Akten im Falle einer großen wirtschaftlichen Bedeu-
tung 

•  seit 2006: Richtlinien, Rundschreiben und Weisungen der Verwaltung, falls 
diese mehr als 10.000 Unternehmen betreffen 

Materielle Prüf-
anforderungen 

•  Notwendigkeit und Möglichkeit staatlichen Handelns 

•  Auswirkungen auf die einzelnen gesellschaftlichen Gruppen (Unternehmen, 
Arbeiternehmer/innen, Umwelt, öffentliche Hand, andere betroffene Grup-
pen wie z.B. Konsumenten) 

•  Auswirkungen auf die Gesamtwirtschaft 

•  Alternative Regelungen 

•  Zweckmäßigkeit im Vollzug 

Akteure und 
Zuständigkei-
ten 

•  Die RFA wird im federführenden Bundesamt von dem/der für einen Regu-
lierungsentwurf zuständigen Mitarbeiter/in durchgeführt. Drittaufträge wer-
den nur in Ausnahmefällen vergeben. 

•  Die Direktion für Wirtschaftspolitik (DPRA) im Staatsekretariat für Wirt-
schaft (SECO) unterstützt die Ämter bei der Durchführung der RFA und 
führt regelmäßig Qualitätskontrollen durch. Das SECO besitzt jedoch keine 
Möglichkeit, formellen Druck auf die Ämter auszuüben, wenn eine RFA 
nicht oder nur unzureichend erfolgt.15 

•  Im Beschluss des Bundesrates vom 18.01.2006 wurde festgelegt, dass auf 
Vorschlag des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes (EVD) 
jährlich zehn Rechtsetzungsprojekte identifiziert werden, für welche eine 
gemeinsame, vertiefte RFA der federführenden Ämter und des SECO 
durchgeführt wird. 

Rechtliche In-
stitutionalisie-
rung 

•  Verfassungsebene: Bundesverfassung, Art. 170 legt fest: “Die Bundesver-
sammlung sorgt dafür, dass die Maßnahmen des Bundes auf ihre Wirk-
samkeit überprüft werden.“ 

•  Gesetzesebene: Bundesgesetz über die Bundesversammlung (Art. 141: 
Botschaften zu Erlassentwürfen legt fest, dass der Bundesrat in der Bot-
schaft u.a. die Auswirkungen des Erlassentwurfes auf Wirtschaft, Gesell-
schaft und Umwelt erläutert); Kartellgesetz, Art. 46: Überprüfung von Bun-
deserlassen auf Auswirkungen auf den Wettbewerb 

•  Bundesratsbeschlüsse: Richtlinien des Bundesrates für die Darstellung der 
volkswirtschaftlichen Auswirkungen von Vorlagen des Bundes (Entscheid 
des Bundesrates vom 15. September 1999); Beschluss des Bundesrates 
vom 18.01.2006 

                                                

15 Eine Ausnahme stellt das Mitberichtsverfahren dar, welches jedoch zur Frage der RFA-Umsetzung 
praktisch nie angewandt wird. 
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Prozesse und 
Beteiligung 

•  Zielformulierung: Durchführung der RFA vor Eröffnung der Vernehmlas-
sungen und Darstellung in den Vernehmlassungsunterlagen („erläuternder 
Bericht“) und Anpassung der RFA im weiteren Gesetzgebungsverfahren an 
ggf. erfolgte Änderungen nach der Vernehmlassung 

•  Umsetzungsrealität: Durchführung der RFA in einer späten Phase der Ge-
setzesvorbereitung (nach der Vernehmlassung), de facto Abkopplung der 
RFA vom internen und externen Konsultationsverfahren 

Analysemetho-
den 

•  Der Schwerpunkt der RFA liegt auf qualitativen Aussagen. 

•  Eine wissenschaftlichen Ansprüchen genügende Gesetzesevaluation oder 
Kosten-Nutzen-Analyse wird nur in Ausnahmefällen durchgeführt. 

Tools und 
Handreichun-
gen 

•  zehnseitiges „Handbuch Regulierungsfolgenabschätzung“ mit Darstellung 
der RFA-Ziele, der fünf inhaltlichen Prüfbereiche, des Vorgehens und des 
Anwendungsbereiches sowie des Verhältnisses zwischen RFA und KMU-
Verträglichkeitstest 

•  zweiseitige „Checkliste Regulierungsfolgenabschätzung“ mit einer Auflis-
tung von Teilfragen zu den fünf Prüfbereichen der RFA 

Dokumentation 
und Publikati-
on 

•  Die Ergebnisse der RFA müssen in den Vernehmlassungsunterlagen so-
wie in der Botschaft (vergleichbar den Gesetzesbegründungen in Deutsch-
land) bzw. im Antrag auf Erlass einer Verordnung in einem gesonderten 
Kapitel („Volkswirtschaftliche Auswirkungen“) nach einem einheitlichen 
Raster zusammengefasst werden. 

•  In einigen Fällen wird die RFA außerdem durch ein Grundlagenpapier der 
federführenden Ämter dokumentiert. 

Praktische 
Umsetzung 

•  RFA wird von den Ämtern i.d.R. erst in einer späten Phase des Rechtset-
zungsprozesses (kurz vor der Vorlage an die Regierung) durchgeführt und 
steht somit nicht als Steuerungsinstrument zur Unterstützung der Entschei-
dungsfindung und Argumentation zur Verfügung 

•  Unterlagen zum Vernehmlassungsverfahren enthalten i.d.R. keine Informa-
tionen zur RFA 

•  für einen Großteil der Verordnungen wird das Instrument RFA gar nicht 
angewendet 

•  RFA-Ergebnisse werden im parlamentarischen Gesetzgebungsverfahren 
nur sehr selten aufgegriffen; d.h. die RFA besitzt bisher keinen nennens-
werten Einfluss auf den parlamentarischen Diskurs um einen Gesetzent-
wurf 

•  Ursachen für diese Implementationsdefizite liegen laut Evaluation der Par-
lamentarischen Verwaltungskontrolle in dem Fehlen zusätzlicher Ressour-
cen sowie einer internen Umsetzungs- und Qualitätskontrolle in den Ämtern 
sowie im Fehlen eines Ausbildungsprogramms 

 

2.5.2 Stellenwert von Nachhaltigkeit innerhalb des GFA-Systems 
Die Idee einer expliziten Nachhaltigkeitsprüfung für strategische Vorhaben des Bundes 
(u.a. für Gesetzentwürfe) gelangte in der Schweiz im Jahr 2002 mit der Verabschie-
dung der „Strategie Nachhaltige Entwicklung“ des Bundesrates auf die politische A-
genda. Im Rahmen der Strategie wurde (neben anderen Maßnahmen) die Entwicklung 
eines methodischen Instrumentariums zur Beurteilung der Auswirkungen von Geset-
zesvorlagen, Konzepten und Projekten im Hinblick auf die drei Dimensionen der Nach-
haltigen Entwicklung (ökologische Verantwortung, wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
und gesellschaftliche Solidarität) angestoßen. 

In der Folge entwickelte das Bundesamt für Raumentwicklung ein Rahmenkonzept zur 
Nachhaltigkeitsbeurteilung (NHB), welches 2004 publiziert und danach für einige politi-
sche Vorhaben aus verschiedenen Sektoren erprobt wurde. In der Strategie „Nachhal-
tige Entwicklung 2008-2011“ des Schweizerischen Bundesrates wird der Anspruch 
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formuliert, dass Nachhaltigkeitsbeurteilungen „bei neuen bedeutsamen Vorhaben le-
gislatorischer, planerisch-konzeptioneller oder baulicher Natur vorzunehmen seien“. 
Eine sektorübergreifende rechtliche Verbindlichkeit der NHB in der Schweiz existiert 
bisher nicht. 

Der Stellenwert von Nachhaltigkeit im Gesetzesfolgenabschätzungssystem der 
Schweiz ist demnach, trotz zahlreicher Bemühungen und positiver Beispiele im Einzel-
fall, als eher gering einzuschätzen. Das einzige Abschätzungsverfahren, welches sys-
tematisch für alle Gesetzgebungsvorhaben zum Einsatz kommt, ist die RFA, deren 
Hauptfokus jedoch auf wirtschaftlichen Folgeaspekten liegt. Die in ihren materiellen 
Anforderungen deutlich über die RFA hinausgehend NHB hingegen wurde bisher nur 
selten angewendet. 

2.5.3 Anforderungen aus Nachhaltigkeitssicht 
Im Rahmen der Umsetzung der Strategie Nachhaltigkeit 2002 des Schweizerischen 
Bundesrates veröffentlichte das Bundesamt für Raumentwicklung 2004 einen Kurz-
Leitfaden zur Nachhaltigkeitsbeurteilung (Bundesamt für Raumentwicklung 2004). In 
diesem Leitfaden werden sieben Arbeitsschritte zur Durchführung einer NHB festge-
legt (siehe Tabelle 9). Während die inhaltlichen Anforderungen und Durchführungs-
schritte einer NHB in der Schweiz im Rahmenkonzept NHB und im Kurz-Leitfaden 
NHB klar herausgearbeitet sind, spielen prozedurale Aspekte kaum eine Rolle. Im 
Rahmenkonzept ist lediglich festgelegt, dass die Federführung für die NHB vom zu-
ständigen Amt übernommen wird, und dass die NHB in die üblichen politischen Pla-
nungsprozesse integriert werden soll. Die NHB soll vorhandene Beurteilungsinstru-
mente nicht duplizieren, sondern auf vorliegenden oder geplanten Untersuchungen 
aufbauen. Bereits bestehende Beurteilungsinstrumente, z.B. die RFA, können dabei 
als integraler Bestandteil der NHB fungieren. 

Tabelle 9: Sieben Arbeitsschritte der Nachhaltigkeitsbeurteilung (Schweiz) 

Analyse-
komplex 

Arbeitsschritt Materielle Anforderungen Ergebnis des Ar-
beitsschrittes 

1) Gegenstand 
darstellen 

•  Ziele des Vorhabens 

•  Maßnahmen zur Zielerreichung 

•  betroffene Akteure 

•  unbeabsichtigte Wirkungen des 
Vorhabens 

Kurze verbale Cha-
rakterisierung des 
Vorhabens 

Relevanz-
analyse 

2) Nachhaltigkeits-
relevanz klären 

•  Abschätzung des potentiellen Ein-
flusses des Vorhabens auf 15 Ziel-
kriterien der Nachhaltigen Entwick-
lung („Bundesratskriterien“) 

•  Beantwortung von sechs Check-
fragen 

Qualitative Beurtei-
lung der Nachhaltig-
keitsrelevanz und 
Votum für oder ge-
gen die Durchfüh-
rung einer NHB 

Wirkungs-
analyse 

3) Verfahren defi-
nieren 

•  Auswahl der Verfahren und Me-
thoden für die Wirkungsanalyse 
unter Berücksichtigung des Analy-
sezieles, der angemessenen Tie-
fenschärfe (Grob- oder Feinanaly-
se) und der zur Verfügung stehen-
den Wissensbasis bzw. Vorunter-
suchungen 

Festlegung der Un-
tersuchungsziele, der 
Tiefenschärfe und 
der Analysemetho-
den 
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Analyse-
komplex 

Arbeitsschritt Materielle Anforderungen Ergebnis des Ar-
beitsschrittes 

4) Analyse durch-
führen 

•  Bestimmung der Systemgrenze 

•  Auswahl von Entwicklungs-
szenarien bzw. Varianten des Vor-
habens 

•  Abschätzung der Stärke der Wir-
kungen des Vorhabens auf die 27 
IDANE-Kritierien der Nachhaltigen 
Entwicklung, eine sektorspezifische 
Erweiterung des Kriteriensets ist 
möglich 

•  Abschätzung der Richtung des 
Einflusses (positiv/negativ) 

Darstellung der Ana-
lyseergebnisse 

5) Beurteilung •  Gewichtung der Auswirkungen auf 
Basis eines Fragenkataloges 

•  Herausarbeiten von Zielkonflikten 
bzw. Trade-Offs 

•  Würdigung der Wirkungen aus ei-
ner Gesamtperspektive 

Beurteilung der Wir-
kungen des Vorha-
bens auf Umwelt, 
Wirtschaft und Ge-
sellschaft 

6) Optimierung •  Ggf. Entwicklung von alternativen 
und/oder flankierenden Maßnah-
men 

•  Anforderungen an die Umset-
zungsphase 

Darstellung von Op-
timierungsmöglich-
keiten 

Beurteilung 
und Optimie-
rung 

7) Ergebnisse dar-
legen 

•  Darstellung der Auswirkungen des 
Vorhabens auf die drei Dimensio-
nen Nachhaltiger Entwicklung 
(Wirtschaft, Umwelt, Gesellschaft), 
inklusive indirekte Wirkungen, Un-
sicherheiten, Risiken, Zielkonflikte 
und Optimierungsmöglichkeiten 

•  Kombination graphischer Elemente 
mit erläuternden Textbausteinen 

Transparente und 
übersichtliche Dar-
stellung der Ergeb-
nisse der NHB 

Eigene Tabelle auf Basis des Kurz-Leitfadens Nachhaltigkeitsbeurteilung (Bundesamt für Raumentwick-
lung 2004). 

2.5.4 Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung 
Das Bundesamt für Raumentwicklung (ARE) ist für die Entwicklung der NHB-
Methoden zuständig und legte mit dem Rahmenkonzept 2004 ein detailliert ausgear-
beitetes Konzept vor. Für jeden Arbeitsschritt wurde ein konkretes Set an zu beantwor-
tenden Fragen definiert. Darüber hinaus entwickelte das ARE ein Punktesystem zur 
Bewertung der Relevanz eines politischen Vorhabens aus verschiedenen Kriterien ei-
ner nachhaltigen Entwicklung. 
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Tabelle 10: Kriterien und Checkfragen für Relevanz- und Wirkungsanalyse im Rahmen 
der Nachhaltigkeitsbeurteilung in der Schweiz 

 Umwelt Wirtschaft Gesellschaft 

Bundes-
ratskrite-
rien 

- Naturräume, Artenvielfalt 
- Erneuerbare Ressourcen 
- Nicht erneuerbare Res-

sourcen 
- Wasser, Boden, Luft, 

Klima 
- Auswirkungen, Umwelt-

katastrophen, Unfallrisi-
ken 

- Einkommen, Beschäftigung 
- Erhaltung/Mehrung des 

Produktivkapitals 
- Wettbewerbsfähigkeit, In-

novationskraft 
- Marktmechanismen, Kos-

tenwahrheit 
- Wirtschaften der öffentli-

chen Hand 

- Gesundheit, Sicherheit 
- Bildung, Entfaltung, Identi-

tät des Einzelnen 
- Kultur, gesellschaftliche 

Werte 
- Rechtsgleichheit, Rechts-

sicherheit, Gleichberechti-
gung 

- Solidarität 

R
el

ev
an

za
n

al
ys

e 

Checkfra-
gen 

1) Bestehen wichtige Zielkonflikte zwischen den Nachhaltigkeitsdimensionen (d.h. Verbesse-
rungen in einer Dimension stehen Verschlechterungen in einer anderen gegenüber)? 

2) Sind negative Wirkungen in Bereichen zu erwarten, in denen der Trend negativ ist? 
3) Führt das Vorhaben zu Lastenverschiebungen auf künftige Generationen und/oder zu Fol-

gen, die irreversibel bzw. schwer rückgängig zu machen sind? 
4) Ist das Vorhaben mit bestimmten Risiken bzw. großen Unsicherheiten verbunden? 
5) Besteht ein Optimierungsspielraum bei der Ausgestaltung des Vorhabens? 
6) Sind räumliche Wirkungen zu erwarten, die über das angestrebte Wirkungsgebiet des Vor-

habens hinausgehen (z.B. globale Wirkungen)? 

W
ir

ku
n

g
sa

n
al

ys
e 

IDANE 16 -
Kriterien 

U1: Artenvielfalt 
U2: Klima 
U3: Emissionen 
U4: Landschaft/Kultur-, Natur-
raum 
U5: Wasser 
U6: Stoffe, Organismen, Ab-
fälle 
U7: Energie 
U8: Boden, Fläche, Frucht-
barkeit 
U9: Minimierung der Umwelt-
risiken 

W1: BIP pro Kopf 
W2: Qualität und Effizienz der 
Infrastruktur und Dienstleistun-
gen der öffentlichen Hand 
W3: Wertvermehrende Investi-
tionsquote 
W4: Langfristig tragbare Staats-
verschuldung 
W5: Ressourceneffizienz und 
Kostenwahrheit 
W6: Wettbewerbsfähigkeit 
W 7: Qualitatives und quantita-
tives Arbeitskräftepotential 
W8: Innovationsfähigkeit und 
leistungsfähige Forschung 
W9: Ordnungspolitische Rah-
menbedingungen zum Wohl 
der Gesamtwirtschaft 

G1: Bildung, Lernfähigkeit 
G2: Gesundheit, Wohlbefinden, 
Sicherheit, Rechtssicherheit 
G3: Freiheit, Unabhängigkeit, 
Individualität 
G4: Identität, Kultur 
G5: Werthaltung 
G6: Solidarität, Gemeinschaft, 
sozialer Zusammenhalt, Ge-
rechtigkeit 
G7: Offenheit, Toleranz, Wand-
lungsfähigkeit 
G8: Soziale Sicherheit, Armuts-
anteil 
G9: Chancengleichheit, Gleich-
stellung, Partizipation 

Quelle: (Bundesamt für Raumentwicklung 2004); eigene Tabelle 
 
Im Rahmen der Relevanzanalyse wird für jeweils fünf Kriterien aus den Bereichen 
Umwelt, Wirtschaft und Gesellschaft grob abgeschätzt (= 15 Bundesratskriterien, sie-
he Tabelle 10), in welchem Maß sich das Vorhaben auf die Entwicklung der Kriterien 
auswirken könnte.17 Die in einer Tabelle dokumentierte Punktbewertung wird ergänzt 
durch sechs Checkfragen. Ein fester Schwellenwert, bei dessen Überschreitung eine 
ausführliche NHB erfolgen muss, wird als zu formalistisch und der realen Komplexität 
widersprechend abgelehnt. Stattdessen werden zwei Grundsätze zur Bestimmung der 
Nachhaltigkeitsrelevanz formuliert, welche eher als Orientierung denn als feste Vorga-
ben verstanden werden sollen. Demnach sollte eine ausführliche NHB erfolgen, wenn 
für ein Vorhaben mindestens zwei mittlere Wirkungszusammenhänge in zwei Nachhal-
                                                

16 Beratende Begleitgruppe des Interdepartementalen Ausschusses Nachhaltige Entwicklung, zuvor: 
IDARio (Beratende Begleitgruppe des Interdepartementalen Ausschusses Rio). 

17 kein Punkt = kein Einfluss des Vorhabens auf das Zielkriterium; ● = geringer Einfluss; ●● = mittel-
starker Einfluss; ●●● = starker Einfluss. 



Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der GFA  52 
 
 
 

 

tigkeitsdimensionen und mindestens zwischen zwei Nachhaltigkeitsdimensionen er-
hebliche Konflikte bestehen. Die Nachhaltigkeitsrelevanz wird zudem verstärkt, wenn 
eine der Checkfragen bejaht wurde. 

Während für die Relevanzanalyse ausschließlich die Stärke, nicht aber die Richtung 
eines Wirkungszusammenhanges abgeschätzt wird, beinhaltet die Wirkungsanalyse 
beide Aspekte. Analog zur Relevanzanalyse kommt bei der Wirkungsanalyse das 
Punktesystem zur Anwendung, allerdings werden die beurteilten Kriterien noch stärker 
ausdifferenziert (jeweils neun Kriterien aus den Bereichen Wirtschaft, Umwelt und Ge-
sellschaft – ggf. zu ergänzen durch sektorspezifische Kriterien). Die Richtung des Zu-
sammenhangs wird durch Plus- oder Minuszeichen kenntlich gemacht. 

Für die Wirkungsanalyse und die Beurteilungsphase werden im ARE-Konzept ähnlich 
einer Toolbox zahlreiche anwendbare Methoden beschrieben (Wirkungsanalyse: Fo-
rum-Prozesse, empirische Erhebungen, Fallstudien, Inzidenz-Analysen, Expertenbe-
fragungen, Stoffflussanalysen etc.; Beurteilung: Vergleichswertanalyse, Nutzwertana-
lyse, Kosten-Wirksamkeits-Analyse, Kosten-Nutzen-Analyse). Die Methodenauswahl 
im Einzelfall ist abhängig vom Themenbereich, von der Art der Wirkungen und der Be-
arbeitungstiefe. 

2.5.5 Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung in der Praxis 
Nachdem das Bundesamt für Raumentwicklung 2004 ein Rahmenkonzept für die 
Durchführung von Nachhaltigkeitsbeurteilungen vorgelegt hatte, erhielt die Behörde 
vom Schweizerischen Bundesrat den Auftrag zur praktischen Erprobung der Methodik. 
In der Folge wurden einige Pilotprojekte durchgeführt.18 Dabei handelte es sich um 
sehr verschiedene Vorhaben, von umfangreichen Programmen und Konzepten bis hin 
zu konkreten Projekten (Beispiel: Betriebsvarianten des Flughafens Zürich). 

Eine über die Pilotstudien hinausgehende Integration des Verfahrens in die standard-
mäßigen Abläufe der Gesetzesproduktion in der Schweiz ist bisher nicht erfolgt. Es 
existieren keine verbindlichen Regelungen darüber, in welchen Fällen eine NHB 
durchzuführen ist, und in welcher Form deren Ergebnisse zu publizieren sind. Aus-
nahmen bilden der Agrar- und der Verkehrssektor. So wurde für den Agrarbereich be-
reits im Jahr 1998 die „Verordnung über die Beurteilung der Nachhaltigkeit in der 
Landwirtschaft“ in Kraft gesetzt, welche eine jährliche Berichterstattung über die Ag-
rarpolitik und die Leistungen der Landwirtschaft unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit 
regelt und als rechtliche Basis für die Durchführung von NHB im Agrarsektor gilt. Im 
Verkehrsbereich existieren mit den Projekten NISTRA (Nachhaltigkeitsbeurteilung des 
Bundes bei Straßenprojekten) und NIBA (Nachhaltigkeitsindikatoren für Bahninfra-
strukturprojekte) zwei detailliert ausgearbeitete, sektorspezifische Systeme zur Beur-
teilung von Nachhaltigkeit. Aktuelle Bemühungen zielen zudem auf die rechtliche Ver-
ankerung einer NHB im Bereich der Raumplanung ab. 

Eine im Auftrag des Bundesamtes für Raumentwicklung durchgeführte Evaluation der 
NHB aus dem Jahr 2008 betonte, dass Nachhaltigkeitsbeurteilungen sehr aufwändig 
seien und sich deshalb vor allem für größere Vorhaben mit bedeutenden Auswirkun-
gen eigneten. Die Evaluatoren wiesen darauf hin, dass die fehlende Qualitätssicherung 
für NHB, die mangelhafte Transparenz, die Beliebigkeit in der Auswahl der zu untersu-
chenden Programme und des Zeitpunkts der Analyse sowie der fehlende Einbezug 
von Fachstellen (anderen Behörden) im NHB-Verfahren problematisch seien. Die exis-
tierenden Unterstützungsmaterialien (Leitfaden, Konzept) hingegen wurden als ausrei-
chend eingeschätzt. Positive Effekte bescheinigte man dem Instrument insbesondere 

                                                

18 Sachplan Verkehr – Teil Programm; Agrarbericht 2006, Agrarpolitik 2011, Produktion von Ethanol als 
Biokraftstoff, Anflugverfahren Flughafen Zürich, neue Regionalpolitik: kantonale Umsetzungsprogram-
me, Fussball EM 2008 – Nachhaltigkeitskonzept, Gesamtschau FinöV, Nachhaltigkeitsbeurteilung der 
drei APUG-Pilotregionen. 
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im Hinblick auf die Strukturierung von Prozessen. Auswirkungen auf die Inhalte der 
Programme (insbesondere deren Nachhaltigkeit) waren in allen vier in der Evaluation 
untersuchten Fallbeispielen lediglich inkrementeller Natur. 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass das NHB-System der Schweiz nicht an me-
thodischen Unklarheiten und instrumentellen Schwächen krankt, sondern daran, dass 
der institutionellen Verankerung des Verfahrens im Policy-Prozess und der Definition 
von Qualitätsstandards bisher zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet wurde. 

2.6 Zusammenfassung und Schlussfolgerungen für Deutschland 

Die untersuchten Länder Irland, Großbritannien, Belgien, Schweiz sowie die Europäi-
sche Kommission sind hinsichtlich formalisierter Verfahren zur Untersuchung von 
Nachhaltigkeitsaspekten bei der Politikgestaltung die Vorreiter in Europa. Alle anderen 
EU-Mitgliedsstatten haben in den letzten Jahren ebenfalls unterschiedliche Verfahren 
der Folgenabschätzung eingeführt. Aber nur in den genannten Ländern gibt es entwe-
der spezielle Nachhaltigkeitsprüfungen, oder es werden in den allgemeinen Verfahren 
starke Bezüge zu den jeweiligen Nachhaltigkeitsstrategien hergestellt (siehe auch 
Berger 2008). Ziel der Untersuchung war es, aus den Erfahrungen in diesen Ländern 
zu lernen: Welche Verfahrensregeln gibt es, wie wird die Durchführung unterstützt, 
welche Methoden werden verwendet und welche praktischen Erfahrungen bei der 
Durchführung gibt es bereits? 

Die Fallstudien unterstreichen die Schwierigkeiten der Umsetzung von Folgenab-
schätzungen im Allgemeinen und der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten 
im Besonderen (Vgl. Hertin, Jacob et al. 2008; Hertin, Turnpenny et al. 2007; Jacob, 
Hertin et al. 2008; Nilsson, Jordan et al. 2008). Der Erlass von Richtlinien, die Publika-
tion von Handreichungen und die Einrichtung von Koordinationseinheiten reichen nicht 
aus. Auch in den Fallstudien wird deutlich, dass detaillierte Verfahrensbeschreibungen, 
umfassende Unterstützungsmaterialien und intelligente Checklisten keine praktische 
Bedeutung entfalten, wenn die Nachhaltigkeitsprüfung nicht ausreichend in den Pro-
zess der Politikentwicklung integriert ist. Besonders deutlich wird dieses Defizit am 
Beispiel der schweizerischen Erfahrungen – hier wurde die „technische“, methodische 
und inhaltliche Ausgestaltung der Nachhaltigkeitsbeurteilung mit großem Aufwand ge-
fördert und dokumentiert, während Institutionalisierungsfragen kaum Aufmerksamkeit 
erhielten. Dies führte dazu, dass Nachhaltigkeitsbeurteilungen in der Schweiz, abge-
sehen von einigen Pilotprojekten, im realen Prozess der Politikentwicklung bisher kei-
ne Rolle spielen.  

Gute Implementationserfolge sind dagegen in der Europäischen Kommission und in 
Großbritannien sichtbar. Dort wird die Nachhaltigkeitsprüfung nicht als ein unabhängi-
ges Verfahren, sondern als Teil der allgemeinen Politikfolgenabschätzung durch-
geführt. Einschränkend ist jedoch darauf hinzuweisen, dass gute Implementationsraten 
der allgemeinen Politikfolgenabschätzung zunächst wenig darüber aussagen, in wel-
chem Umfang speziell Nachhaltigkeitsaspekte im Rahmen der Folgenabschätzungs-
verfahren tatsächlich berücksichtigt werden. So ist die Abschätzung von Nachhaltig-
keitsaspekten im kürzlich reformierten britischen System – mit Ausnahme von Gleich-
stellungsfragen und Treibhausgasemissionen – weitgehend fakultativ. Hinweise auf 
hohe Implementationsraten des Moduls „Nachhaltigkeitsprüfung“ gibt es nicht, im Ge-
genteil: Es ist deutet sich an, dass die Reform den Prüfumfang in der Praxis tenden-
ziell auf ökonomisch Aspekte verengt hat. Während Nachhaltigkeit im reformierten bri-
tischen Folgenabschätzungssystem somit einen eher geringen Stellenwert besitzt, 
bemüht sich die Europäische Kommission um eine bessere Berücksichtigung sozialer 
und ökologischer Aspekte im Rahmen der Folgenabschätzung. In Irland werden zwar 
regelmäßig RIA-Screenings durchgeführt, ausführliche Folgenabschätzungen und 
Nachhaltigkeitsprüfungen hingegen bilden bisher eine Ausnahme. Die Europäische 
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Kommission ist somit heute die einzige Jurisdiktion, welche umfassende Nachhaltig-
keitsprüfungen tatsächlich regelmäßig praktiziert. 

Dabei findet in allen Ländern das Proportionalitätsprinzip Anwendung, d.h. der Um-
fang der Analysen soll immer in einem angemessenen Verhältnis zu den Auswirkun-
gen des Politikentwurfes stehen. Die Fallstudien zeigen, dass es nicht sinnvoll ist, aus-
führliche Nachhaltigkeitsprüfungen standardmäßig für alle Politikentwürfe durchzufüh-
ren. Eine nicht unerhebliche Anzahl an Rechtsentwürfen haben kaum  
oder nur geringe gesamtgesellschaftlich relevante Folgen (z.B. die regelmäßige An-
passung finanzieller Regelungen an die Geldwertentwicklung oder die Ratifizierung 
bilateraler Steuerabkommen zwischen zwei Staaten). Die Implementation einer stan-
dardmäßigen Nachhaltigkeitsprüfung für derartige „Routineregelungen“ ist nicht ziel-
führend und würde negative Auswirkungen für den gesamten Reformprozess mit sich 
bringen („Schaffung neuer Bürokratie ohne erkennbaren Nutzen“). Es hat sich deshalb 
die Praxis etabliert, ausführliche Nachhaltigkeitsprüfungen nur für wichtige politische 
(Reform-)Vorhaben durchzuführen. 

In allen Ländern wird daher das Verfahren mehrstufig angelegt. In der Regel beginnt 
die Nachhaltigkeitsprüfung mit einem Screening oder einer Relevanzanalyse. In die-
sem ersten Schritt wird auf Basis des Erfahrungswissens der zuständigen Bearbeiter 
und mit Hilfe vorhandener Quellen und Kontakte eine grobe Analyse der zu erwarten-
den Politikfolgen durchgeführt. Ziel dieses ersten Analyseschrittes ist es, diejenigen 
Politikentwürfe herauszufiltern, welche aufgrund ihrer hohen Nachhaltigkeitsrelevanz 
einer tiefer gehenden Analyse unterzogen werden sollen. Das Beispiel Irland zeigt je-
doch, dass ein solches schematisches Verfahren von den federführenden Facheinhei-
ten in der Ministerialverwaltung oder in den zuständigen Fachämtern dazu genutzt 
werden kann, um die Nicht-Notwendigkeit einer ausführlichen Analyse zu rechtfertigen 
und den eigenen Entwurf zu begründen. Auch die umfassenden Checklisten in der 
Schweiz oder in Belgien führen nicht zwingend zu einer Berücksichtigung relevanter 
Aspekte. In der Europäischen Kommission und in Großbritannien werden die Vorprü-
fungen dagegen entweder in interministeriellen Steuerungsgruppen (EU) oder durch 
verpflichtende Öffentlichkeitsbeteiligungen validiert. Diese Prozessregeln stellen si-
cher, dass die Vorprüfungen nicht dazu genutzt werden, dass solche Prüfaspekte aus-
geblendet werden, von denen für den Entwurf unvorteilhafte Ergebnisse erwartet wer-
den könnten. 

Bei der Konzipierung einer Nachhaltigkeitsprüfung für Deutschland ist es unabdingbar, 
die Orientierungen der federführenden Einheiten gegenüber Folgenabschätzungen 
und insbesondere der interministeriellen Zusammenarbeit im Politikprozess zu beach-
ten. Gestufte Verfahren sind einerseits sinnvoll, weil sie dem Proportionalitätsprinzip 
entsprechen, andererseits können sie dazu dienen, unerwünschte Verfahren abzu-
wenden. Die Entscheidung über die Notwendigkeit einer ausführlichen Nachhaltig-
keitsprüfung sollte deshalb nicht allein von der federführenden Einheit getroffen wer-
den, sondern einem breiteren Diskurs unterzogen werden. Denkbar ist beispielsweise 
eine Konsensentscheidung im Rahmen ressortübergreifender Arbeitsgruppen, in de-
nen betroffene Verwaltungseinheiten vertreten sind, welche jeweils unterschiedliche 
fachliche Blickwinkel (und unterschiedliche Interessen) einbringen. Damit werden e-
ventuelle Forderungen nach Nachuntersuchungen oder gar Ressortkonflikte über die 
Vollständigkeit und Genauigkeit der Prüfung vermieden.  

In allen Ländern liegt die Zuständigkeit für die Durchführung bei den federführenden 
Ressorts. Eine Delegation der Prüfverfahren an Externe (z.B. ein unabhängiges Institut 
für Nachhaltigkeitsprüfung) mit dem Ziel, die Prüfung möglichst unabhängig von inner-
administrativen Interessenkonstellationen durchzuführen, findet nirgendwo statt. Die 
Binnenorientierung in der Definition von Zuständigkeiten ist eine wichtige Vorausset-
zung, um Nachhaltigkeitsprüfungen als den Gesetzgebungsprozess begleitendes Ver-
fahren zu konzipieren. Externe Prüfungen können nur noch ein fertiges Produkt (z.B. 
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einen Gesetzentwurf) bewerten, nicht aber prozessbegleitend „Stellschrauben“ verän-
dern. Oder sie bestehen in einer umfassenderen Auslagerung von Politikentwicklungs-
prozessen in Institutionen außerhalb der Exekutive (z.B. in Sachverständigenkommis-
sionen). Letzteres spielt in den untersuchten Fällen keine Rolle, weil es erstens um die 
Etablierung von Standardverfahren geht und zweitens in den untersuchten Jurisdiktio-
nen keine Tradition zur Institutionalisierung der Politikvorbereitung in externen Gre-
mien gibt (im Unterschied zu z.B. Schweden und Finnland). 

Die federführenden Einheiten in der Verwaltung, welche für die Durchführung der 
Nachhaltigkeitsprüfung zuständig sind, sind zwar i.d.R. Fachexperten im jeweiligen Po-
litiksektor, sie besitzen aber nicht das notwendige Wissen, um eine fundierte Nachhal-
tigkeitsfolgenabschätzung ohne Unterstützung und Expertise Dritter durchzuführen. 
Nachhaltigkeitsprüfungen betreffen viele Aspekte, Neben- und Langfristfolgen über 
den eigentlich beabsichtigten Regelungszweck hinaus. Zudem kann ein in die Zukunft 
gerichtetes, auf (unsicheren) Prognosen basierendes Verfahren wie die Nachhaltig-
keitsprüfung auch bei korrekter Anwendung wissenschaftlicher Methoden und kompli-
zierter Analysemodelle keine eindeutige „Wahrheit“ generieren. Die Beteiligung ande-
rer Ressorts und die Einbeziehung externer Experten (z.B. Policy-Adressaten, Interes-
senvertreter, Wissenschaftler) ist deshalb ein unabdingbares Element der Nachhaltig-
keitsprüfung. Durch Beteiligungsverfahren kann vorhandenes Wissen für den politi-
schen Entscheidungsprozess fruchtbar gemacht werden ebenso wie Transparenz über 
Wissensdefizite und Konfliktbereiche hergestellt wird. Der Wert einer Nachhaltigkeits-
prüfung besteht weniger in der Generierung eindeutiger Ergebnisse mit Hilfe wissen-
schaftlicher Methoden, sondern in der Herstellung eines – verschiedene fachliche 
Sichtweisen und sektorale Interessen integrierenden – Diskurses über Nachhaltig-
keitsfolgen. Nachhaltigkeitsfolgen werden damit ein integraler Bestandteil administra-
tiver und politischer Entscheidungsprozesse in der Politikentwicklung. In den unter-
suchten Ländern spielen Beteiligungsverfahren eine unterschiedlich große Rolle. So-
wohl bei der Europäischen Kommission, als auch in Irland und Großbritannien sind die 
Prüfungen als Verfahren mit intensiver Beteiligung konzipiert. In Belgien und der 
Schweiz hingegen spielen Diskurs und Beteiligung eine weniger wichtige Rolle – 
gleichzeitig konnte die NHP in diesen Ländern bisher nicht in den Prozess der Politik-
entwicklung integriert werden. 

Qualitätssicherung der Nachhaltigkeitsprüfung kann über Prozess- und/oder Metho-
denstandarisierung, durch die Etablierung eines Kontrollgremiums und/oder über 
Transparenzpflichten erfolgen. Prozessstandardisierung (d.h. die Definition von Stan-
dardprozessen einer NHP) spielt in allen untersuchten Ländern eine Rolle. Dabei ist zu 
beachten, dass Prozessstandardisierung und Flexibilität in der Politikentwicklung ein 
Spannungsfeld bilden; hier ist es wichtig, die richtige „Mischung“ finden. Prozessstan-
dardisierung kann z.B. zum Einhalten von Beteiligungsregeln zwingen und ermöglicht 
eine Umsetzungskontrolle, gleichzeitig kann eine zu starke Prozessstandardisierung 
und Rigidität in der Regelanwendung dazu führen, dass Politikentwicklungsprozesse 
unnötig verlängert werden. Politikentwicklung erfordert Flexibilität, da die Anforderun-
gen und Rahmenbedingungen je nach Regelungsfeld sehr unterschiedlich sein kön-
nen. Eine wichtige Erkenntnis aus den Fallstudien besteht da-rin, dass diejenigen Län-
der, welche – neben der Definition von Prozessstandards – ein Kontrollgremium zur 
Qualitätssicherung (einen „Watchdog“) etabliert haben und hohe Anforderungen an die 
Transparenz der Nachhaltigkeitsprüfungen stellen, besonders gute Implementations-
resultate erzielen. Eine Methodenstandardisierung wird dagegen kaum gewählt. Ledig-
lich für die Vorprüfungen in Belgien und der Schweiz werden Checklisten angeboten. 
In Großbritannien gibt es eine klare Präferenz zugunsten von Kosten-Nutzen-Analysen 
mit einer weitestmöglichen Monetarisierung. In der Regel wird eine Toolbox an Metho-
den zur Verfügung gestellt, die je nach Problemfeld, Erkenntnisinteresse, Wissens-
stand und zeitlichen Ressourcen genutzt werden kann. 
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Als Basis für die Konzipierung einer Nachhaltigkeitsprüfung für Deutschland lassen 
sich aus den Fallstudien insbesondere die folgenden Schlussfolgerungen ziehen: 

•  Nachhaltigkeitsprüfungen müssen in den Prozess der Politikentwicklung integriert 
werden. Dabei besteht eine zentrale Herausforderung darin, die Handlungsorientie-
rungen und Interessen der beteiligten Akteure zu beachten. Die Integration der 
Nachhaltigkeitsprüfung in die allgemeine Folgenabschätzung ist einem separaten 
Verfahren vorzuziehen. 

•  Nachhaltigkeit hat viele Dimensionen. Komplexitätsreduktionen sind zwar notwen-
dig, aber eine Aggregierung auf eine einzelne Messgröße (analog der Messung 
von Bürokratiekosten) oder eine Beschränkung auf wenige Leitindikatoren ist nicht 
sinnvoll.  

•  Eine Methodenstandardisierung für vertiefte Prüfungen ist vor dem Hintergrund der 
Vielschichtigkeit ebenfalls nicht realistisch. Mit Ausnahme Großbritanniens gibt es 
keine Festlegung auf eine bestimmte Methode. In Großbritannien wird eine Kosten-
Nutzen-Analyse nahegelegt und empfohlen, so weit wie möglich die Folgen zu mo-
netarisieren. Dies trägt aber dazu bei, dass die Analyse regelmäßig auf ökonomi-
sche Kosten fokussiert, während schwieriger zu erfassende soziale und ökologi-
sche Auswirkungen unzureichend behandelt werden.  

•  Ausführliche Nachhaltigkeitsprüfungen sind tendenziell zeit- und ressourcenauf-
wändig, sie sollten nur für wichtige Reformvorhaben durchgeführt werden. Bei we-
niger bedeutsamen Politikinitiativen sollte man sich auf eine pragmatische Vorprü-
fung beschränken. Der Auswahlprozess kann durch ein mehrstufiges Verfahren 
methodisch gestützt werden. An der Auswahlentscheidung sollten neben der feder-
führenden Verwaltungseinheit andere betroffene Ministerien beteiligt werden. 

•  Nachhaltigkeitsprüfungen generieren keine eindeutige optimale Politikoption. Betei-
ligung, Transparenz und Diskurs sind deshalb ausschlaggebend für eine erfolgrei-
che Stärkung von Nachhaltigkeitsaspekten in der Politikentwicklung. 

•  Die Umsetzungskontrolle, z. B. durch die Etablierung eines „Watchdogs“, sowie die 
Qualitätssicherung, z. B. über Transparenzregeln, sind zentrale Bausteine für eine 
erfolgreiche Implementation von Nachhaltigkeitsprüfungen. 

•  In allen untersuchten Jurisdiktionen sind die Parlamente nicht routinemäßig in die 
Folgenabschätzung einbezogen. Folgenabschätzung wird zunächst als ein Instru-
ment der Entscheidungsvorbereitung innerhalb der Regierungen konzipiert. In der 
EU haben sich Rat, Parlament und Kommission zu einem gemeinsamen Vorgehen 
verständigt. Das Parlament hat begonnen, wenige eigene Folgenabschätzungen in 
Auftrag zu geben, aber eine systematische Nutzung des Instruments ist nicht zu 
erwarten. In Großbritannien evaluiert das Parlament das System der Folgenab-
schätzung (nicht jedoch alle Folgenabschätzungen). 

Tabelle 11: Vergleich der NHP-Systeme 
 

Europäische 
Kommission 

Belgien Groß-
britannien 

Irland Schweiz 

Einführung 2003 2007 1986, 2007 2005 2004 

Anwen-
dungsbereich 

alle Arten von 
politischen 
Programmen 

alle Arten von 
politischen 
Programmen 

alle Arten von 
politischen 
Programmen 

nur Rechts-
normen 

alle Arten von 
politischen 
Programmen  

Anwen-
dungsbreite 

bedeutsame 
Entwürfe 

bedeutsame 
Entwürfe 

bedeutsame 
Entwürfe 

(fast) alle 
Entwürfe 

bedeutsame 
Entwürfe 

Rechtsgrund- Kommissi- Regierungs- Gesetz Regierungs- Regierungs-
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Europäische 
Kommission 

Belgien Groß-
britannien 

Irland Schweiz 

lage onsbeschluss beschluss beschluss beschluss 

Verhältnis zur 
GFA 

integriertes 
Ziel der GFA 

unabhängig 
von der GFA 

Modul der 
GFA 

integriertes 
Ziel der GFA 

unabhängig 
von der GFA 

Prüfinstanz federführende 
Einheit 

federführende 
Einheit 

federführende 
Einheit 

federführende 
Einheit 

federführen-
de Einheit 

Beteiligung intensiv moderat Intensiv intensiv k.A. 

Beginn der 
NHP 

frühzeitig, mit 
Aufnahme ins 
Arbeitspro-
gramm 

frühzeitig, 
ohne genaue 
Definition 

frühzeitig, 
ohne genaue 
Definition 

auf Basis ei-
nes Gesetz-
entwurfs 

wird nicht 
thematisiert 

Verfahren Prozess, be-
ginnend mit 
Roadmap 

dreistufig 
(Screening, 
Scoping, As-
sessment) 

Prozess zweistufig 
(Screening 
RIA, Full RIA) 

Dreistufig 
(Relevanz-
analyse, Wir-
kungsanaly-
se, Beurtei-
lung/Optimier
ung) 

Prüfbereiche sozial, öko-
nomisch, öko-
logisch 

sozial, öko-
nomisch, öko-
logisch, Re-
gierung 

sozial, öko-
nomisch, öko-
logisch 

7 Folgenka-
tegorien19  

sozial, öko-
nomisch, 
ökologisch 

Checkliste umfangreiche 
offene Fra-
genliste als 
„Denkhilfe“ 

33 Indikato-
ren mit festen 
Antwortkate-
gorien 

offene Fra-
gen, Verweis 
auf relevante 
Dokumente  

Beschreibung 
von Kosten, 
Nutzen und 
Folgen für 7 
Kategorien 

Relevanzana-
lyse: 15 Krite-
rien u. 6 Ja-
/Nein-Fragen, 
Wirkungs-
analyse: 27 
Kriterien 

Methoden Freie Metho-
denwahl 

Freie Metho-
denwahl 

Kosten-
Nutzen-
Analyse 

v.a. Kosten-
Nutzen-
Analyse 

Freie Metho-
denwahl 

Transparenz hoch gering hoch Mittel gering 

Qualitätskon-
trolle 

ja (IAB) nein ja (BRE) ja (BRU) nein 

Prozessstan-
dardisierung 

ja ja ja ja ja 

Methoden-
standardisie-
rung 

nein nein ja nein nein 

Implementati-
onsrate 

hoch gering (nur 
Pilotstudien) 

hoch mittel (hoch 
bei Screening 
RIA, gering-
bei Full RIA) 

gering (nur 
Pilotstudien), 
außer Agrar- 
und Ver-
kehrssektor 

                                                

19 Nationale Wettbewerbsfähigkeit, sozial ausgeschlossene oder gefährdete Bevölkerungsgruppen, Um-
welt, ökonomische Märkte, Verbraucher und Wettbewerb, Bürgerrechte, Bürokratiebelastung. 
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3 Designoptionen für eine Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland 

Ziel dieses Abschnitts ist es, Optionen für die Ausgestaltung einer Nachhaltigkeitsprü-
fung für Gesetzesvorhaben in Deutschland aufzuzeigen. Dabei geht es darum, konkre-
te Designvarianten herauszuarbeiten und einen weiten „Möglichkeitsraum“ aufzuspan-
nen. Die im vorigen Kapitel dargestellten internationalen Erfahrungen mit Gesetzesfol-
genabschätzungen und Verfahren der Nachhaltigkeitsprüfung dienen als Grundlage 
für alternative Modelle, gleichzeitig begründen sie bereits eine erste Bewertung der 
Stärken und Schwächen verschiedener Designoptionen. Bei der Beschreibung einer 
möglichen Einführung von Nachhaltigkeitsprüfungen in Deutschland erscheinen uns 
die folgenden Dimensionen zentral: 

•  Verhältnis zwischen NHP und GFA, 

•  Prüfinstanz und Beteiligung, 

•  Zeitpunkt der Nachhaltigkeitsprüfung, 

•  Materielle Kriterien und Umsetzung des Proportionalitätsprinzips, 

•  Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung und 

•  Qualitätssicherung. 

An dieser Stelle werden zunächst nur die Vor- und Nachteile der Optionen diskutiert, 
im folgenden Abschnitt 4 wird dann auf dieser Grundlage ein Vorschlag für die Gestal-
tung des Prozesses in Deutschland gemacht.  

3.1 Gestaltungsoptionen für das Verhältnis zwischen NHP und GFA 

Zunächst zu klären wäre, wie sich eine neu einzuführende Nachhaltigkeitsprüfung zum 
etablierten Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung verhält. Nach § 44 GGO sind 
bereits heute die „wesentlichen Auswirkungen“ von Gesetzen zu ermitteln und darzu-
stellen, darunter die beabsichtigen Wirkungen und die unbeabsichtigten Nebenfolgen 
(siehe auch Kapitel 1.1). Die Darstellung muss „im Benehmen mit den jeweils fachlich 
zuständigen Bundesministerien“ erfolgen. Damit fallen auch Nachhaltigkeitsfolgen 
prinzipiell in den Bereich der Gesetzesfolgenabschätzung (GFA), allerdings erfüllt die 
derzeitige Praxis nicht annähernd die Anforderungen an eine Nachhaltigkeitsprüfung. 
Eine Grundentscheidung in Bezug auf die Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland ist 
daher, ob und wie sie in die allgemeine GFA integriert werden sollte. Drei Optionen 
scheinen denkbar: 

a. NHP als Modul der GFA (z.B. GB neu):  

Nachhaltigkeit wird ähnlich wie andere Folgentypen (z.B. Bürokratiekosten) als 
ein abgegrenzter Teil der GFA angesehen. Die für Nachhaltige Entwicklung zu-
ständige Organisation in der Exekutive (in Deutschland: Bundeskanzleramt), 
ein unabhängiges Gremium (ähnlich wie der NKR für Bürokratiekosten) oder 
ggf. auch mehrere Ministerien, z.B. das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) und das Bundesministerium der Finanzen 
(BMF), könnten eine Unterstützungs- und Kontrollfunktion für Nachhaltigkeits-
folgen übernehmen (äquivalent zur Rolle des Wirtschaftministeriums bei Kosten 
für die Wirtschaft). Der GFA-Leitfaden könnte spezielle Materialien und Check-
listen für die Nachhaltigkeitsprüfung zur Verfügung stellen. 

Bewertung: Der Vorteil der Einbindung in die GFA ist die „Passfähigkeit“ zu beste-
henden Prozessen der Gesetzesvorbereitung. Andererseits weist die GFA in der 
Praxis große Defizite auf (formales Abhaken, geringe Transparenz, Fokus auf 
Rechtfertigung des Entwurfs statt auf Aufdecken von Problemen und Alternativen, 
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Mitprüfungsmentalität statt gemeinsamer Alternativendiskussion). Sofern die der-
zeitige Reform der GFA nicht zu einer umfassenden Verbesserung der Praxis 
führt, werden diese Defizite dann möglicherweise auf die Nachhaltigkeitsprüfung 
übertragen. Die Umsetzung als separates Modul der GFA birgt das Problem der 
Abgrenzung, da Nachhaltigkeit (im Sinne des Drei-Säulen-Modells) auch Folgen 
außerhalb des Moduls (z.B. Kosten für die Wirtschaft, Auswirkungen auf Verbrau-
cher) einschließt. Damit besteht das Risiko, dass Bearbeiter von der Vielschichtig-
keit des Nachhaltigkeitsbegriffs überfordert werden. 

b. NHP als integriertes Ziel von GFA (z.B. EU, IRL, GB alt) 

Nachhaltigkeit wird als integriertes Ziel von GFA angesehen. Nachhaltigkeits-
folgen werden nicht in einem separaten Modul abgeprüft, stattdessen bedeutet 
Nachhaltigkeitsprüfung die ausgewogene Abwägung von sozialen, ökonomi-
schen und ökologischen Folgen im Rahmen der gesamten GFA. 

Bewertung: Die Umsetzung als integriertes Ziel hat (im Vergleich zur Modul-
Option) den Vorteil, dass Nachhaltigkeit für die Bearbeiter (zumindest auf einer 
abstrakten Ebene) klar als ausgewogene Berücksichtigung aller relevanten Folgen 
für heutige und zukünftige Generationen definiert wird. Damit eine solche Integrier-
te Nachhaltigkeitsprüfung effektiv sein kann, müssten dabei die bisher in der GFA 
unterrepräsentierten Folgen (soziale und ökologische Folgen, sowie Generatio-
nengerechtigkeit in allen Bereichen) speziell gestärkt werden – z.B. durch eine 
Änderung der GGO, durch einen neu gestalteten Leitfaden oder durch ein Kon-
trollgremium, das eine breite Prüfung sicherstellt. 

c. NHP unabhängig von der GFA (z.B. Schweiz, Belgien) 

Die Nachhaltigkeitsprüfung wird nicht als Teil der GFA, sondern als eigenstän-
diges Analyse- und Bewertungsverfahren durchgeführt. Eine separate Nachhal-
tigkeitsprüfung könnte einen breiteren Ansatz vertreten als die GFA, in der poli-
tische Zielvorstellungen ausdrücklich nicht in Frage gestellt werden. Sie könnte 
nicht nur einzelne Gesetze prüfen, sondern darüber hinaus auch sektorale Poli-
tikziele gegeneinander abwägen. Sie könnte wie die GFA vom federführenden 
Ministerium oder aber von einem unabhängigen wissenschaftlichen oder Politik 
beratenden Gremium durchgeführt werden (siehe Dimension 2). Nachteilig wä-
re jedoch, dass die Bearbeiter sich dann unterschiedlichen Prüfanforderungen 
(GFA, Bürokratiekosten, Nachhaltigkeit) ausgesetzt sähen, die zudem teils ü-
berlappend wären. Zudem wäre offen, wer die Zuständigkeit für die Durchset-
zung übernehmen würde.  

Bewertung: Eine separate Nachhaltigkeitsprüfung wäre ein „Neuanfang“ und hätte 
damit den Vorteil, dass sie sich nicht in ein bestehendes System mit seinen Ei-
genheiten und Defiziten einpassen müsste. Die internationalen Erfahrungen mit 
spezifischen Prüfverfahren zeigen jedoch, dass diese i.d.R. noch schlechter um-
gesetzt werden als die allgemeinen GFA-Systeme. Vor allem da Nachhaltigkeits-
folgen prinzipiell bereits Teil der GFA sind, hätte eine zusätzliche Nachhaltigkeits-
prüfung wohl nur eine Chance auf Umsetzung, wenn sie extrem einfach und wenig 
zeitaufwändig wäre. Der Mehrwert einer solchen „Abhak-Prüfung“ ist dann aller-
dings fragwürdig. 

3.2 Gestaltungsoptionen für Prüfinstanz und Beteiligung 

Die existierenden Verfahren der Politikfolgenabschätzung in verschiedenen europäi-
schen Staaten unterscheiden sich dahingehend, dass manche in erster Linie als ver-
waltungsinternes Analyseinstrument dienen (z.B. Niederlande), während andere be-
wusst auch auf die Kommunikation mit externen Akteuren (einschließlich interministe-
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rieller Koordination) ausgerichtet sind (z.B. EU, Großbritannien). Bei der Beteiligung 
von externen Akteuren geht es i.d.R. darum, Informationen zu sammeln, Annahmen 
zur Diskussion zu stellen und darzustellen, warum ein Regelungsvorschlag fachlich 
sinnvoll und kosteneffizient ist. Praktisch sind vier Optionen denkbar: 

a. Rein interne Prüfung 

Das federführende Ministerium (oder eine spezialisierte, ressortinterne Prüfin-
stanz) ist für die Durchführung der Prüfung allein verantwortlich und bezieht 
keine anderen Ministerien oder externen Stakeholder in den Untersuchungs-
prozess ein. Die Ergebnisse der Prüfung werden den anderen Ministerien im 
Rahmen der Ressortabstimmung zur Kenntnis gegeben. 

Bewertung: Geringster organisatorischer Aufwand und minimales Konfliktpotential. 
Allerdings scheint es bei einem fachlich breiten Thema wie der Nachhaltigkeit 
problematisch, auf die Expertise und ggf. auch den Druck durch andere Akteure 
zu verzichten. Es besteht die Gefahr eines formalistischen „Abhakens“.  

b. Interne Prüfung mit moderater Beteiligung (z.B. BE, CH) 

Das federführende Ministerium ist für die Prüfung hauptsächlich verantwortlich. 
Andere Ministerien werden für die in ihrem Verantwortungsbereich befindlichen 
Folgentypen beteiligt. Betroffene Gruppen (Verbände, Bundesländer etc.) wer-
den informell beteiligt, um bestimmte Teile der Analyse zu unterstützen oder zu 
kommentieren. Die Ergebnisse der Prüfung werden den anderen Ministerien im 
Rahmen der Ressortabstimmung und – bei Vorlage an das Parlament – der Öf-
fentlichkeit zur Kenntnis gegeben.  

Bewertung: Gewisser organisatorischer Aufwand, aber hohe Flexibilität. Pragma-
tisch durchführbar, aber Risiko einer eher minimalistischen Umsetzung.  

c. Interne Prüfung mit intensiver Beteiligung (z.B. EU, GB) 

Das federführende Ministerium ist für die Prüfung letztverantwortlich, beteiligt 
jedoch andere Ressorts und betroffene Akteure frühzeitig und formell. Ein 
Prüfbericht wird bereits in der Entwurfsfassung veröffentlicht, ebenso wie die 
Stellungnahmen der betroffenen Gruppen. Die Darstellung der Prüfergebnisse 
enthält Informationen zum Vorgehen (Datenquellen, Liste beteiligter Verbände, 
etc.). 

Bewertung: Hoher organisatorischer Aufwand, würde einen radikalen Wandel ge-
genüber bestehenden informellen Beteiligungsverfahren bedeuten. Andererseits 
hoher Anreiz für eine qualitativ hochwertige Prüfung und die Chance, unerwünsch-
te Nachhaltigkeitsfolgen frühzeitig aufzudecken und sinnvolle Alternativen zu ent-
wickeln.  

d. Externe Prüfung 

Ein externes Gremium (unabhängiges Forschungsinstitut, neu einzurichtende 
wissenschaftliche Behörde, o.ä.) wird mit der Prüfung von Regelungsvorhaben 
aus Nachhaltigkeitssicht betraut. Ein Prüfbericht wird auf Grundlage eines Eck-
punktepapiers oder eines Gesetzesentwurfs erarbeitet. Eine solche Organisati-
on (oder ggf. auch unterschiedliche Organisationen) könnte ggf. auch externe 
und interne Konsultationen organisieren.  

Bewertung: Es gibt keine Institution, deren Expertise so breit und deren Kapazität 
so groß ist, dass sie sich kurzfristig in die etwa 400 Gesetze einarbeiten könnte, 
die jedes Jahr verabschiedet werden. Selbst wenn man die Prüfung auf eine klei-
nere Anzahl oder nur einzelne Prüfaspekte beschränken würde, bestünde die Ge-
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fahr einer fachlichen Überforderung. In jedem Fall wäre die Option nur mit Hilfe 
erheblicher finanzieller Ressourcen umzusetzen. Externe Organisationen unterlie-
gen auch anderen Handlungslogiken als die mit der Gesetzesvorbereitung betrau-
te Verwaltung. Fraglich ist auch, wie sichergestellt werden könnte, dass eine ex-
terne Institution tatsächlich in einem frühen Stadium am Politikformulierungspro-
zess beteiligt wird. In einem frühen Stadium sind die Optionen allerdings noch so 
unkonkret, dass kein eindeutiger Prüfauftrag formuliert werden könnte. Da Nach-
haltigkeitsprüfungen außerdem mit enormen Unsicherheiten behaftet und notwen-
digerweise wertgebunden sind, könnte sich eine solche externe Prüfung dem 
Vorwurf ausgesetzt sehen, dass sie einen politisch und rechtlich unakzeptablen 
Eingriff in demokratische Verfahren darstellt.  

e. Kombination aus externer und interner Prüfung 

Für größere Gesetzgebungsvorhaben wird, ähnlich wie dies in Finnland und 
Schweden erfolgreich praktiziert wird, eine Sachverständigenkommission beru-
fen, welche mit Experten für den jeweiligen Politikbereich besetzt ist (Ministeri-
albeamte, Vertreter der Vollzugsbehörden, Parlamentarier, ggf. Wissenschaft-
ler und Interessenvertreter). Die Kommission entwickelt politische Handlungsal-
ternativen und evaluiert diese aus Nachhaltigkeitssicht. Am Ende wird ein Gut-
achten publiziert, zu welchem ein Konsultationsverfahren stattfindet. Das 
Kommissionsgutachten und die Ergebnisse der Konsultation bilden die Basis 
für die Erarbeitung eines konkreten Gesetzentwurfes in der Ministerialverwal-
tung. 

Bewertung: Die Verknüpfung von frühzeitiger Nachhaltigkeitsprüfung, Alternati-
venbetrachtung und externer Beteiligung fördert eine sachfragenorientierte Politik-
entwicklung. Ein solches Verfahren ist jedoch zeit- und ressourcenaufwändig und 
deshalb nur für größere und langfristig angelegte Politik-/Reformvorhaben sinnvoll. 
Ggf. könnte auch eine Anbindung der Sachverständigenkommissionen an das 
Parlament in Erwägung gezogen werden (ähnlich den Enquete-Kommissionen, 
aber mit stärkerem Fokus auf die Erarbeitung von Lösungsvorschlägen für eine 
konkrete gesetzliche Regelung). 

3.3 Gestaltungsoptionen für den Zeitpunkt der NHP 

Eine zentrale Frage ist die nach dem geeigneten Zeitpunkt für die Durchführung einer 
Nachhaltigkeitsprüfung. Eine Nachhaltigkeitsprüfung kann einmalig in einer bestimm-
ten Phase des Politikformulierungsprozesses oder als mehrstufiges Verfahren durch-
geführt werden. Ein mehrstufiges Verfahren kann jeweils bestimmte Schwerpunkte für 
die einzelnen Stufen der Prüfung festlegen (z.B. am Anfang: grundlegende Alternati-
vendiskussion, später: Feinsteuerung der Entwurfsgestaltung). Ausgehend von den 
Zielen einer Nachhaltigkeitsprüfung sind drei Optionen von besonderer praktischer Re-
levanz: 

a. Einmalige Durchführung auf Basis eines ressortinternen Eckpunktepapiers 

Wenn das Handlungsfeld für eine Politikinitiative definiert wird, z.B. durch die 
politische Spitze oder durch europäisches Recht, sind i.d.R. zwar die Ziele der 
Politikinitiative grob umrissen, es ist aber noch weitgehend offen, welche In-
strumente zum Einsatz kommen und wie diese ausgestaltet werden. Aufgabe 
des zuständigen Ministeriums in dieser frühen Phase der Politikentwicklung ist 
es, die Politikziele zu präzisieren sowie grundsätzliche Handlungsoptionen zu 
identifizieren. Dies erfolgt häufig mit Hilfe eines Eckpunktepapiers, das zentrale 
Ziele benennt und Alternativen aufzeigt. Die Nachhaltigkeitsprüfung kann sinn-
voll auf dieser Basis durchgeführt werden, um die Folgen grundsätzlicher Steu-
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erungsalternativen zumindest grob abzuschätzen, um Steuerungsziele detail-
liert zu beschreiben undden status quo zu analysieren.  

Bewertung: Widersprüche und Synergien von Politikalternativen zu den Zielen ei-
ner Nachhaltigen Entwicklung können frühzeitig erkannt und berücksichtigt wer-
den. Da die frühe Phase der Politikentwicklung stark durch informelle Vorabstim-
mungen geprägt ist und aufgrund der fehlenden Konkretisierung der Politikmaß-
nahmen nur grobe Tendenzaussagen über Folgen möglich sind, ist der erfolgrei-
che Einsatz einer Nachhaltigkeitsprüfung zu diesem Zeitpunkt kaum durch stan-
dardisierte Methoden zu erreichen. Erfolgversprechender sind organisatorische 
und prozessbezogene Ansätze wie z.B. der verstärkte Einsatz inter-ministerieller 
Arbeitsgruppen oder die Organisation von Workshops zur Alternativenentwicklung 
und Nachhaltigkeitsprüfung. 

b. Einmalige Durchführung auf der Basis eines Referentenentwurfes 

Alternativ kann die Nachhaltigkeitsprüfung auf Basis eines Referentenentwur-
fes durchgeführt werden. Da der Referentenentwurf bereits eine bis ins Detail 
ausgearbeitete Gesetzesvorlage darstellt, können in dieser Phase des Politik-
prozesses tiefere und genauere Analysen von intendierten und nicht-
intendierten Regelungseffekten durchgeführt werden. Zwar ist es denkbar, eine 
solch detaillierte Prüfung für mehrere Regelungsalternativen durchzuführen, in 
der Praxis finden umfassende Alternativenprüfungen hingegen in einem fortge-
schrittenen Stadium der Politikformulierung nicht mehr statt.  

Bewertung: Wird die Nachhaltigkeitsprüfung auf Basis eines Referentenentwurfes 
durchgeführt, kann sie relativ einfach mit den in dieser Phase stattfindenden Betei-
ligungsverfahren (Ressortabstimmung; Abstimmung mit Ländern, Kommunen und 
Interessenverbänden) verknüpft werden. Es besteht die Gefahr, dass nur noch 
marginale Änderungen vorgenommen werden (können) und das Verfahren nur der 
Rechtfertigung des Vorschlags dient, insbesondere dann, wenn die Nachhaltig-
keitsprüfung nicht Teil der Abstimmungsverfahren ist, sondern „end of the pipe“ 
kurz vor der Kabinettsvorlage stattfindet. Die Ursachen hierfür sind vielfältig: ein-
mal gefundene Kompromisse sollen nicht gefährdet werden, Zeitdruck, Ressour-
cenknappheit, Primat politischer Anforderungen, fehlende Anschlussfähigkeit des 
Prüfverfahrens an den realen Prozess der Politikformulierung, etc.  

c. Mehrstufiges Vorgehen (z.B. EU, BE, GB, IRL, CH) 

Die Nachhaltigkeitsprüfung wird mehrstufig, z. B. in drei Stufen, durchgeführt. 
Dabei werden bestimmte Zeitpunkte des Politikformulierungsprozesses defi-
niert, mit denen jeweils spezifische Fragestellungen/inhaltliche Schwerpunkte 
der Nachhaltigkeitsprüfung verknüpft sind (offene und thematisch breit ange-
legte Fragen am Anfang des Prozesses, fokussierte Fragen in einem späteren 
Stadium). 

•  Stufe 1 der Nachhaltigkeitsprüfung findet auf Basis eines Eckpunktepapiers 
statt. Nachhaltigkeitsauswirkungen verschiedener Regelungsoptionen wer-
den mit Hilfe eines Quick-Scan-Verfahrens grob abgeschätzt und diskutiert. 
Ziele sind die Stärkung von Nachhaltigkeitsaspekten bei der Entscheidung 
für eine grundsätzliche Steuerungsalternative und die Identifizierung von 
Politikinitiativen, für welche eine ausführliche Nachhaltigkeitsprüfung sinn-
voll ist.  

•  Stufe 2 der Nachhaltigkeitsprüfung erfolgt auf Basis eines Referentenent-
wurfes. Für diejenigen Politikinitiativen, welche im Zuge des Quick-Scan-
Verfahrens als relevant identifiziert worden sind, wird eine ausführliche 
Nachhaltigkeitsprüfung durchgeführt. Die Ergebnisse des Verfahrens wer-
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den publiziert und sind Teil der inter-ministeriellen Abstimmung sowie des 
Anhörungsverfahrens. 

•  Stufe 3 der Nachhaltigkeitsprüfung setzt auf den Resultaten der inter-
ministeriellen Abstimmung sowie des Anhörungsverfahrens auf und konkre-
tisiert sich in einer Dokumentation der Prüfergebnisse, der ggf. erfolgten 
Änderungen am Entwurf sowie in einer Zusammenfassung der entspre-
chenden Stellungnahmen im Rahmen der Abstimmungsrunden. Die Doku-
mentation wird zusammen mit dem Gesetzentwurf dem Kabinett vorgelegt 
und ist obligatorischer Bestandteil der Regierungsvorlage an Bundesrat und 
Bundestag. 

Bewertung: Das mehrstufige, z. B. dreistufige Vorgehen entspricht dem Verständ-
nis einer Nachhaltigkeitsprüfung als Prozess und ermöglicht somit eine an die je-
weilige Phase der Politikformulierung angepasste Ausrichtung der Prüfung. Ein 
solcher mehrstufiger und in den Politikprozess integrierter Ansatz wird für die Poli-
tikfolgenabschätzung in mehreren Ländern umgesetzt (z.B. Großbritannien, Irland, 
EU), ist allerdings ressourcenintensiv und stellt hohe Anforderungen an die zu-
ständigen Ministerialbeamten. Gleichzeitig hat sich in Irland gezeigt, dass eine 
Stufung des Prüfverfahrens auch dazu genutzt werden kann, ausführliche Nach-
haltigkeitsprüfungen zu verhindern (siehe Kapitel 2.4). 

3.4 Gestaltungsoptionen für die materiellen Prüfkriterien 

Nachhaltigkeitsprüfungen stehen vor dem Dilemma, dass einerseits die Berücksichti-
gung eines breiten Folgenspektrums sichergestellt werden muss, andererseits das 
Verfahren nicht durch exzessive materielle Anforderungen überlastet werden soll. Wie 
kann also sichergestellt werden, dass der Prüfaufwand proportional zu den erwarteten 
Folgen ist? Praktische Optionen sind hier die Nutzung von Prüffragen und die Einrich-
tung von prozeduralen Standards. Den Ausgangspunkt für die Ableitung materieller 
Kriterien zur Durchführung von Nachhaltigkeitsprüfungen im Rahmen des Gesetzge-
bungsverfahrens auf Bundesebene bildet die „Strategie Nachhaltige Entwicklung“ der 
Bundesregierung aus dem Jahr 2002, welche insgesamt 21 thematische Bereiche ei-
ner Nachhaltigen Entwicklung festlegt. Denkbar ist, für alle Themenbereiche materielle 
Prüffragen auszuarbeiten oder sich grundsätzlich auf ausgewählte Teilbereiche der 
Nachhaltigkeitsstrategie zu beschränken. Eine dritte Alternative besteht darin, die 
Prüfkriterien fallbezogen festzulegen. 

a. Offene Prüffragen für alle 21 Bereiche der Nachhaltigkeitsstrategie 

Ähnlich wie im Leitfaden der Europäischen Kommission zur Folgenabschätzung 
werden zu jedem Themenbereich der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 
Schlüsselfragen formuliert (z.B. Klimaschutz: Sind klimarelevante Effekte, ins-
besondere Emissionsveränderungen von Treibhausgasen, zu erwarten?).  

Bewertung: Die Formulierung offener Fragen regt die Bearbeiter zum Nachdenken 
über verschiedene Nachhaltigkeitsfolgen an und ermöglicht im Vergleich zu ge-
schlossenen Fragen eine umfassende Beantwortung. Die Fragen wirken auf eine 
ganzheitliche Erfassung der Auswirkungen eines Regelungsentwurfs hin. Aller-
dings ist keine standardisierte Auswertung oder einfache Festlegung von Schwel-
lenwerten (betrifft v.a. die Relevanzprüfung) möglich. 

b. Offene Prüffragen für ausgewählte Aspekte der Nachhaltigkeitsstrategie 

Die Nachhaltigkeitsprüfung wird auf solche Aspekte fokussiert, die konstitutiv 
für den Nachhaltigkeitsbegriff sind und welche im bisherigen Folgenabschät-
zungssystem nur unzureichend beachtet werden (beispielsweise ökonomische 
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oder ökologische Folgen, die erst langfristig für zukünftige Generationen auftre-
ten, Aspekte, die Fragen internationaler Gerechtigkeit und/oder den dauerhaf-
ten sozialen Zusammenhalt betreffen etc.). Der Ausgangspunkt für die Auswahl 
dieser Prüffragen bildet demnach die Nachhaltigkeitsstrategie mit einem Fokus 
auf langfristige und ggf. auch internationale Aspekte.  

Bewertung: Eine Fokussierung der materiellen Prüfanforderungen erhöht die 
Wahrscheinlichkeit ihrer Anwendung in der Praxis, da leichter eine Passfähigkeit 
zum existierenden Prozess der Politikentwicklung herzustellen ist, und weil die 
Konflikte mit der tradierten Rechtsetzungskultur in Deutschland nicht so groß sind. 
Der Anspruch einer ganzheitlichen Betrachtung von Politikmaßnahmen und einer 
umfassenden Abwägung von Zielkonflikten auf Basis der zu erwartenden direkten 
und indirekten Folgen wird jedoch konzeptionell aufgegeben. Die bessere Beach-
tung von Nachhaltigkeitsfolgen bei der Erarbeitung neuer Gesetze ergibt sich 
stattdessen allein aus dem Diskurs der zuständigen Akteure.  

c. Fallbezogene Auswahl von Prüfkriterien auf Basis der Nachhaltigkeitsstrategie 
durch prozedurale Standards 

Im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung wird nicht standardmäßig ein bestimm-
tes Set von Fragen abgearbeitet, sondern es erfolgt eine fallbezogene Identifi-
kation relevanter Prüfbereiche. Für die Auswahl wird ein bestimmtes Verfahren 
festgelegt, denkbar ist ein ressortübergreifend besetzter Ausschuss, aber auch 
die Beteiligung externer Akteure. 

Bewertung: Eine fallbezogene Identifizierung der materiellen Prüfkriterien wird der 
realen Komplexität von Politikinhalten gerecht, muss aber transparent erfolgen, 
damit die Entscheidung nicht einseitig interessengeleitet getroffen wird. „Relevanz“ 
als Auswahlkriterium ist immer mit einem hohen Grad an Subjektivität verbunden.  

3.5 Gestaltungsoptionen für Methoden der NHP 

Politikfolgenabschätzungen können auf zahlreiche wissenschaftliche Methoden zu-
rückgreifen. Zunächst einmal sind die erwarteten Auswirkungen auf die verschiedenen 
Teilaspekte von Nachhaltigkeit zu bestimmen. Alleine die Abschätzung ökonomischer 
Folgen kann auf viele ökonomische Modellfamilien zurückgreifen, für die Abschätzung 
ökologischer Auswirkungen gibt es Ansätze je nach betrachtetem Objekt und für die 
Analyse sozialer Auswirkungen gilt analoges. Es gibt keine einzelne Methode, die alle 
Aspekte in angemessener Weise abbilden könnte. 

Eine aktuelle Entwicklung (insbesondere auf EU-Ebene) besteht darin, die für eine 
Entscheidungssituation oder in einem Politikfeld vordringlichen Fragen in ein einzelnes 
Modell zu integrieren, um damit Querbeziehungen zwischen verschiedenen Wirkungs-
bereichen zu identifizieren. Beispiele dafür sind integrierte Klimamodelle, welche die 
Auswirkungen von Politikmaßnahmen sowohl auf Emissionen als auch auf ökonomi-
sche Parameter darstellen können. Je mehr Wirkungsaspekte in ein einzelnes Modell 
integriert werden sollen, umso aufwändiger ist es, dafür die notwendigen Vorbereitun-
gen (z.B. Parameter, Datensätze, Gleichungen) zu treffen. Die Auswahl der unabhän-
gigen Variablen, welche in die Modelle eingespeist werden, ist nicht selten umstritten. 
Zudem könnten die Ergebnisse eine Exaktheit der Prognosen suggerieren, welche 
nicht der Realität entspricht. Eine pragmatischere Alternative zu integrierten Modellbe-
rechnungen besteht darin, die verschiedenen Teilaspekte nachhaltiger Entwicklung mit 
jeweils speziellen Methoden zu analysieren und die Ergebnisse gegeneinander abzu-
wägen. Typische Schwierigkeiten bei der Bestimmung von Politikfolgen sind unter-
schiedliche Datenqualitäten (qualitative/quantitative/monetäre Daten) und die Gewin-
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nung von Daten zu Nutzen von Politikmaßnahmen gegenüber Daten zu den Kosten 
(die sich leichter aus dem status quo ableiten lassen).  

Eine weitere Methodenfamilie, die für die Abschätzung von Nachhaltigkeitsaspekten 
relevant ist, sind partizipative Methoden. Hier sollen das Wissen und die Meinungen 
von Experten und Betroffenen einbezogen werden. Beispiele sind Delphi-Verfahren 
oder partizipative Szenarienbildungen.  

Für einen systematischen Vergleich von Handlungsalternativen müssen die verschie-
denen Teilaspekte, sei es, dass sie durch Modellierungen oder durch partizipative Ver-
fahren gewonnen wurden, aggregiert werden. Dafür können multikriterielle Entschei-
dungsverfahren oder Kosten-Nutzen-Analysen verwendet werden. Eine Schwierigkeit 
bei der Aggregation ist die gleichwertige und angemessene Behandlung quantitativer 
und qualitativer Daten.  

Eine Herausforderung für Methoden zur Nachhaltigkeitsprüfung besteht darin, Mög-
lichkeiten zur Standardisierung zu identifizieren. Wenn eine Methode bzw. ein Metho-
densatz vorgegeben werden könnte, dann wäre vergleichsweise leicht zu überprüfen, 
ob eine umfassende Nachhaltigkeitsprüfung durchgeführt wurde oder nicht. Zudem 
würden Debatten zu Methoden und Prüfaspekten ggf. minimiert werden. Angesichts 
der Vielfalt der Prüfaspekte, die bei einer Nachhaltigkeitsprüfung in Frage kommen 
können, kommen nur solche Ansätze in Frage, die für viele verschiedene Entschei-
dungssituationen anwendbar sind. Eine Grundentscheidung ist dabei, ob ein quantifi-
zierender Ansatz bevorzugt wird oder qualitative Methoden.  

Beispielhaft werden im Folgenden die Kosten-Nutzen-Analyse als ein quantifizierender 
Ansatz und die Bearbeitung eines Indikatorensatzes diskutiert. Als dritte Option wird 
die Möglichkeit zur freien Methodenwahl dargestellt. 

a. Quantifizierende Methoden: z.B. Kosten-Nutzen-Analyse 

Nachhaltigkeitsfolgen werden so weit wie möglich monetarisiert und in Form 
von Kosten-Nutzen-Analysen dargestellt. Dabei können auch externe Kosten 
monetär berechnet werden. Hierzu müssten detaillierte Handreichungen und 
andere Unterstützungsformen bereitgestellt werden. Im Prinzip sind auch nicht 
monetäre Effekte monetarisierbar, indem beispielsweise Betroffene nach ihren 
Zahlungsbereitschaften für bestimmte Güter befragt werden oder Annahmen zu 
Kosten von Todesfällen oder Krankheiten getroffen werden.  

Bewertung: In Geld ausgedrückte Nachhaltigkeitsfolgen könnten sich direkt mit 
anderen ökonomischen Effekten oder Bürokratiekosten messen. Die öffentliche 
Aufmerksamkeit würde sich dadurch erhöhen. Ein weiterer Vorteil ist, dass Kos-
ten-Nutzen-Analysen im Prinzip auf jede Entscheidungssituation angewandt wer-
den können. Dennoch ist ein solcher Ansatz in der Praxis sehr problematisch, da 
die Kosten-Nutzen-Analyse für viele wichtige Folgenarten nicht durchführbar ist 
(oder nur mit extrem hohem Aufwand, weil die Daten fehlen und erst erhoben 
werden müssen). Der Ansatz führt daher i.d.R. zu einer starken Verengung der 
Analyse auf berechenbare Effekte (z.B. Klimafolgen in Großbritannien, siehe Kapi-
tel 2.3). Auseinandersetzungen zu methodischen Fragen, etwa Diskontsätze oder 
Berechnungsmethoden, wären trotz der vergleichsweise rigiden methodischen 
Vorgaben erwartbar. 

b. Qualitative Methoden aufgrund von Prüfkriterien: Nachhaltigkeitsindikatoren 

Nachhaltigkeitsfolgen werden mit Hilfe eines standardisierten Indikatorensets 
abgeprüft. Grundlage könnten die Indikatoren der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie sein (siehe Abschnitt 3.4 zu materiellen Prüfkriterien). Weiterhin ist ei-
ne Ableitung von Prüfkriterien auch auf der Basis von Indikatorensätzen denk-
bar, die für wissenschaftliche Zwecke erarbeitet wurden. Denkbar wäre, die In-
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dikatoren durch moderate Änderungen an die Aufgaben der Gesetzesfolgen-
abschätzung anzupassen (beispielsweise Herausnahme sehr spezifischer Indi-
katoren). Die Indikatoren wären dann Grundlage für die Ableitung von Prüffra-
gen, die mit qualitativen Methoden bearbeitet werden könnten.  

Bewertung: An dieser Option positiv zu bewerten ist die Möglichkeit der Vergleich-
barkeit verschiedener Nachhaltigkeitsprüfungen. Allerdings hat sich die Nutzung 
von standardisierten Indikatoren in der Praxis als sehr problematisch erwiesen 
(beispielsweise auf EU-Ebene aufgegeben): Wegen der extrem großen Spann-
breite von Regelungsvorhaben – sowohl thematisch, als auch was die Bedeutung 
angeht – sind Indikatoren häufig irrelevant und entweder über- oder unterkomplex. 
Wichtige Nachhaltigkeitsfolgen würden nicht erfasst, wenn sie nicht in eine der 
gegebenen Kategorien fallen. Es ist aus der europäischen Praxis kein Fall be-
kannt, wo Nachhaltigkeitsindikatoren erfolgreich als Analysemethode (im Sinne ei-
nes formalen Bewertungsschemas) eingesetzt werden. Denkbar ist die Nutzung 
als einfache Checkliste, aber der Mehrwert derart kondensierter Informationen (mit 
Antworten wie „ja/nein“, „unbekannt“, geringfügig“, „derzeit nicht quantitativ erfass-
bar“, „abhängig von der Umsetzung in den Ländern“) ist gering. Ein Alternative be-
steht darin, aus den Prüfkriterien offene Prüffragen abzuleiten, die dann mit quali-
tativen Aussagen und Begründungen bearbeitet werden.  

c. Freie Methodenwahl 

Die Auswahl der jeweils relevanten Methoden wird von Fall zu Fall entschieden. 
Dabei könnte die Entscheidung entweder dem Bearbeiter (z.B. dem federfüh-
renden Ministerium) überlassen werden oder bei wichtigen Vorhaben zum Ge-
genstand kollektiver Aushandlung (z.B. im Rahmen einer ressortübergreifen-
den Arbeitsgruppe) werden. Ein Leitfaden sollte allgemeine Hinweise zur Aus-
wahl und zur Verfügbarkeit von Methoden geben. 

Bewertung: Freie Methodenwahl reduziert die Vergleichbarkeit und birgt das Risi-
ko, dass Methoden interessengeleitet oder minimalistisch ausgewählt werden. 
Daher ist entweder eine Beteiligung von anderen Ressorts für wichtige Vorhaben 
sinnvoll oder aber eine Methodenprüfung im Anschluss. Eine freie Methodenwahl 
erlaubt jedoch eine Auswahl angemessener Methoden und fördert damit echten 
Erkenntnisgewinn (statt „Abhakens“ eines formellen Pflichtkatalogs). Insgesamt 
zeigt die Praxis, dass der Mehrwert von Methoden grundsätzlich  
überschätzt wird und dass Nachhaltigkeitsprüfungen zwangsläufig eine stark quali-
tative und beschreibende Dimension haben.  

3.6 Gestaltungsoptionen für die Qualitätssicherung 

Erfahrungen in vielen Ländern haben gezeigt, dass eine breite Implementation von 
Prüfverfahren nur erreicht werden kann, wenn es starke Ansätze zur Qualitätssiche-
rung gibt. Dabei kann Qualitätssicherung durch grundsätzlich verschiedene Mecha-
nismen gefördert werden, die sich auch gegenseitig ergänzen können. 

a. Methodenstandardisierung 

Die verpflichtende Vorgabe einer oder mehrerer Methoden kann als Instrument 
der Qualitätskontrolle dienen. Im breiten und komplexen Feld der Nachhaltig-
keitsfolgen kommen als Standardmethoden allerdings wohl nur die Kosten-
Nutzen-Analyse und Indikatoren in Frage, die mit jeweils spezifischen Proble-
men behaftet sind (siehe Abschnitt 3.5).  

Bewertung: Angesichts der fachlichen Breite, Komplexität und Unsicherheit von 
Regelungsfolgen erscheint eine Methodenstandardisierung als die problematischs-
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te Art der Qualitätskontrolle. In der internationalen Praxis ist die große Mehrheit al-
ler Folgenabschätzungen überwiegend qualitativ. Die Gründe dafür sind vielfältig: 
wissenschaftliche Unsicherheiten, fehlende Daten, fehlende Kapazitäten, grund-
sätzliche Unbestimmtheit, was das Verhalten von Umsetzungsbehörden und Re-
gelungsadressaten angeht etc. 

b. Prozessstandardisierung 

Qualitätskontrolle kann über die Verpflichtung zu einem bestimmten Vorgehen 
hergestellt werden, beispielsweise durch im Leitfaden festgelegte Prozess-
schritte. In den Leitfäden von GFA-Vorreiterländern werden häufig folgende E-
lemente festgeschrieben: Elemente des Prüfberichts (Beschreibung von Zielen, 
Regelungsalternativen und Folgen), Beteiligung von bestimmten Akteuren, Fris-
ten für Beteiligung und Veröffentlichungspflichten. 

Bewertung: Prozessstandards sind ein hilfreiches Element der Qualitätskontrolle, 
bieten aber keine Garantie für die Umsetzung, da über reale Prozessabläufe häu-
fig kaum Transparenz besteht. Prozessstandards sollten daher durch andere Me-
chanismen der Qualitätssicherung ergänzt werden. 

c. Transparenz 

Öffentlichkeit hat sich in vielen Ländern als wesentliche Triebkraft von Qualität 
erwiesen. Bearbeiter bemühen sich um seriöse Bearbeitung, wenn sie wissen, 
dass die Ergebnisse wahrgenommen und möglicherweise angefochten werden. 
Mögliche Elemente von Öffentlichkeit bei der Nachhaltigkeitsprüfung sind die 
Verfügbarkeit von Informationen zum Verfahren, die Veröffentlichung von Prüf-
berichten (möglichst auch im Entwurfsstadium, Beispiel Großbritannien) und 
die aktive Beteiligung von relevanten Akteuren (innerhalb und außerhalb der 
Verwaltung) am Prüfprozess. 

Bewertung: Obwohl Transparenz allgemein als wichtiger Mechanismus zur Quali-
tätskontrolle anerkannt ist, stellen auch international nur die wenigsten Prüfverfah-
ren systematisch Öffentlichkeit her. Dies ist dadurch zu erklären, dass Transpa-
renz natürlich auch Risiken birgt: Offenheit – vor allem in Bezug auf Wissenslü-
cken und negative Gesetzesfolgen – kann politisch genutzt werden und zu (unter 
Umständen auch unberechtigter) Kritik am federführenden Ministerium führen. 
Insbesondere in der deutschen Verwaltungskultur und im verflochtenen bundes-
staatlichen System befinden sich Offenheit und politische Handlungsfähigkeit in 
einem Spannungsverhältnis. 

d. Kontrollgremium 

Die Durchführung der Nachhaltigkeitsprüfung wird durch ein unabhängiges 
Kontrollgremium überwacht, ähnlich dem Nationalen Normenkontrollrat im Be-
reich der Bürokratiekosten. Ein anderes bemerkenswertes und erfolgreiches 
Modell ist das der Europäischen Kommission, wo das Impact Assessment 
Board mit einer kleinen Zahl von hochrangigen Beamten aus verschiedenen 
Ressorts zusammengesetzt ist, die aber nicht als Vertreter der Ressorts, son-
dern ad personam berufen sind (siehe Kapitel 2.1). 

Bewertung: Eine externe Kontrolle ist politisch und fachlich viel realistischer als ei-
ne extern durchgeführte Prüfung. Angesichts der Methoden- und Werteproblema-
tik im Nachhaltigkeitsbereich (siehe Abschnitt 3.5) müsste der Kontrollauftrag sich 
allerdings eher auf Prozesse und die Nachvollziehbarkeit der dargestellten Nach-
haltigkeitsfolgen als auf Methoden und konkrete Inhalte erstrecken. Alternativen zu 
unabhängigen Kontrollgremien bestehen in der Etablierung exekutiver oder parla-
mentarischer Gremien zur Qualitätskontrolle. 
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Abbildung 7: Designoptionen für eine Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland 

Dimension Designoptionen 

1. Verhältnis zwischen NHP 
und GFA  

a) NHP als Modul innerhalb der GFA 

b) NHP als integriertes Ziel von GFA 

c) NHP unabhängig von der GFA 

 2. Prüfinstanz und Beteili-
gung 

a) Rein interne Prüfung 

b) Interne Prüfung mit moderater Beteiligung 

c) Interne Prüfung mit intensiver Beteiligung 

d) Externe Prüfung 

e) Kombination aus externer und interner Prüfung 

 3. Zeitpunkt der NHP a) Durchführung auf Basis eines ressortinternen Eckpunktepapiers 

b) Durchführung auf der Basis eines Referentenentwurfes 

c) Mehrstufiges Vorgehen 

 4. Materielle Prüfkriterien a) Offene Prüffragen für alle 21 Bereiche der Nachhaltigkeitsstra-
tegie 

b) Offene Prüffragen für ausgewählte Aspekte der Nachhaltig-
keitsstrategie 

c) Fallbezogene Auswahl von Prüfkriterien auf Basis der Nachhal-
tigkeitsstrategie durch prozedurale Standards 

 5. Methoden der NHP a) Quantifizierende Methoden 

b) Qualitative Methoden aufgrund von Prüfkriterien 

c) Freie Methodenwahl 

 6. Qualitätssicherung  a) Methodenstandardisierung  

b) Prozessstandardisierung 

c) Transparenz 

d) Kontrollgremium 
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4 Prozessgestaltung und Institutionalisierung der Nachhaltigkeits-
prüfung 

Im vorangegangenen Kapitel wurden grundsätzliche Alternativen für die Gestaltung 
einer Nachhaltigkeitsprüfung vorgestellt. Im folgenden Kapitel bilden die Charakteristi-
ka des politisch-administrativen Systems Deutschlands sowie aktuelle politische Rah-
menbedingungen – und die sich daraus ergebenden Restriktionen – die Grundlage für 
die Entwicklung eines realistischen und gleichzeitig anspruchsvollen Modells der 
Nachhaltigkeitsprüfung. Internationale Erfahrungen mit der Anwendung von Nachhal-
tigkeitsprüfungen (siehe Kapitel 2) werden dabei mit einbezogen. 

4.1 Merkmale eines praktikablen Verfahrens zur Stärkung von Nachhaltigkeits-
fragen im Gesetzgebungsverfahren 

In den folgenden beiden Abschnitten werden zunächst die bisherigen Erfahrungen mit 
Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung in Deutschland kurz skizziert. Anschlie-
ßend wird gezeigt, welche Anforderungen eine Nachhaltigkeitsprüfung erfüllen sollte, 
um real (und nicht nur auf dem Papier) in den Prozess der Gesetzeserstellung veran-
kert zu werden.  

4.1.1 Bisherige Erfahrungen in Deutschland 
Betrachtet man die bisherigen Erfahrungen mit Folgenabschätzungen in Deutschland, 
so fällt zunächst auf, dass formalisierte Verfahren zur ex ante Abschätzung von Ge-
setzesfolgen schon seit langem existieren. So enthielt die Gemeinsame Geschäftsord-
nung der Bundesministerien (GGO) bereits in den 1970er Jahren Vorschriften zur Be-
schreibung von Alternativen sowie zur Darstellung der zu erwartenden Auswirkungen 
neuer Gesetze auf die Umwelt, auf Preise und auf Verbraucher. In den folgenden 
Jahrzehnten wurden diese Vorgaben sukzessive auf andere materielle Prüfbereiche 
ausgeweitet. Das Bundeskabinett verabschiedete Ende 1984 einen umfangreichen 
Prüfkatalog für Gesetzesvorhaben („Blaue Prüffragen“). Die „Blauen Prüffragen“ blie-
ben in der Praxis jedoch bedeutungslos (Deutscher Bundestag 1998, S. 324; Zypries/ 
Peters 2000), auch die Ergänzung der GGO II von 1996 konnte hier keine Abhilfe 
schaffen. Im Zuge einer umfassenden GGO-Novellierung im Jahr 2000 wurde deshalb 
die Zahl der materiellen Einzelvorschriften zur Darstellung von Gesetzesfolgen deutlich 
reduziert und gleichzeitig ein integratives Verfahren der Gesetzesfolgenabschätzung 
neu eingeführt. § 44 Abs. 1 GGO definiert Gesetzesfolgen dabei als „die wesentlichen 
Auswirkungen des Gesetzes (…). Sie umfassen die beabsichtigten Wirkungen und die 
unbeabsichtigten Nebenwirkungen.” Die GGO legt weiterhin fest, dass die Darstellung 
der voraussichtlichen Gesetzesfolgen im Benehmen mit den jeweils fachlich zuständi-
gen Bundesministerien erfolgen sollte und hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen 
erkennen lassen muss, worauf die Berechnungen oder die Annahmen beruhen. 

In der Praxis erwies sich die Umsetzung der GFA – nicht nur in Deutschland – als au-
ßerordentlich schwierig (Konzendorf 2009). In vielen Fällen wird darauf verzichtet, Al-
ternativen abzuwägen, der Fokus wird auf die beabsichtigten Folgen gelegt, Prozess 
und Ergebnisse werden nicht veröffentlicht (Hertin, Jacob et al. 2008). Für Deutsch-
land zeigte eine stichprobenartige Untersuchung von 25 Gesetzgebungsvorhaben 
durch den Bundesrechnungshof im Jahr 2004, dass ein großer Teil der untersuchten 
Gesetzesmaterialien die Kriterien der GGO nur unzureichend berücksichtigte, dass 
Zahlen zu Gesetzesauswirkungen häufig nicht begründet werden konnten, und dass 
unbeabsichtigte Nebenwirkungen bei der Begründung der Gesetzesvorlagen keine 
größere Aufmerksamkeit fanden. (Deutscher Bundestag 2004, S. 105f). Eine empiri-
sche Auswertung der Gesetzesvorblätter und -begründungen aller Regierungsentwürfe 
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aus dem Jahr 2006 verdeutlichte außerdem, dass Folgenabschätzungen oft nur 
durchgeführt werden, um den formalen Verpflichtungen der GGO Genüge zu tun (Veit 
2008). 

4.1.2 Bürokratiekostenschätzung 
Die 2006 eingeführte Bürokratiekostenschätzung mit Hilfe des in den Niederlanden 
entwickelten Standardkosten-Modells (SKM) wird im Vergleich dazu erfolgreicher um-
gesetzt (Jann/ Jantz 2008; Veit 2008). Der Erfolg der Bürokratiekostenschätzung liegt 
nicht zuletzt darin begründet, dass schwierige gesellschaftliche Fragen mit Hilfe des 
SKM auf eine einfache Messgröße reduziert werden. Die besondere Attraktivität des 
SKM liegt in einer sehr starken Komplexitätsreduzierung, in klaren Handlungsanwei-
sungen (Definition und Methode) und in der Produktion von konkreten Zahlen. Im Ge-
gensatz zur GFA spielen qualitative Folgenbetrachtungen im SKM ebenso wenig eine 
Rolle wie die Abwägung von Kosten und Nutzen. Diese Beschränkung ist ein Vorteil, 
wenn man davon ausgeht, dass Argumente dann eine besonders hohe Chance auf 
Beachtung im politischen Diskurs haben, wenn sie quantifizierbar sind. Da bürokrati-
sche Lasten für Unternehmen, Bürger und andere gesellschaftliche Akteure einen dif-
fusen Charakter aufweisen, sind sie im politischen Aushandlungsprozess der Interes-
sen unterrepräsentiert. Das SKM ist also vor allem deshalb ein Erfolgsmodell, weil es 
durch argumentatives Aufrüsten die Beachtung eines bestimmten, eingegrenzten Fol-
genaspektes im politischen Aushandlungsprozess unterstützt (Jann/ Wegrich 2008). 
Erfolgsfaktoren der Bürokratiekostenschätzung sind:  

1) die Integration in die GFA und die Kompatibilität mit dem Entscheidungsverfahren 
(Bürokratiekostenmessung stellt Prozesse der Entscheidungsvorbereitung nicht in 
Frage); 

2) die einfache, standardisierte Methode mit der Reduktion auf einen einzelnen Indi-
kator; 

3) die zentrale Unterstützung durch die Geschäftsstelle Bürokratieabbau bzw. das 
Statistische Bundesamt und 

4) die externe Kontrolle durch den gesetzlich eingesetzten Nationalen Normenkon-
trollrat (NKR). 

Da Nachhaltigkeit ebenso wie Bürokratieabbau ein politisches Querschnittsthema ist, 
stellt sich die Frage, inwiefern das Erfolgsrezept der Integration der Bürokratiekosten-
schätzung in die Gesetzesvorbereitung der Exekutive auf den Bereich der Nachhaltig-
keit übertragen werden kann. 

4.1.3 Merkmale eines erfolgreichen NHP-Verfahrens für Deutschland 
Die Erfahrungen mit der Bürokratiekostenschätzung haben gezeigt, dass die Integrati-
on des Verfahrens in das bestehende System der GFA, trotz deren Umsetzungs-
schwächen, als ein Erfolgsfaktor zu werten ist. Die Nachhaltigkeitsprüfung sollte des-
halb ebenfalls als ein Teil der allgemeinen Gesetzesfolgenabschätzung nach § 44 
GGO konzipiert werden. Die Integration in die GFA besitzt den Vorteil der Passfähig-
keit zum bestehenden System der Gesetzesvorbereitung in der bundesdeutschen Mi-
nisterialverwaltung. Inkrementelle Reformstrategien (wie die Integration der Nachhal-
tigkeitsprüfung in die GFA) sind leichter durchsetzbar und treffen i.d.R. auf eine höhere 
Akzeptanz bei den Reformadressaten. Es ist also zu erwarten, dass die mit Gesetzge-
bung befassten Ministerialbeamten eine inkrementelle Änderung der GGO-
Vorschriften zur Prüfung von Gesetzesfolgen besser akzeptieren werden als die Etab-
lierung eines unabhängigen zusätzlichen Prüfverfahrens. Zudem haben Erfahrungen in 
der Schweiz und in Belgien gezeigt, dass Nachhaltigkeitsprüfungen, die nicht mit den 
existierenden Prüf- und Abstimmungsmechanismen verknüpft werden, in der Praxis 
meist bedeutungslos bleiben (siehe Kapitel 2.2 und 2.5). 
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Die Einbindung der Nachhaltigkeitsprüfung in das bestehende GFA-System ist jedoch 
nicht nur aufgrund dieser funktionalen Vorteile zu empfehlen, sondern entspricht auch 
den bisherigen politischen Beschlüssen zur Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland. So 
verpflichtet der Kabinettsbeschluss über den „Fortschrittsbericht 2008 zur nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie“ die Ressorts darauf, künftig bei jedem Gesetz und bei jeder 
Rechtsverordnung danach zu fragen, „welche Auswirkungen das Vorhaben auf Aspek-
te nachhaltiger Entwicklung hat“ (Bundesregierung 2008, S. 12). Zudem ist geplant, 
die Anforderung zur ex ante Prüfung von Nachhaltigkeitsfolgen im Gesetzgebungsver-
fahren in die GGO-Artikel zur Gesetzenfolgenabschätzung aufzunehmen.  

Während die Integration in das bestehende GFA-System unproblematisch ist, kann 
der zweite Erfolgsfaktor der Bürokratiekostenmessung – die Qualitätssicherung und 
Umsetzungskontrolle über Methodenstandardisierung – nicht so leicht auf die Nachhal-
tigkeitsprüfung übertragen werden. Nachhaltigkeitsprüfungen sind grundsätzlich sehr 
komplex, mit erheblichen Unsicherheiten behaftet und notwendigerweise wertgebun-
den. Die vielen verschiedenen Teilaspekte und die unterschiedlichen Entscheidungssi-
tuationen können weder durch einen einzelnen Indikator noch durch eine standardi-
sierte Methode zu einer sinnvollen Kennziffer aggregiert werden. Es gibt keine ge-
meinsame „Währung“ für Nachhaltigkeit, damit kann es auch keine einzelne Nachhal-
tigkeitskennziffer geben. In noch stärkerem Maße als für die Bürokratiekostenschät-
zung gilt deshalb für die Nachhaltigkeitsprüfung, dass sie sowohl ein Analyseverfah-
ren, als auch ein Kommunikationsinstrument ist. Als Analyseinstrument dient die 
Nachhaltigkeitsprüfung dazu, mit Hilfe sozialwissenschaftlicher Methoden intendierte 
und nicht-intendierte Folgen eines Regelungsentwurfes einzuschätzen. Dadurch kann 
z.B. Transparenz über Zielkonflikte geschaffen werden, oder es können Entwicklungen 
und Risiken, die aus Nachhaltigkeitssicht nicht wünschenswert sind, frühzeitig erkannt 
werden. 

Die Möglichkeiten zur exakten Prognose zukünftiger gesellschaftlicher Entwicklungen 
sind jedoch begrenzt. Auch mit wissenschaftlichen Methoden durchgeführte ex ante 
Abschätzungen von Gesetzesfolgen beruhen notwendigerweise auf unsicheren An-
nahmen über Kausalzusammenhänge, auf Vereinfachungen und Reduzierungen und 
damit auf wertgebundenen Entscheidungen. Kommunikation über Nachhaltigkeitsfol-
gen und gegensätzliche Experteneinschätzungen ist deshalb ein zentrales Element der 
Nachhaltigkeitsprüfung. Ziel der Nachhaltigkeitsprüfung muss es sein, Nachhaltigkeits-
folgen, denen es an einer einflussreichen Interessenvertretung mangelt (insbesondere 
langfristige, ökologische und soziale Ziele), im Prozess der Gesetzesformulierung zu 
stärken. Dies geschieht in der Praxis dadurch, dass die Nachhaltigkeitsprüfung nicht 
als singuläre Prüfung stattfindet, sondern als ein mehrstufiges Prüfverfahren mit Betei-
ligung von betroffenen Ministerien und externen Stakeholdern konzipiert wird. Im ver-
waltungsinternen Verfahren werden nachhaltigkeitsrelevante Gesetzesfolgen dabei 
zum Gegenstand eines nach bestimmten Minimalstandards strukturierten Diskussi-
onsprozesses zwischen den Bundesministerien (als Experten für jeweils spezifische 
Folgenaspekte) gemacht. So wird sichergestellt, dass Nachhaltigkeitsfolgen in der vor-
parlamentarischen Phase des Gesetzgebungsprozesses genügend Aufmerksamkeit 
erhalten. 

Die Betonung der Kommunikationsfunktion der Nachhaltigkeitsprüfung verbunden mit 
der dargestellten Komplexität und der (i.d.R. zu erwartenden) Kontroversität einer ex 
ante Bewertung von Nachhaltigkeitsfolgen impliziert, dass Qualitätssicherung der 
Nachhaltigkeitsprüfung nicht über eine Methodenstandardisierung erfolgen kann. Um-
so wichtiger ist die Festlegung von Prozessstandards. Dabei ist zu beachten, dass Ge-
setzgebung in modernen Gesellschaften nicht in allen Politikfeldern nach demselben 
Standard-Ablaufschema erfolgen kann. Je nach Regelungsproblem sollte beispiels-
weise der Grad der Einbeziehung externer Akteure erheblich variieren. Flexibilität in 
der formalen und inhaltlichen Ausgestaltung des Politikformulierungsprozesses ent-
spricht den komplexen Anforderungen an die heutige Gesetzgebung. Flexibilität und 
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(Prozess-)Standardisierung erfüllen also jeweils wichtige Funktionen im Gesetzge-
bungsverfahren. Ziel ist es, eine angemessene Mischung aus flexibler, fallbezogener 
Prozessgestaltung und der Festlegung von Mindeststandards zur Qualitätssicherung 
zu finden. Als Basis für eine Umsetzungskontrolle der Nachhaltigkeitsprüfung empfiehlt 
es sich, für die Nachhaltigkeitsprüfung bestimmte prüfbare Mindest-Prozesstandards 
zu definieren und diese durch Transparenzregeln zu ergänzen. Diese beiden Mecha-
nismen (Prozesstandards, Transparenzstandards) sollen eine ausgewogene Berück-
sichtigung von Nachhaltigkeitsinteressen im Gesetzgebungsverfahren sicherstellen. 

Die inhaltliche Qualitätssicherung der Nachhaltigkeitsprüfung findet dann nicht durch 
ein verwaltungsinternes oder unabhängiges Prüfgremium statt, sondern ist dezentral 
auf verschiedene Akteure verteilt. Qualitätssicherung funktioniert im Rahmen der 
Nachhaltigkeitsprüfung also über Diskurssteuerung, indem andere betroffenen Ministe-
rien, Parlamentsvertreter und/oder externe Akteure die Möglichkeit erhalten, zu einem 
frühen Zeitpunkt der Gesetzesentwicklung ihre (ggf. mit der Einschätzung des feder-
führenden Ministeriums) konkurrierenden Annahmen über nachhaltigkeitsrelevante 
Gesetzesfolgen und deren Bewertung in den Prozess einzubringen. 

Die Nachhaltigkeitsprüfung sollte aufgrund der Komplexität und Differenziertheit der 
Prüfinhalte mehrstufig sein. Das Proportionalitätsprinzip kommt dabei in zweierlei Hin-
sicht zur Anwendung. Zum einen werden nur diejenigen Gesetzentwürfe, von denen 
wesentliche Nachhaltigkeitswirkungen zu erwarten sind, einer vertieften Prüfung unter-
zogen und zum anderen werden nicht immer alle Prüfaspekte untersucht, sondern es 
erfolgt jeweils eine fallbezogene Auswahl relevanter Folgenbereiche. Die Nachhaltig-
keitsprüfung im deutschen Gesetzgebungsverfahren sollte deshalb, wie dies in allen 
anderen Ländern auch der Fall ist, aus einer Vorprüfung und einer Hauptprüfung be-
stehen. Bei der Planung und Durchführung der Hauptprüfung erhalten die zuständigen 
Bearbeiter idealer Weise Unterstützung und Beratung durch ein „Help Desk“. Dieser 
„Help Desk“ wäre in Deutschland am besten im Bundeskanzleramt anzusiedeln. Hier-
für gibt es mehrere Gründe: Zum einen besitzt das Bundeskanzleramt die Zuständig-
keit für das Thema der Nachhaltigen Entwicklung und zum anderen ist auch die Auf-
gabe der Umsetzungskontrolle (Einhaltung von Prozessstandards und Transparenzre-
geln) sinnvoller Weise im Bundeskanzleramt zu verankern. Neben dem Bundeskanz-
leramt käme auch eine Ausweitung des Mandats des NKR in Frage: Der NKR und die 
Geschäftsstelle erfüllt im Rahmen der Bürokratiekostenmessung eine entsprechende 
Funktion. Die Ressorts suchen zum Teil schon frühzeitig in der Gesetzesvorbereitung 
den Kontakt zum NKR um sich dessen Expertise zu nutze zu machen. Eine entspre-
chende Funktion in der Nachhaltigkeitsprüfung, sei es durch das Kanzleramt oder den 
NKR, wäre in jedem Fall wünschenswert.  

Eine materielle Qualitätsprüfung durch ein Ressort wie sie etwa im britischen und eu-
ropäischen Folgenabschätzungs-System durchgeführt wird, ist in Deutschland wegen 
des ausgeprägten Ressortprinzips kaum vorstellbar. Eventuelle Konflikte ließen sich 
erst vergleichsweise spät und damit auf hoher politischer Ebene, eventuell sogar erst 
im Kabinett thematisieren und lösen. Erschwerend für eine Qualitätssicherung durch 
Ressorts oder das Bundeskanzleramt kommt der Umstand hinzu, dass in Deutschland 
Koalitionsregierungen überwiegen, wodurch eine Parteipolitisierung der Qualitätskon-
trolle begünstigt werden könnte. Eine externe Qualitätssicherung durch spezialisierte 
Behörden nach wissenschaftlichen Kriterien ist nicht sachgemäß und hat sich auch in 
der allgemeinen Folgenabschätzung nirgendwo durchgesetzt (siehe Kapitel 2).  

In Deutschland kommt mit dem im Bundestag eingerichteten Parlamentarischen Beirat 
für nachhaltige Entwicklung allerdings ein Gremium für eine Qualitätssicherung in Fra-
ge, das international ohne Beispiel wäre. Der Beirat hätte den Vorteil, dass er als Teil 
des Gesetzgebers in hohem Maße legitimiert ist und zugleich die nötige Sachkompe-
tenz besitzt. Es wäre allerdings zu konkretisieren, wie der Prüfauftrag im Einzelnen 
aussehen könnte, wie ggf. fehlende oder unzureichende Prüfungen insbesondere im 
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Verhältnis zum jeweils federführenden Parlamentsausschuss sanktioniert werden 
könnten und welche Ressourcen dafür notwendig wären.  

Zusammenfassend sind folgende Gestaltungselemente einer Nachhaltigkeitsprüfung 
für Deutschland zu empfehlen: 

•  Verhältnis von NHP und GFA: Integration in das bestehende System der Geset-
zesfolgenabschätzung (Nachhaltigkeitsprüfung als ein Modul der GFA wie im Fort-
schrittsbericht zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie vorgesehen) 

•  Prüfinstanz und Beteiligung: Konzipierung der Nachhaltigkeitsprüfung als Analy-
se- und Kommunikationsinstrument (zentrale Bedeutung von Beteilungsverfahren) 

•  Zeitpunkt der NHP: Durchführung einer mehrstufigen und den Gesetzgebungs-
prozess begleitenden Nachhaltigkeitsprüfung (Vor- und Hauptprüfung)  

•  Materielle Prüfkriterien: Ableitung der Prüfkriterien aus der Nationalen Nachhal-
tigkeitsstrategie und differenzierte Anwendung in der Vor- bzw. Hauptprüfung (An-
wendung des Proportionalitätsprinzips) 

•  Methoden der NHP: Keine Methodenstandardisierung, aber Einrichtung eines 
„Help Desk“ für methodische Fragen im Bundeskanzleramt 

•  Qualitätssicherung: Sicherstellung der Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung 
durch Prozessstandards und Transparenzregeln, deren Einhaltung von einem 
„Watchdog“ (Bundeskanzleramt oder NKR) kontrolliert wird. Dezentrale, materielle 
Qualitätssicherung über Diskursgestaltung (Kompatibilität mit dem bestehenden 
Verfahren der Gesetzgebung) und zentrale, materielle Qualitätskontrolle durch den 
Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung. 

4.2 Der Prozess der Nachhaltigkeitsprüfung 

Wie bereits erläutert kann eine Nachhaltigkeitsprüfung, die als Analyse- und Kommu-
nikationsinstrument verstanden wird, keine singuläre Prüfung sein, die zu einem be-
stimmten Zeitpunkt des Gesetzgebungsprozesses stattfindet und dann abgeschlossen 
ist. Eine diskursiv orientierte Nachhaltigkeitsprüfung sollte eng mit dem Rechtset-
zungsprozess verwoben sein. Sie ergänzt diesen um bestimmte organisatorische und 
prozedurale Regelungen. Nachhaltigkeitsprüfung ist ein Prozess, der idealtypisch in 
verschiedene Prozessschritte zerlegt werden kann. 

Im Folgenden werden die einzelnen Prozesselemente dargestellt und der entspre-
chenden Phase der Politikentwicklung zugeordnet. Die einzelnen Prozessschritte kön-
nen dabei als „Grundgerüst“ der Gesetzgebung verstanden werden, welches im Ein-
zelfall – je nach Art der Politikinitiative und der relevanten Prüfaspekte – flexibel aus-
zugestalten ist. Beispielsweise kann eine Vorprüfung auf Basis eines Eckpunktepa-
piers oder erst auf Basis eines fertigen Referentenentwurfes stattfinden, sie kann vom 
zuständigen Bearbeiter weitgehend allein oder in enger Kooperation mit anderen be-
troffenen Ressorts gemeinsam durchgeführt werden. Unabhängig von der notwendi-
gen Flexibilität werden einige zentrale Mindest-Prozessstandards definiert, deren Ein-
haltung von Dritten überprüft werden kann. 

 

(1) Problembeschreibung 

Die Basis für die Entwicklung von politischen Handlungsalternativen und deren 
Folgenabschätzung ist die Beschreibung des Problems und der politischen Ziele: 
Welche Verhaltensänderungen welcher Zielgruppen sollen durch ein Gesetz oder 
eine Verordnung erreicht werden? Was würde passieren, wenn keine Maßnahmen 
ergriffen werden? Bereits diese Analysen können die Anforderungen nachhaltiger 
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Entwicklung berücksichtigen. Eine Problem- und Zielbeschreibung mit direktem 
Bezug zu Nachhaltigkeitsaspekten kann bereits Teil eines Eckpunktepapiers sein, 
spätestens aber Gegenstand eines Referentenentwurfs (knappe Erläuterung unter 
den Gliederungspunkten A und B des Gesetzesvorblattes, ausführliche Darstellung 
in der Gesetzesbegründung).  

 

(2) Vorprüfung 

Die Vorprüfung eines Referentenentwurfs dient der ersten, groben Identifizierung 
nachhaltigkeitsrelevanter Gesetzesfolgen und der Abschätzung des Prüfungsum-
fangs. Sie sollte spätestens auf Basis eines Referentenentwurfes erfolgen. Ziel ist 
es, offensichtlich irrelevante Prüfaspekte auszuschließen oder auch ganze Geset-
zesvorhaben von der Nachhaltigkeitsprüfung auszunehmen. Als Prüfinhalte liegen 
die Themenbereiche und Managementregeln der Nationalen Nachhaltigkeitsstrate-
gie nahe. Die Durchführung einer Vorprüfung auf dieser Basis ist gut dokumentier-
bar und besitzt zudem den Vorteil einer Integration der Nationalen Nachhaltigkeits-
strategie in konkrete Gesetzgebungsprozesse. 

Der zuständige Bearbeiter im federführenden Ministerium holt sich für die Durch-
führung der Vorprüfung bedarfsbezogen und informell fachliche Unterstützung aus 
anderen Referaten des eigenen Ressorts sowie aus anderen Ministerien. Gegebe-
nenfalls werden Externe (z.B. Verbandsvertreter) als Sachverständige zu einzelnen 
Aspekten der Vorprüfung um eine Einschätzung gebeten. Bei größeren Reform-
vorhaben ist es denkbar, einen Vorprüfungs-Workshop mit Vertretern aus anderen 
betroffenen Ressorts und ggf. externen Experten durchzuführen, in welchem die zu 
erwartenden Auswirkungen des Regelungsvorhabens diskutiert und durchzufüh-
rende Bewertungen aus verschiedenen fachlichen Blickwinkeln heraus diskutiert 
werden. Forschungsaufträge an Externe werden im Rahmen der Vorprüfung nicht 
vergeben; es handelt sich vielmehr um eine erste Einschätzung von Sachverstän-
digen (damit sind in erster Linie die entsprechenden Fachleute in den Ministerien 
gemeint) auf Basis ihres Erfahrungswissens sowie auf Grundlage vorhandener Da-
ten, ohne dass anspruchsvolle wissenschaftliche Untersuchungen durchgeführt 
werden. 

Die Ergebnisse der Vorprüfung können vom federführenden Referat übersichtlich 
dokumentiert werden und als Teil der Gesetzesbegründung zum Referentenent-
wurf anderen betroffenen Ministerien, dem Bundeskanzleramt, den konsultierten 
Bundesländern und kommunalen Spitzenverbänden sowie Verbänden und anderen 
Interessierten zugänglich gemacht werden. Ein weiteres wichtiges Ergebnis der 
Vorprüfung ist – im Falle von erwarteter Nachhaltigkeitsrelevanz eines Gesetzes-
vorhabens – ein detaillierter Projektplan für die Hauptprüfung (Scoping), in dem die 
Untersuchungstiefe, Methoden und ggf. einzubeziehende Akteure dargelegt wer-
den. Die Erstellung des Projektplans erfolgt bei wichtigen Vorhaben durch fallweise 
gebildete ressortübergreifende Arbeitsgruppen der fachlich betroffenen Ministerien. 

 

(3) Hauptprüfung 

In der Hauptprüfung werden, nach Abstimmung mit dem Help Desk im Bundes-
kanzleramt, die als bedeutsam eingeschätzten Nachhaltigkeitsfolgen genauer un-
tersucht. Die Verantwortung liegt wiederum beim federführenden Ministerium. Dies 
bedeutet jedoch nicht, dass das gesamte Prüfverfahren alleinige Aufgabe des zu-
ständigen Gesetzgebungsreferenten ist. Die Rolle des federführenden Bearbeiters 
ist eher als die eines „Projektmanagers“ zu verstehen, welcher den Prozess der 
Nachhaltigkeitsprüfung steuert, Diskussionsprozesse moderiert sowie Ergebnisse 
zusammenfasst und dokumentiert. Zur Durchführung der vertieften Betrachtung 
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ausgewählter Folgenbereiche im Rahmen der Hauptprüfung holt das federführende 
Referat die Expertise von anderen Ressorts sowie ggf. auch von Vollzugsbehör-
den, Wissenschaftlern, Normadressaten und anderen direkt oder indirekt betroffe-
nen gesellschaftlichen Akteuren ein. Dieser Prozess der Wissensgenerierung kann 
– je nach Untersuchungsgegenstand und Zeitrahmen – durch eine mehr oder we-
niger starke Beteiligung und Offenheit geprägt sein. Er reicht in der Praxis von der 
ad hoc Einbeziehung von Experten über die Durchführung von Expertenworkshops 
oder Anhörungen bis hin zur Bildung von längerfristig mit dieser Aufgabe befassten 
ressortübergreifenden Arbeitsgruppen. 

Für besonders relevante Folgenbereiche mit hoher Unsicherheit über die zu erwar-
tenden Auswirkungen ist die Vergabe von Forschungsaufträgen an externe wis-
senschaftliche Einrichtungen oder an Institutionen der Ressortforschung möglich. 
Internationale Erfahrungen zeigen, dass es keine standardisierte Methode gibt, um 
die Vielzahl der Prüfaspekte für unterschiedliche Gesetzesvorhaben angemessen 
zu beurteilen. I.d.R. wird im Rahmen der Hauptprüfung nicht nur eine Erhebungs- 
und/oder Analysemethode zur Anwendung kommen, sondern es wird sich um ei-
nen Methodenmix handeln. Eine Quantifizierung der erwarteten Folgen sollte so 
weit wie möglich versucht werden. Die Ergebnisse der Hauptprüfung und die In-
formationsquellen werden vom zuständigen Bearbeiter dokumentiert. Diese Doku-
mentation ist obligatorischer Bestandteil der Gesetzesbegründung. Auf dem Ge-
setzesvorblatt werden die zentralen Ergebnisse der Nachhaltigkeitsprüfung (Ziel-
konflikte und deren Bewertung) kurz und knapp dargestellt. Es ist zu empfehlen, 
das Gesetzesvorblatt zu diesem Zweck um einen eigenständigen Gliederungs-
punkt „Nachhaltigkeitsprüfung“ zu erweitern. Hierfür wäre eine Änderung der GGO 
nötig. 

 
(4) Konsultationen 

Die Dokumentation der Ergebnisse der Vorprüfung und ggf. der Hauptprüfung sind 
verpflichtender Teil des Referentenentwurfes im Zuge der formalen Ressortab-
stimmung und im externen Konsultationsverfahren (Prozessstandard). 

In der Ressortabstimmung prüfen mitzeichnende Ministerien, ob die Einschätzung 
der nachhaltigkeitsrelevanten Gesetzesfolgen ihres Zuständigkeitsbereiches plau-
sibel ist. Die Ressorts können – wie im allgemeinen GFA-Verfahren auch – ggf. 
konkurrierende eigene Einschätzungen sowie Daten oder Forschungsergebnisse 
zu bestimmten Aspekten der Nachhaltigkeitsprüfung vorlegen und das federfüh-
rende Ministerium zur Nachbesserung auffordern. Im Zuge der Stärkung der 
Durchsetzungsfähigkeit einzelner Ressorts in diesem Verfahren, könnte darüber 
nachgedacht werden, die formalen Kompetenzen bestimmter Ressorts zu stärken. 
Ähnlich wie das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend in 
frauenpolitischen Angelegenheiten und das Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz in verbraucherschutzpolitischen Fragen 
könnte über ein besonderes Initiativrecht einzelner Ressorts im Kabinett nachge-
dacht werden, welches die Auf- oder Absetzung von Tagesordnungspunkten im 
Kabinett ermöglicht. Hierzu wäre eine Änderung der Geschäftsordnung der Bun-
desregierung (GOBReg) nötig. So ist beispielsweise denkbar, dass das Bundesmi-
nisterium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit die Kompetenz erhält, ei-
nen Gesetzentwurf von der Tagesordnung des Kabinetts abzusetzen, wenn die 
ökologischen Folgen der Regelung im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung nicht 
hinreichend dokumentiert worden sind. Ähnliche Rechte könnten auch für das 
Thema Generationengerechtigkeit definiert werden; hier sind jedoch in einem ers-
ten Schritt Zuständigkeiten zu klären und in der GGO zu verankern. 

Im externen Konsultationsverfahren können Länder, kommunale Spitzenverbände, 
Interessengruppen und andere betroffene Akteure auf der Basis der Prüfungen 
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Stellungnahmen zu dem Entwurf wie auch zu den erwarteten Folgen auf Nachhal-
tigkeitsaspekte abgeben. 

 

(5) Dokumentation in der Gesetzesbegründung 

Nach Abschluss des internen und externen Konsultationsverfahrens wird die Do-
kumentation und Bewertung der Nachhaltigkeitsfolgen aus Vor- und ggf. Hauptprü-
fung noch einmal überarbeitet und in kondensierter Form in der Gesetzesbegrün-
dung und auf dem Gesetzesvorblatt dargestellt. Dabei wird Transparenz darüber 
hergestellt, in welchen Bereichen unter den Konsultationsteilnehmern kein Kon-
sens über die zu erwartenden Folgewirkungen erzielt werden konnte. Die Doku-
mentation der Nachhaltigkeitsprüfung und des Diskussionsprozesses bildet einen 
eigenständigen Abschnitt im Allgemeinen Teil der Gesetzesbegründung. 

 

(6) Qualitätssicherung 

Die inhaltliche Komplexität von Nachhaltigkeitsprüfungen erfordert eine fachliche 
Unterstützung der zuständigen Bearbeiter eines Gesetzgebungsvorhabens sowohl 
dezentral in den Ressorts, als auch zentral im Bundeskanzleramt. Das Bundes-
kanzleramt ist federführend für Fragen der nachhaltigen Entwicklung zuständig. Die 
Funktion der fachlichen Unterstützung der Nachhaltigkeitsprüfung wird deshalb e-
benso wie die Aufgabe der prozeduralen Qualitätssicherung in einer Stabsstelle im 
Bundeskanzleramt (oder ggf. auch NKR) verankert. Im parlamentarischen Gesetz-
gebungsprozess fungiert der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung 
als Kontrollgremium für die materielle Qualität der Nachhaltigkeitsprüfung. 

Die folgende Grafik gibt einen Überblick über die einzelnen Prozesselemente einer 
möglichen Nachhaltigkeitsprüfung (für Gesetze) in Deutschland: 
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Abbildung 8. Prozesselemente einer möglichen Nachhaltigkeitsprüfung 
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4.3 Organisation und Qualitätssicherung 

Ziel der Nachhaltigkeitsprüfung ist es, übergeordnete Politikziele durch Meta-
Regulierung – d.h. die Setzung von Normen und Standards für den Gesetzgebungs-
prozess – umzusetzen (Veit 2009; Wegrich 2008). Sowohl Regulierungspolitik als auch 
Nachhaltigkeitspolitik sind Querschnittsthemen, deren Implementationserfolg ganz we-
sentlich davon abhängen, inwieweit es gelingt, die Fachleute aus verschiedenen Sek-
toren mit „ins Boot zu holen“. Die folgenden Ausführungen setzen sich deshalb mit der 
Frage auseinander, welcher Akteur bzw. welche Akteure innerhalb des politisch-
administrativen Systems der Bundesrepublik Deutschland die schwierige Aufgabe der 
Koordination und Steuerung der Nachhaltigkeitsprüfung übernehmen könnten.  

4.3.1 Anforderungen an die Organisation des Reformbereiches 
Sowohl beim Thema Nachhaltige Entwicklung als auch in der Reformpolitik zur besse-
ren Rechtsetzung in Deutschland kommt dem Bundeskanzleramt eine besondere, po-
tentiell innovative Rolle zu. Das Bundeskanzleramt ist in Deutschland traditionell „res-
sortfrei“ (d.h. ohne eigene fachliche Zuständigkeiten) und nimmt vor allem Koordinati-
onsaufgaben wahr. Dieser Aufgabenschwerpunkt spiegelt sich organisatorisch in der 
Institution der Spiegelreferate sowie im Verfahren der Personalrotation wider. Beamte 
im Bundeskanzleramt sind fast durchgängig beliehenes Personal aus den Ressorts. 
Sie bleiben an dem entsendenden Ressort (ihrem „Mutterhaus“) verbunden und setzen 
nach der Zeit im Bundeskanzleramt, die häufig nur einige wenige Jahre dauert, ihre 
Karriere im entsprechenden Ressort fort. Aufgrund seiner fehlenden fachlichen Zu-
ständigkeiten und Gestaltungskompetenzen verbunden mit dem starken Ressortprin-
zip in Deutschland wird das Kanzleramt in der international vergleichenden, wissen-
schaftlichen Literatur zu Regierungszentralen zumeist als nur partiell strategiefähig 
dargestellt (siehe z.B. Sturm/ Pehle 2007). Einer zentralen Steuerung sind vor allem 
durch das starke Ressortprinzip enge Grenzen gesetzt. 

Nichtsdestotrotz sind in jüngerer Zeit Tendenzen zu einer stärkeren strategischen 
Steuerung von einigen wichtigen politischen Querschnittsthemen durch das Bundes-
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kanzleramt erkennbar. Dazu gehört der Bereich der Nachhaltigen Entwicklung, für 
welchen das Bundeskanzleramt seit 2001 die fachliche Zuständigkeit besitzt. Für die 
Koordination der Politik zur Nachhaltigen Entwicklung wurden zwei ressortübergreifen-
de Steuerungsgremien etabliert, die beide vom Bundeskanzleramt geleitet werden. 
Dies ist zum einen der Staatssekretärsausschuss für Nachhaltige Entwicklung, der 
vom Chef des Bundeskanzleramtes geleitet wird und in welchem seit dieser Legisla-
turperiode alle Ressorts vertreten sind. Der Staatssekretärsausschuss ist als hochran-
giges Koordinations- und Steuerungsgremium mit der strategischen Steuerung der Na-
tionalen Nachhaltigkeitsstrategie befasst. Zum anderen wurde für die operative Steue-
rung der Nachhaltigkeitspolitik sowie für die Aushandlung von Konflikten zwischen den 
Ressorts ein zweites dauerhaftes Koordinations- und Steuerungsgremium auf der mitt-
leren Leitungsebene etabliert. Die sog. Unterabteilungsleiter-Arbeitsgruppe (UAL-AG) 
wird ebenfalls vom Bundeskanzleramt geleitet. Darüber hinaus existieren zwei weitere 
wichtige Gremien außerhalb des Bundeskanzleramtes – der Rat für Nachhaltige Ent-
wicklung und der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung. Der Rat für 
Nachhaltige Entwicklung ist ein unabhängiges Beratungsgremium der Bundesregie-
rung mit 15 Mitgliedern, welcher u.a. Empfehlungen zur Weiterentwicklung der Natio-
nalen Nachhaltigkeitsstrategie unterbreitet. Der Parlamentarische Beirat für nachhalti-
ge Entwicklung, dem momentan 40 Abgeordnete angehören, wurde 2004 eingerichtet. 
Er führt Expertenanhörungen durch, unterbreitet Vorschläge zur Politikgestaltung im 
Nachhaltigkeitsbereich und gibt mittel- bis langfristig orientierte Empfehlungen zu ein-
zelnen nachhaltigkeitsrelevanten Themenbereichen ab (Bundesregierung 2008).   

Auch im Bereich der besseren Rechtsetzung spielt das Bundeskanzleramt seit dem 
letzten Regierungswechsel eine wichtige Rolle. Im Regierungsprogramm  „Bürokratie-
abbau und bessere Rechtsetzung“ vom April 2006 wurde das Bundeskanzleramt als 
zentrale Koordinations- und Steuerungsinstanz der Bürokratieabbaupolitik festgelegt. 
Die damalige Staatsministerin im Bundeskanzleramt, Hildegard Müller, wurde zur Ko-
ordinatorin der Bundesregierung für Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung er-
nannt. Sie erhielt auch den Vorsitz im neugegründeten Staatssekretärausschuss Büro-
kratieabbau. Zur Unterstützung der Koordinatorin bei der Umsetzung des Programms 
richtete die Regierung zum eine „Geschäftsstelle Bürokratieabbau“ im Bundeskanzler-
amt ein. Eine wichtige Aufgabe der Geschäftsstelle ist es, als Koordinations- und Un-
terstützungsinstanz für die Ressorts zu fungieren. Darüber hinaus wurden in jedem 
Ressort Ansprechpartner für den Bürokratieabbau benannt, die als Kontaktpersonen 
für die Geschäftsstelle dienen und gleichzeitig die Arbeit des Staatssekretärsaus-
schusses unterstützen. Die Ressortansprechpartner und die Mitarbeiter der Ge-
schäftsstelle Bürokratieabbau kommen regelmäßig im Rahmen der sog. „Ressortan-
sprechpartnerrunde“ zusammen, um offene Fragen und Probleme zu diskutieren. Die 
Geschäftsstelle versucht dabei, eine Vermittlerfunktion zwischen den Ressorts zu ü-
bernehmen. Gleichzeitig ist es Aufgabe der Geschäftsstelle, den Gesamtprozess im 
Blick zu behalten und auf nächste Arbeitsschritte und lösungsbedürftige Fragen hin-
zuweisen. Wenn möglich, werden anstehende Entscheidungen bereits im Rahmen der 
Ressortansprechpartnerrunde so weit vorab geklärt, dass der Staatssekretärsaus-
schuss diese dann einvernehmlich beschließen kann. Für das Verfahren der ex ante 
Abschätzung von Bürokratiekosten im Gesetzgebungsverfahren spielt darüber hinaus 
der Nationale Normenkontrollrat (NKR) eine zentrale Rolle. Das seit September 2006 
existierende, unabhängige Expertengremium erhält im Zuge der Ressortabstimmung 
jeden neuen Gesetzentwurf vorgelegt und nimmt dann Stellung zur Frage der Bürokra-
tiekosten. Die Vorbereitung der Stellungnahmen erfolgt durch das Sekretariat des NKR 
im Bundeskanzleramt. 

Die für den Bereich der Nachhaltigen Entwicklung und der Bürokratiekostenschätzung 
beschriebene Koordination und Steuerung von Querschnittspolitiken durch das Bun-
deskanzleramt folgt einem internationalen Trend, der zumeist unter dem Begriff des 
„joined-up government“ subsumiert wird (Bogdanor 2005). Das Leitbild des joined-up 
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government geht davon aus, dass zahlreiche komplexe politische Problemlagen nicht 
vor Ressortgrenzen halt machen und somit nur bereichsübergreifend zu lösen sind. 
Deshalb wird eine Überwindung der Fragmentierung innerhalb des Regierungssystems 
angestrebt, indem übergreifende Querschnittspolitiken zentral koordiniert und problem-
/themenzentriert gesteuert werden. Die Etablierung und der Ausbau der Better Regula-
tion Executive in Großbritannien, welche heute über knapp 90 Mitarbeiter verfügt, ist 
hierfür ein gutes Beispiel (Jantz/ Veit 2009). Erfolgreiche Praxisbeispiele, wie das briti-
sche Folgenabschätzungssystem (alt) oder die Institutionalisierung der ex ante Büro-
kratiekostenabschätzung im Rahmen der GFA in Deutschland, zeigen, dass es für die 
organisatorische Institutionalisierung von Querschnittspolitik bzw. im Speziellen von 
Maßnahmen zur Meta-Regulierung – und nichts anderes ist die Nachhaltigkeitsprüfung 
– offenbar eine Reihe von Erfolgsfaktoren gibt. Dies sind (Jantz/ Veit 2009): 

1. Anbindung an einen unmittelbaren politischen Verantwortlichen mit entsprechender 
Autorität 

2. Schaffung eines hochrangigen Steuerungsgremiums unter direkter politischer Be-
teiligung 

3. Aufbau einer zentralen Steuerungs- und Unterstützungseinheit mit entsprechender 
personeller Ausstattung sowie Anbindung an die Regierungszentrale oder an ein 
machtvolles Ressort mit Querschnittscharakter 

4. Gründung eines (externen) Kontroll- und Beratungsgremiums verbunden mit der 
Etablierung von Transparenzpflichten 

5. Einsetzung ressortübergreifender Arbeitsgruppen auf operativer Ebene. 

Übertragen auf die Nachhaltigkeitsprüfung ergeben sich daraus zwei zentrale organi-
satorische Herausforderungen: die Herstellung politischer Verantwortlichkeit (Punkte 1, 
2 und teilweise 3) sowie die Verankerung einer wirkungsvollen Qualitätssicherung 
(Punkte 4, 5 und teilweise 3). Dabei ist zu beachten, dass bestehende Institutionen so 
weit wie möglich genutzt werden, um die Akzeptanz für das neue Verfahren zu erhö-
hen. Es sollte also möglichst wenig „neue Bürokratie“ aufgebaut werden.  

Die Herstellung politischer Verantwortlichkeit ist vor allem durch die klare Anbindung 
des Themas Nachhaltigkeitsprüfung an einen politisch unmittelbar in der Verantwor-
tung stehenden Akteur sicherzustellen. Dies kann ein Staatssekretär sein (wie im Falle 
der Bürokratieabbaupolitik) oder ein Minister (wie im Falle der Nachhaltigkeitspolitik). 
Aufgrund der fachlichen Zuständigkeit des Bundeskanzleramtes für Fragen der Nach-
haltigen Entwicklung sowie aufgrund der Richtlinienkompetenz der Kanzlerin bietet es 
sich an, die Zuständigkeit für die Nachhaltigkeitsprüfung und damit auch die politische 
Verantwortlichkeit im Bundeskanzleramt zu verankern. Die Aufgabe Nachhaltigkeits-
prüfung ist – mit den Festlegungen des Fortschrittsberichts zur Strategie Nachhaltige 
Entwicklung – schon heute im Bundeskanzleramt und beim Staatssekretärsausschuss 
für Nachhaltige Entwicklung angesiedelt.  

Nachhaltigkeitsprüfung als eine zentrale Aufgabe der Politik zur Nachhaltigen Entwick-
lung ist also nicht neu zu verankern, sondern lediglich in der politischen Priorität zu 
stärken. Hierfür wäre eine öffentlichkeitswirksame Zuordenbarkeit und politische Ver-
antwortungsübernahme des ChefBK für die Nachhaltigkeitsprüfung förderlich. Wie das 
Beispiel des für Gesetzesfolgenabschätzungen zuständigen Bundesministeriums des 
Innern in der Vergangenheit gezeigt hat, ist die Festlegung von Zuständigkeiten zwar 
eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für die erfolgreiche Umsetzung 
von Reformvorhaben. Nur wenn die politische Spitze klare Unterstützung für die Re-
formbemühungen signalisiert, sind die Voraussetzungen für eine erfolgreiche Umset-
zung gegeben.  

Um die Nachhaltigkeitsprüfung zu stärken, wäre zudem eine personelle Aufstockung 
der zuständigen Einheit im Bundeskanzleramt wünschenswert, damit diese sowohl ihre 
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Koordinations- und Gestaltungsaufgaben als auch ihre Unterstützungsaufgaben ge-
genüber den Ressorts erfüllen kann. Wichtig ist die Schaffung einer guten Sichtbarkeit 
dieser Stelle für die Ressorts (Benennung von Ansprechpartnern für alle Ministerien, 
leichte und niedrigschwellige Kontaktaufnahme, Bereitstellung von Unterstützungsma-
terialien für das Verfahren der Nachhaltigkeitsprüfung, etc.). 

Für den Bereich der Qualitätssicherung lassen sich die guten Erfahrungen mit der Bü-
rokratiekostenmessung bzw. -abschätzung in Deutschland nicht „eins zu eins“ auf die 
Nachhaltigkeitsprüfung übertragen. Das Hauptargument hierfür besteht in der hohen 
fachlichen Komplexität von Nachhaltigkeitsprüfungen, welche Spezialwissen im jewei-
ligen Regelungsfeld erfordert. Die Bereithaltung einer derartigen Expertise in einem 
Kontrollgremium wäre nicht realistisch.  

Wir schlagen deshalb vor, für die Qualitätssicherung die bestehenden dezentralen 
Kontrollmechanismen auszubauen und um Prozessstandards und Transparenzpflich-
ten zu erweitern. Darüber hinaus empfehlen wir die Verankerung der Funktion der Pro-
zesskontrolle im Bundeskanzleramt (oder dem NKR) sowie die Stärkung der Hand-
lungsmöglichkeiten des Parlamentarischen Beirates für Nachhaltige Entwicklung als 
parlamentarisches Kontrollgremium. 

4.3.2 Stärkung von Nachhaltigkeit durch Diskursgestaltung 
Eine wichtige Form der Qualitätssicherung besteht in der Diskurssteuerung. Die 
Grundlage hierfür stellt eine transparente Gestaltung der Nachhaltigkeitsprüfung dar. 
Ergebnisse der Nachhaltigkeitsprüfung müssen vom federführenden Ministerium nach 
bestimmten Mindeststandards in der Begründung zum Referentenentwurf dokumen-
tiert werden (siehe Kapitel 5). Diese Dokumentation sollte obligatorischer Bestandteil 
des Referentenentwurfes im Verfahren der Ressortabstimmung und im externen Kon-
sultationsverfahren sein. Andere betroffene Ministerien, Verbände, Nichtregierungsor-
ganisationen, Länder, kommunale Spitzenverbände sowie andere am Konsultations-
verfahren beteiligte Akteure erhalten dadurch die Möglichkeit, frühzeitig Stellung zu 
Nachhaltigkeitsfragen zu nehmen. 

Bereits im existierenden GFA-Verfahren prüfen mitzeichnende Ministerien in der Res-
sortabstimmung, ob die Einschätzung der Gesetzesfolgen ihres Zuständigkeitsberei-
ches plausibel ist. Schon heute ist in § 44 Abs. 5 (GGO) festgelegt, dass weitere Aus-
wirkungen, die ein an der Ressortabstimmung Beteiligter erwartet, auf seinen Wunsch 
darzustellen sind. Die Ressorts können also (ggf. konkurrierende) eigene Einschät-
zungen sowie Daten oder Forschungsergebnisse zu bestimmten Aspekten der GFA 
vorlegen und das federführende Ministerium zur Nachbesserung auffordern. In der 
Praxis ist die Relevanz dieser Regelung je nach Ressort unterschiedlich und hängt 
stark von der Macht des jeweiligen Ressorts, den politischen Prioritäten und der Stärke 
der Zielkonflikte ab.  

Es ist sinnvoll, diesen Mechanismus für die Nachhaltigkeitsprüfung zu nutzen, indem 
Nachhaltigkeitsfragen durch Prozessstandards und Transparenzpflichten auf die Dis-
kurs-Agenda gesetzt werden. Dabei ist jedoch zu beachten, dass dieses Verfahren in-
tern nur dann funktionieren wird, wenn für die Mitprüfungspflichten im Rahmen der 
Nachhaltigkeitsprüfung verwaltungsinterne Zuständigkeiten definiert und zu den be-
stehenden Prüfpflichten im Anhang der GGO ergänzt werden. Zwar kann und muss 
nicht jeder materielle Aspekt der Nachhaltigkeitsprüfung (siehe Kap. 5) mit einer expli-
zit definierten Zuständigkeit versehen werden, für zentrale Aspekte der Nachhaltig-
keitsprüfung sollte dies aber unbedingt erfolgen, wenn sie im bisherigen System nicht 
hinreichend abgedeckt werden. Die Definition von Zuständigkeiten ist deshalb wichtig, 
weil sie die Grundlage für eine sichtbare, dauerhafte organisatorische Verankerung 
von Mitprüfungspflichten darstellt. Denkbar ist dann zum Beispiel, dass das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (BMF), das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) oder das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie 
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(BMWi) spezielle Nachhaltigkeitsprüfungsreferate einrichten. Ähnlich wie das BMWi im 
Rahmen der GFA ein spezifisches Referat mit der Mitprüfung von Entwürfen anderer 
Ressorts betraut hat, könnte dies dann auch für die Nachhaltigkeitsprüfung erfolgen.  

Das System der Gesetzesvorbereitung in Deutschland ist dadurch gekennzeichnet, 
dass es keine absoluten Vetorechte einzelner Ministerien in bestimmten Sachfragen 
gibt. Folgenabschätzungen sind vom federführenden Ministerium im Benehmen mit 
anderen betroffenen Ressorts durchzuführen. Praktisch bedeutet dies, dass betroffene 
Ministerien anzuhören sind, aber keine formalen Kompetenzen zur Änderung der Fol-
gendarstellung besitzen. Im Kabinett hingegen besitzen einige Bundesministerien be-
sondere Rechte. Das BMF kann ein suspensives Veto in Angelegenheiten von haus-
haltspolitischer Bedeutung einlegen, gleiches gilt für das Bundesministerium der Justiz 
(BMJ) und das Bundesministerium des Innern (BMI) in Verfassungsfragen. Das Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) besitzt zudem ein 
besonderes Initiativrecht im Kabinett, welches die Auf- oder Absetzung von Tagesord-
nungspunkten im Kabinett ermöglicht, wenn frauenpolitische Angelegenheiten betrof-
fen sind. Dasselbe Recht besitzt das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (BMELV) in verbraucherschutzpolitischen Fragen.  

Die genannten besonderen formalen Kompetenzen einzelner Ressorts im Kabinett 
werden in der Praxis fast nie angewendet. So hat das BMF in der Praxis noch nie ein 
suspensives Veto eingelegt. Dies entspräche nicht der deutschen Kultur der Politik-
formulierung, welche durch ein Zusammenwirken des Ressortprinzips, des Kanzler-
prinzips und des Kabinettsprinzips gekennzeichnet ist. Dem Kabinettsprinzip entspre-
chend werden Beschlüsse i.d.R. im Konsens gefällt und Konflikte normaler Weise vor 
der Kabinettsbefassung gelöst. Dass die besonderen Rechte einzelner Ressorts im 
Kabinett praktisch kaum angewendet werden, bedeutet jedoch nicht, dass sie keine 
Wirkung entfalten. Sie wirken antizipativ, d.h. sie können von den entsprechenden Mi-
nisterien in der Ressortabstimmung als Druckmittel verwendet werden, um bestimmte 
Änderungen durchzusetzen. Um die Durchsetzungsfähigkeit einzelner Ressorts im 
Diskurs über die Nachhaltigkeitsprüfung zu stärken, könnte darüber nachgedacht wer-
den, deren formale Kompetenzen durch ein besonderes Initiativrecht nach dem Vorbild 
der bereits existierenden Rechte des BMFSFJ und des BMELV zu stärken. Hierzu wä-
re eine Änderung der Geschäftsordnung der Bundesregierung (GOBReg) nötig. So ist 
beispielsweise denkbar, dass das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit die Kompetenz erhält, einen Gesetzentwurf von der Tagesordnung 
des Kabinetts abzusetzen, wenn die ökologischen Folgen der Regelung im Rahmen 
der Nachhaltigkeitsprüfung nicht hinreichend dokumentiert worden sind. Ähnliche 
Rechte könnten auch für das Thema Generationengerechtigkeit definiert werden; hier 
sind jedoch in einem ersten Schritt Zuständigkeiten zu klären und in der GGO zu ver-
ankern. 

4.3.3 Umsetzungskontrolle der Nachhaltigkeitsprüfung 
Die Fallstudien zu Nachhaltigkeitsprüfungen in anderen europäischen Ländern und bei 
der Europäischen Kommission haben gezeigt, dass die Existenz eines Kontrollgremi-
ums sowie die Festlegung von Transparenzregeln zwei ganz entscheidende Faktoren 
für eine erfolgreiche Implementation der Nachhaltigkeitsprüfung sind. Wie bereits dar-
gelegt ist eine materielle Qualitätsprüfung, wie Sie etwa im britischen System durch die 
im Wirtschaftsministerium angesiedelte Better Regulation Executive durchgeführt wird 
oder in der Europäischen Kommission durch das Impact Assessment Board, in 
Deutschland u.a. aufgrund des ausgeprägten Ressortprinzips kaum vorstellbar. Wie 
die ernüchternden Erfahrungen mit der Implementation der GFA gezeigt haben, ist es 
jedoch trotzdem notwendig, innerhalb des Regierungsapparates eine durchsetzungs-
fähige Instanz mit der Aufgabe der Umsetzungskontrolle zu betrauen. 
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Aus unserer Sicht kann diese Aufgabe am besten von einer Einheit im Bundeskanzler-
amt/NKR wahrgenommen werden. Das Bundeskanzleramt mit seiner federführenden 
Zuständigkeit für nachhaltige Entwicklung unterstützt die Nachhaltigkeitsprüfung durch 
die Bereitstellung von geeigneten Materialien und Fortbildungsmaßnahmen (‚Help 
Desk’) und überwacht die Einhaltung der Verfahrensschritte (Qualitätssicherung über 
Prozessstandards). Die Aufgabe der Prozesskontrolle könnte entweder im existieren-
den Referat 321 (zuständig für Nachhaltige Entwicklung) oder – besser, da politisch 
sichtbarer – in einer Stabsstelle im Bundeskanzleramt verankert werden. Nachhaltig-
keit als ein sektorübergreifendes, übergeordnetes Politikziel kann als ein Element der 
Richtlinienkompetenz der Bundeskanzlerin interpretiert werden. Prozedurale Qualitäts-
sicherung der Nachhaltigkeitsprüfung ist dann gleichzusetzen mit einer Umsetzung der 
Richtlinienkompetenz gegenüber den Ressorts. Der Prozess-„Watchdog“ im Bundes-
kanzleramt ist dafür zuständig, die Einhaltung bestimmter Prozessstandards der 
Nachhaltigkeitsprüfung im Gesetzgebungsverfahren zu kontrollieren und den Gesetz-
entwurf bei Verstößen solange nicht auf die Tagesordnung des Kabinetts zu setzen, 
bis die entsprechenden Prozesselemente nachgeholt wurden. Zu den überprüfbaren 
Prozessstandards einer Nachhaltigkeitsprüfung könnten zum Beispiel folgenden Punk-
te gehören: 

•  Wurden die Vorprüfung und ggf. die Hauptprüfung in der Begründung zum Refe-
rentenentwurf ordnungsgemäß dokumentiert? 

•  War diese Dokumentation Teil der Ressortabstimmung (zusammen mit dem Refe-
rentenentwurf) und Teil des externen Konsultationsverfahrens? 

•  Wurde die Nachhaltigkeitsprüfung auf Basis der Anmerkungen der Fachressorts 
und der Teilnehmer der externen Konsultation noch einmal überarbeitet? 

•  Wurde die Nachhaltigkeitsprüfung in der Gesetzesbegründung für die Kabinetts-
vorlage als eigenständiger Gliederungspunkt dokumentiert?  

•  Wurden dabei neben den Einschätzungen des federführenden Ressorts auch ab-
weichende Einschätzungen anderer Ressorts oder externer Akteure dargestellt?  

Sind alle Prozessstandards erfüllt, kann ein Entwurf dem Kabinett zur Abstimmung 
vorgelegt werden. Die dem Kabinett vorgelegte Dokumentation der Nachhaltigkeitsprü-
fung ist dabei obligatorischer Teil der Gesetzesbegründung. Im Falle eines positiven 
Votums des Kabinetts wird das Gesetzesvorhaben dem Parlament als Regierungsent-
wurf zugeleitet. 

In der Legislative könnte der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung die 
Funktion des parlamentarischen „Watchdog“ übernehmen, indem er die Vollständigkeit 
und Plausibilität der in der Gesetzesbegründung dokumentierten Ergebnisse der 
Nachhaltigkeitsprüfung überprüft. Das konkrete Verfahren wird so gestaltet, dass im 
Parlament jeder Gesetzentwurf nach der Ersten Lesung dem Parlamentarischen Beirat 
für nachhaltige Entwicklung zugeleitet wird. Der Parlamentarische Beirat kann nach 
Abschluss seiner Plausibilitätsprüfung eine Stellungnahme abgeben. Die Stellungnah-
me des Parlamentarischen Beirates wird dem federführenden Ausschuss des Deut-
schen Bundestages zugeleitet und muss von ihm behandelt werden. Der Parlamenta-
rische Beirat sollte zumindest auf der Basis von Stichproben auch solche Gesetze ü-
berprüfen, bei denen auf der Basis der Vorprüfung eine Nachhaltigkeitsrelevanz aus-
geschlossen wurde. Bei Bedarf könnte der Beirat Nachprüfungen bei fehlenden oder 
unvollständigen Nachhaltigkeitsprüfungen von der Bundesregierung einfordern.  

Er übernimmt damit mehrere wichtige Funktionen:  

•  Parlamentarischer Watchdog für die Nachhaltigkeitsprüfung (Kontrolle der Exekuti-
ve) 
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•  Institutionelle Verankerung von Nachhaltigkeitsfragen im parlamentarischen Ge-
setzgebungsverfahren 

•  Antizipative Wirkung in die vorparlamentarische Phase hinein (Stärkung von Nach-
haltigkeitsaspekten im exekutiven Prozess der Gesetzesvorbereitung) 

•  Signalfunktion gegenüber den Bürgern 

Um diese Funktionen sinnvoll auszufüllen, ist es notwendig, dass der Parlamentari-
sche Beirat auf Dauer eingerichtet und institutionell gestärkt wird sowie die notwendi-
gen administrativen Kapazitäten erhält. 

4.4 Rechtliche Institutionalisierung 

Erfahrungen in anderen Ländern haben gezeigt, dass die praktische Anwendung von 
Nachhaltigkeitsprüfungen in hohem Maße davon abhängt, inwieweit es gelingt, diese 
in den Politikformulierungsprozess zu integrieren und sie institutionell zu verankern. 
Institutionalisierung bedeutet nicht nur die (notwendige) Schaffung formaler Verfah-
rensvorschriften (z.B. durch ein Nachhaltigkeitsprüfungsgesetz), sondern darüber hin-
aus die tatsächliche Integration der Nachhaltigkeitsprüfung in Routinen und Abläufe 
der Gesetzesvorbereitung in der Exekutive. Neben der formalen rechtlichen und orga-
nisatorischen Institutionalisierung des Verfahrens geht es um die Schaffung von Ak-
zeptanz und Zustimmung, also um die „Verankerung in den Köpfen“! 

Eine umfassende Politikfolgenabschätzung funktioniert nur, wenn es gelingt, sie recht-
lich, organisatorisch und kulturell zu verankern. Sie muss von den verantwortlichen 
Beamten angenommen und konstruktiv genutzt werden. Die Schaffung von Akzeptanz 
und die Veränderung von Routinen ist notwendigerweise ein langfristiger Prozess, 
kann aber durch Reformkommunikation, Leitungsrelevanz, Fortbildung und Professio-
nalisierung gefördert werden. Maßnahmen zur organisatorischen und rechtlichen Insti-
tutionalisierung sind dagegen kurzfristig durchsetzbar. Momentan bietet sich mit dem 
jüngsten Kabinettsbeschluss zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie, den Aktivitäten 
des Parlamentarischen Beirates und der bevorstehenden OECD-Evaluation des all-
gemeinen GFA-Systems eine günstige politische Konstellation zur Etablierung einer 
anspruchsvollen Nachhaltigkeitsprüfung in Deutschland.  

Für die rechtliche Institutionalisierung sind zwei Strategien denkbar: 

•  ausschließliche Verankerung auf der Ebene der Geschäftsordnungen (analog 
GFA) 

•  Verabschiedung eines Nachhaltigkeitsprüfungsgesetzes und ergänzende Veranke-
rung in den Geschäftsordnungen (analog Bürokratiekostenmessung bzw. abschät-
zung). 

Der Vorteil einer rechtlichen Institutionalisierung der Nachhaltigkeitsprüfung per Ge-
setz liegt in der hohen Verbindlichkeit und in der Signalfunktion einer solchen Norm. 
Es würde klar, dass das Thema höchste Priorität genießt und dass der Deutsche Bun-
destag dafür die Verantwortung übernimmt. Typische Risiken bei exekutiver Ausges-
taltung, die in der Vergangenheit häufig zu eher unzureichender Gesetzesfolgenab-
schätzung geführt haben, würden vermieden. Bei der Ausgestaltung muss aber natür-
lich der Verfassungsgrundsatz der Gewaltenteilung gewahrt werden. Denkbar sind 
sehr schlanke Formulierungen („der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwick-
lung bzw. das Bundeskanzleramt / der Normenkontrollrat überwachen die Durchfüh-
rung der Nachhaltigkeitsprüfung“). 

Auch wenn eine rechtliche Institutionalisierung der Nachhaltigkeitsprüfung per Gesetz 
aus verschiedenen Gründen sehr attraktiv erscheint, ist doch zu beachten, dass sich 
neue Verfahren umso schwerer politisch durchsetzen lassen, je verbindlicher sie sind. 
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Die rechtliche Verankerung der Nachhaltigkeitsprüfung auf Ebene der Geschäftsord-
nungen ist aus dieser Sicht heraus eine sinnvolle Alternative. Auch hier sind in einem 
ersten Schritt sehr schlanke Formulierungen denkbar. Dabei sind folgende Festlegun-
gen wünschenswert: 

•  Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien – Verankerung der Nach-
haltigkeitsprüfung in § 44 GGO; außerdem sinnvoll: Festlegung von Verfahrensvor-
schriften zur Gesetzesvorbereitung und von Beteiligungsvorschriften, Festlegung 
von Prüfzuständigkeiten der Ressorts im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung und 
Erweiterung des Vorblattes 

•  Geschäftsordnung der Bundesregierung – Festlegung der vom Bundeskanzler-
amt/NKR zu prüfenden Mindest-Prozessstandards der Nachhaltigkeitsprüfung und 
Festlegung der Kompetenzen der Kontrollinstanz für die Prozessqualität, ggf. be-
sondere Initiativrechte einzelner Ressorts im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung 

•  Geschäftsordnung des Bundestages – Festlegung der Kompetenzen des Parla-
mentarischen Beirates für nachhaltige Entwicklung im Hinblick auf die inhaltliche 
Bewertung von Nachhaltigkeitsprüfungen der Bundesregierung. 

 

Abbildung 9: Strukturelemente einer möglichen Nachhaltigkeitsprüfung  

Bundeskanzleramt
- Steuerung / Unterstützung der NHP
- Prüfung der Prozessqualität *

Bundesministerien
- Vor- und Hauptprüfung
- Dokumentation, Stellungnahmen

Externe
- Vertreter von Anspruchsgruppen
- Experten

Information

Beteiligung

Parlamentarischer Beirat
- Prüfung der Ergebnisqualität

Deutscher Bundestag

Einrichtung

* ggf. alternativ Ansiedlung beim Normenkontrollrat
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5 Inhalte und Methoden der Nachhaltigkeitsprüfung 

Das folgende Kapitel setzt sich mit den konkreten Inhalten eine Nachhaltigkeitsprüfung 
in Deutschland und mit methodischen Fragen auseinander. Welche Prüfkriterien sind 
angemessen? Wie können die Prüffragen konkret ausgestaltet werden. Auf welcher 
Grundlage und von wem wird entschieden, ob eine Gesetzesvorlage „nur“ einer Vor-
prüfung unterzogen wird oder ob ausführlichere Analysen notwendig sind? Welche 
Methoden sind praktikabel. Und wie könnte eine Checkliste aussehen, was kann diese 
leisten und welche Erwartungen sollte man besser nicht an eine Checkliste stellen? 

5.1 Vorprüfung im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung  

Vor dem Hintergrund der zahlreichen Einzelaspekte nachhaltiger Entwicklung und der 
Vielfalt der zu untersuchenden Gesetzesvorhaben ist es nicht sinnvoll, in einer Nach-
haltigkeitsprüfung alle Prüfaspekte in derselben Untersuchungstiefe zu bearbeiten. 
Dies wäre nicht zuletzt mit dem Risiko verbunden, dass die Prüfanforderungen von 
den Bearbeitern als bürokratische Last empfunden und nur oberflächlich bearbeitet 
würden. Mit der Differenzierung zwischen einer obligatorischen, einfach durchzufüh-
renden Vorprüfung und in einer komplexeren, anspruchsvolleren, aber dafür auch nur 
fallweise durchgeführten Hauptprüfung kann sichergestellt werden, dass das Proporti-
onalitätsprinzip gewahrt bleibt. 

Darüber hinaus kann eine Vorprüfung auch Hinweise dazu geben, mit welchen Metho-
den eine vertiefte Analyse durchgeführt werden könnte, welche Indikatoren und Da-
tenquellen zur Verfügung stehen und welche Akteure ggf. mit einzubeziehen sind. Das 
Ergebnis einer Vorprüfung ist also idealer Weise ein Plan für das weitere Vorgehen. 

Für die Ausgestaltung einer Vorprüfung sind mehrere Optionen denkbar: Dies betrifft 
erstens die Kriterien nach denen die Vorprüfung durchgeführt wird (Kap. 5.1.1.) und 
zweitens die Art der Fragestellung (Kap. 5.1.2.). 

5.1.1 Prüfkriterien 
Für eine Abbildung des Konzepts nachhaltiger Entwicklung hat es zahlreiche politische 
und wissenschaftliche Versuche gegeben, Definitionen und dazugehörige Indikatoren 
zu entwickeln. Prinzipiell lassen sich aus diesen Indikatorensystemen auch Fragenlis-
ten ableiten, mit denen eine Vorabschätzung der Wirkungen einer geplanten Politik 
durchgeführt werden kann. Daraus können sehr umfangreiche Fragenkataloge entste-
hen, die eine umfassende Beurteilung erlauben. Um eine Handhabbarkeit sicher zu 
stellen, können die Fragen in sinnverwandten Gruppen zusammengefasst und hierar-
chisiert abgefragt werden, so dass die Zahl der Fragen deutlich reduziert wird und nur 
relevante Aspekte im Detail erfragt werden. Beispiele für entsprechende Fragelisten 
sind die vom JRC-IPTS entwickelten Softwaresysteme IA Plus und IA Star oder das 
Softwaretool POINT3D (Jacob, Jänicke et al. 2005).  

Auswahlentscheidungen für Indikatoren und die daraus abgeleiteten Fragestellungen 
basieren nie auf rein wissenschaftlichen Kriterien, sondern sie sind immer mit Prioritä-
tensetzungen und Werturteilen zu der Frage verbunden, welche Aspekte als vorrangig 
betrachtet und welche konkreten Ziele und Leitbilder mit dem Konzept nachhaltiger 
Entwicklung verbunden werden. Um die Akzeptanz der Nachhaltigkeitsprüfung sicher 
zu stellen, ist es sinnvoll, solche Indikatoren auszuwählen, die eine hohe Akzeptanz 
sowie politische Aufmerksamkeit und Unterstützung genießen. Damit geht das Risiko 
einher, dass andere, möglicher Weise genauso relevante Aspekte keine Berücksichti-
gung finden oder dass diejenigen Aspekte, die institutionell gut repräsentiert sind, ü-
berbewertet werden. Umso wichtiger ist es, das Verfahren der Folgenabschätzung 
transparent zu gestalten und eine Qualitätskontrolle durchzuführen.  
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Für Deutschland bietet sich an, die Managementregeln und Indikatoren der nationalen 
Nachhaltigkeitsstrategie als Ausgangspunkt für die Definition von Prüfaspekten heran-
zuziehen. Die Nachhaltigkeitsstrategie ist durch das Kabinett beschlossen worden und 
die Indikatoren nehmen in ihr eine zentrale Rolle ein. Die Zahl der Indikatoren ist über-
schaubar – ca. 30 Indikatoren zu 21 Zielbereichen und 10 Managementregeln. Möglich 
wäre, dass Aspekte verloren gehen, die zwar in der Konzeption nachhaltiger Entwick-
lung wichtig sind, aber nicht die Prominenz eines eigenen Indikators einnehmen. Bei-
spiele sind der Schutz des Grundwassers vor stofflichen Einträgen oder die Erhöhung 
der Frauenerwerbsquote oder der Schutz vor Betrug. Bei den drei genannten Beispie-
len lässt sich allerdings argumentieren, dass eine Politik, die diesen Zielen zuwider 
laufen würde, jedoch mindestens den Managementregeln widersprechen würde. In der 
Kombination von Managementregeln, Schlüsselindikatoren und einer Qualitätssiche-
rung kann also erwartet werden, dass nicht-nachhaltige Potentiale einer geplanten Po-
litik auch bei der kleinen Zahl von Prüfaspekten aufgedeckt und einer vertieften Prü-
fung unterzogen werden können. 

Die Schlüsselindikatoren sind einerseits als Managementinstrument für die Quantifizie-
rung von Zielen und andererseits zur Berichterstattung über den Fortschritt entwickelt 
worden. Die Nutzung als Prüfinstrument für geplante Politikmaßnahmen hat –neben 
dem offensichtlichen Vorteil der hochrangigen politischen Abstimmung – verschiedene 
Nachteile. Die Indikatoren sind zum Teil sehr spezifisch und erfassen nur einen kleinen 
Teilbereich des jeweiligen Themas. Ein Beispiel hierfür ist der Bereich Artenvielfalt, der 
in der Nachhaltigkeitsstrategie durch die Entwicklung verschiedener Vogelarten abge-
deckt wird. Ähnliches gilt für den Bereich Kriminalität, welcher durch den Indikator An-
zahl der Wohnungseinbrüche abgebildet wird. Fokussierte man sich in der Nachhaltig-
keitsprüfung allein auf diesen Indikator, bestünde die Gefahr, dass andere relevante 
Aspekte, die sich aus einem Regelungsthema ergeben, nicht berücksichtigt werden 
würden (z.B. für den Bereich Kriminalität: eine möglicher Weise zu erwartende erhöhte 
Korruptionsanfälligkeit im öffentlichen Sektor). Die vermeintliche Abbildung nachhalti-
ger Entwicklung durch die Schlüsselindikatoren könnte also zu einer kognitiven Schlie-
ßung der Bearbeiter führen. Auch eine Ausweitung um weitere Prüfkriterien, die ein 
umfassenderes Bild ermöglichen, ist hier kaum eine Lösung. Die internationalen Erfah-
rungen zeigen, dass umfangreiche Prüflisten nicht abgearbeitet werden bzw. im Ent-
scheidungsprozess keine Rolle spielen. Nur in der Kombination mit den offen formu-
lierten Managementregeln ist deshalb zu erwarten, dass eine ausgewogene Prüfung 
stattfindet. 

Mit der Entscheidung, die Prüfkriterien aus der Nachhaltigkeitsstrategie abzuleiten, 
entstehen Überlappungen mit der allgemeinen Gesetzesfolgenabschätzung. Ein unnö-
tiger zusätzlicher Prüfaufwand sollte jedoch möglichst vermieden werden, um die Ak-
zeptanz der Nachhaltigkeitsprüfung zu erhöhen. Weiterhin sollten der institutionelle 
Rahmen der allgemeinen Gesetzesfolgenabschätzung sowie die gegenwärtigen Re-
formbemühungen um eine Verbesserung der GFA genutzt werden. Daher sollte das 
neu zu etablierende System einer Nachhaltigkeitsprüfung eng an die allgemeine GFA 
angebunden werden. Eine Möglichkeit bestünde darin, sich in der Nachhaltigkeitsprü-
fung ausschließlich auf die Aspekte zu konzentrieren, die spezifisch für Nachhaltig-
keitsfragen sind (also z.B. auf die langfristigen Auswirkungen) und die Aspekte wegzu-
lassen, welche bereits in der allgemeinen GFA geprüft werden müssen, etwa Auswir-
kungen auf Wirtschaftsleistung oder Staatshaushalte. Dann würde allerdings das Risi-
ko bestehen, dass die NHP auf die besonders problematischen Aspekte beschränkt 
wäre, die einerseits methodisch schwer zu bewerten sind und andererseits wenige in-
stitutionelle Fürsprecher haben. Die bessere Alternative besteht deshalb in einer Integ-
ration von GFA und Nachhaltigkeitsprüfung, wobei Nachhaltigkeit zu einem integrierten 
Ziel des Folgenabschätzungsverfahrens werden sollte. 
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5.1.2 Frageformen 
Bei der Ausgestaltung einer Vorprüfung ist neben der Auswahl der Prüfkriterien wei-
terhin zu entscheiden, in welcher Form die Fragen formuliert werden. Eine zentrale An-
forderung besteht darin, dass die Fragen ohne weitgehende Datenerhebungen beant-
wortbar sein sollten. Die Antwort sollte zudem eine Entscheidung ermöglichen, ob je-
weils eine vertiefte Prüfung notwendig ist oder nicht. Schließlich sollte die Beantwor-
tung durch Dritte nachvollzogen werden können. 

Die Prüfaspekte können als geschlossene Fragen formuliert werden. Als Skalen sind 
binäre Antworten (ja/nein) oder einfache Skalen denkbar (hoch/mittel/niedrig). Eine Al-
ternative dazu sind offene Fragen, zu denen die Bearbeiter jeweils qualitative Ein-
schätzungen zu den jeweiligen Aspekten abgeben sollen. Zwischen beiden Formen 
der Beantwortung sind auch Mischungen denkbar, etwa binäre Eingangsfragen (rele-
vant/nicht relevant), einfache Skalen und Begründungen warum die jeweilige Antwort-
option gewählt wird. Der Vorteil einer geschlossenen Frage besteht in der Informati-
onsverdichtung sowie in der raschen Beantwortbarkeit. Der Vorteil einer offenen Fra-
gestellung liegt darin, dass die zugrunde liegenden Überlegungen transparent und 
damit nachvollziehbar für Dritte gemacht werden können. Offene Fragen können aller-
dings auch dazu genutzt werden, um bestimmte Sachverhalte zu ‚vernebeln’. Sinnvoll 
ist daher eine Kombination aus geschlossenen Fragen, die eindeutig beantwortbar 
sind, und offenen Fragen, in denen Begründungen für die Antworten gegeben werden 
können.   

Voraussetzung für eine sinnvolle Beantwortung der Fragen ist die Bestimmung, welche 
Adressaten angesprochen und welche Verhaltensänderungen erwartet werden. Dieses 
sollte nicht alleine auf die beabsichtigten Wirkungen beschränkt sein, sondern es sollte 
auch überlegt werden, welche nicht unmittelbar angesprochenen Zielgruppen mittelbar 
betroffen und relevant für die Beurteilung sein könnten. 

Weiterhin sollte festgelegt werden, welcher Zeithorizont betrachtet wird: Welche Fol-
gen sind auf längere Sicht aus dem Gesetz zu erwarten? Für welchen Zeitraum kön-
nen überhaupt sinnvolle Aussagen gemacht werden? 

Der Ausgangspunkt dafür ist es, die Probleme, die mit dem Vorhaben gelöst werden 
sollen, möglichst genau zu beschreiben, sowie die Ziele des Vorhabens in diesem 
Kontext. Die mit dem Gesetzesvorhaben beabsichtigten Wirkungsmechanismen soll-
ten dann Akteursgruppen und erwarteten/erwünschten Verhaltensweisen zugeordnet 
werden.  

Das Wirkungsmodell sollte konzise, aber nachvollziehbar dokumentiert werden. Das 
können zwei Seiten Text sein oder auch eine Grafik mit den Annahmen zu relevanten 
Kausalbeziehungen. An dieser Stelle geht es nicht um eine umfassende datenbasierte 
Folgenabschätzung, sondern darum, die Annahmen zum Wirkungsmodell explizit zu 
machen. Diese Annahmen legen die Grundlage für die weitere Prüfung und dienen 
weiterhin dazu, anderen Ressorts gegenüber zu begründen, warum manche Prüfas-
pekte als irrelevant eingestuft worden sind. 

5.1.3 Exemplarische Checklisten  
Im Folgenden werden beispielhaft Fragenkataloge erarbeitet, die für eine Vorprüfung 
genutzt werden können. Ein erster Vorschlag reduziert die Fragen auf zehn Hauptas-
pekte der Nachhaltigkeitsstrategie. In dieser Variante stehen die Managementregeln 
im Vordergrund der Prüfung. Die Prüfkriterien, die daraus entwickelt werden, würden 
bereits ausreichend sein. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, die Schlüsselindika-
toren den jeweiligen Prüfbereichen zuzuordnen. Ziel des Vorschlags ist es, eine mög-
lichst kompakte Darstellung zu erreichen und soweit wie möglich von geschlossenen 
Fragen Gebrauch zu machen. Die Reduktion auf die zehn Schwerpunktbereiche der 
Nachhaltigkeitsstrategie, zu denen jeweils Managementregeln formuliert worden sind, 
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und die Zuordnung der Schlüsselindikatoren zu diesen Schwerpunktbereichen führt 
dazu, dass einige Schlüsselindikatoren nicht eindeutig zuzuordnen sind. So können 
zum Beispiel die Schlüsselindikatoren zu Bildung und Qualifizierung sowohl unter „so-
zialem Zusammenhalt“ als auch unter „wirtschaftlicher Strukturwandel“ subsumiert 
werden.  

Eine Alternative dazu ist ein Fragenkatalog, der zwar ebenfalls von den Management-
regeln und Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie ausgeht, diese aber in offene Leit-
fragen übersetzt und den Bearbeitern weiterreichende Hintergrundinformationen zur 
Verfügung stellt. Naturgemäß ist ein entsprechender Fragenkatalog wesentlich um-
fangreicher. Der Vorteil besteht darin, dass Aspekte, die in den Indikatoren nicht voll-
ständig abgebildet sind, aber relevant für eine nachhaltige Entwicklung sind, eher Be-
rücksichtigung finden.  

Beide Vorschläge können auch miteinander kombiniert werden, etwa indem die Ein-
zelaspekte in der kompakten Darstellung mit Links zu weitergehenden Informationen 
und Leitfragen versehen werden. 

5.1.4 Variante 1: Vorprüfung auf der Grundlage der 10 Schwerpunktfelder der 
Nachhaltigkeitsstrategie 

Dieser Vorschlag für eine Vorprüfung orientiert sich an den zehn Bereichen, für die 
Managementregeln definiert sind. Die Schlüsselindikatoren lassen sich den Bereichen 
mit wenigen Überlappungen zuordnen. Auf der obersten Ebene könnte beantwortet 
werden, ob ein Prüfbereich für das Regelungsvorhaben offensichtlich irrelevant ist und 
ausgeschlossen werden kann. Durch den Fokus auf die Managementregeln wird eine 
nur sehr geringe Zahl von Prüfaspekten abgefragt.  

 

Problemlösung in der Gegenwart In jedem Fall zu beantworten 
Managementregeln  
Die Probleme werden durch das Vorhaben voll-
ständig oder gemeinsam mit anderen Regelun-
gen gelöst 

Ja/nein 

Die betrachteten Probleme werden in der Zukunft 
nicht weiter anwachsen 

Ja/nein 

 

 Nutzung natürlicher Güter Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 

Das Vorhaben hat Auswirkungen auf die 
Nutzung von Naturgütern oder deren Rege-
nerationsraten 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 

Die Nutzung der Naturgüter bleibt unter dem 
Niveau der Regeneration oder der (potentiel-
len) Substitution  

 

 Schlüsselindikatoren:   

1 
Das Vorhaben beeinflusst den Energie-
verbrauch in Deutschland  

 

1 
Das Vorhaben beeinflusst den Verbrauch 
abiotischer Rohstoffe  

 

4 
Das Vorhaben beeinflusst die Nutzung von 
Fläche für Siedlungen oder Verkehr  

 

5 
Das Vorhaben beeinflusst die Lebensräume 
von Pflanzen- oder Tierarten 

 

5 

Das Vorhaben beeinflusst die Zerschnei-
dung von Landschaft durch Siedlungs-  
oder Verkehrsflächen 
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 Freisetzung von Stoffen Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 
Durch das Vorhaben wird der Stoffhaushalt 
(ggf. erst langfristig) beeinflusst 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung 
ist erforderlich 

 

Durch das Vorhaben wird die die Aufnahme-
fähigkeit von natürlichen Systemen für Stoffe 
beeinflusst 

 

 Schlüsselindikatoren:   

2 
Das Vorhaben beeinflusst Emissionen von 
Treibhausgasen  

 

13 

Das Vorhaben beeinflusst die Emissionen 
von SO2, NOx, Ammoniak oder flüchtige or-
ganische Verbindungen 

 

 

 
Gefahren/Risiken (einschließlich Ge-
sundheit)  

Offensichtlich irrelevant?  

 Managementregeln  

 

Mit dem Vorhaben werden Gefahren oder 
Risiken für die menschliche Gesundheit ver-
ursacht oder beseitigt 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

14 
Das Vorhaben beeinflusst die Zahl von To-
desfällen im Alter unter 65 Jahre  

 

14 
Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 
Rauchern 

 

14 
Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 
Menschen, die an Fettleibigkeit leiden 

 

 

 Wirtschaftlicher Strukturwandel  Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 

Durch die Maßnahme wird ein struktureller 
Wandel zugunsten oder zulasten einzelner 
Wirtschaftszweige verursacht, verlangsamt 
oder in anderer Weise beeinflusst 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

7 

Das Vorhaben beeinflusst die Investitionen 
in Bauten, Ausrüstungen oder sonstige An-
lagen 

 

8 

Das Vorhaben beeinflusst öffentliche oder 
private Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung 

 

10 
Das Vorhaben beeinflusst die Wirtschafts-
leistung je Einwohner 

 

16 
Das Vorhaben beeinflusst die Erwerbstätig-
keitenquote 
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Energie- und Rohstoffbedarf (einschließ-
lich Verkehr)  

Offensichtlich irrelevant?  

 Managementregeln  

 

Durch das Vorhaben wird der Energie-, der 
Rohstoffbedarf oder die Verkehrsleistung 
beeinflusst 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

1 
Das Vorhaben beeinflusst den Energie-
verbrauch in Deutschland  

 

1 
Das Vorhaben beeinflusst den Verbrauch 
abiotischer Rohstoffe  

 

3 
Das Vorhaben beeinflusst den Anteil erneu-
erbarer Energien am Energieverbrauch 

 

11 

Das Vorhaben beeinflusst die Gütertrans-
portintensität (transportierte Güter in Ton-
nenkilometer / BIP)  

 

11 

Das Vorhaben beeinflusst die Personen-
transportintensität (transportierte Perso-
nen*Kilometer / BIP) 

 

11 

Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 
Schienenverkehr oder Binnenschifffahrt an 
der Güterbeförderungsleistung 

 

 

 Öffentliche Haushalte Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 
Das Vorhaben hat bedeutende Auswirkun-
gen auf die öffentlichen Haushalte 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

6 
Das Vorhaben beeinflusst die öffentlichen 
Haushalte  

 

 

 Landwirtschaft Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 

Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Nutz-
tierhaltung oder Umweltverträglichkeit der 
Landwirtschaft könnten beeinflusst werden 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

12 

Das Vorhaben beeinflusst den Eintrag von 
Stickstoff (z.B. durch Düngemittel, Futtermit-
tel) oder Stickstoffabfuhr (pflanzliche oder 
tierische Erzeugnisse)  

 

12 
Das Vorhaben beeinflusst die Anbaufläche 
des ökologischen Landbaus 

 

 

 Sozialer Zusammenhalt (und Bildung) Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 
Das Vorhaben beugt Armut und sozialer 
Ausgrenzung vor 

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 

Das Vorhaben eröffnet oder vermindert wirt-
schaftliche Beteiligungschancen unter-
schiedlicher Bevölkerungsschichten 
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Das Vorhaben beeinflusst die Anpassungs-
fähigkeit von Politik, Wirtschaft oder Gesell-
schaft an den demografischen Wandel 

 

 
Das Vorhaben beeinflusst die Teilhabe ein-
zelner am gesellschaftlichen Leben  

 

 Schlüsselindikatoren:   

9 

Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 
jungen Erwachsenen, die sich in Aus- oder 
Weiterbildung befinden 

 

9 

Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 25 
jährigen mit abgeschlossener Hochschul-
ausbildung  

 

9 
Das Vorhaben beeinflusst die Studienanfän-
gerquote 

 

15 
Das Vorhaben beeinflusst die Zahl der Woh-
nungseinbruchsdiebstähle 

 

16 
Das Vorhaben beeinflusst die Erwerbstätig-
keitenquote 

 

17 
Das Vorhaben beeinflusst den Anteil von 
Kindern in Ganztagsbetreuung 

 

18 

Das Vorhaben beeinflusst den Unterschied 
der durchschnittlichen Brutto-
Stundenverdienste von Frauen und Männern 

 

19 
Das Vorhaben beeinflusst den Anteil auslän-
discher Schulabgänger mit Schulabschluss 

 

 

 Internationale Rahmenbedingungen  Offensichtlich irrelevant?  
 Managementregeln  

 

Das Vorhaben hat Auswirkungen auf die 
wirtschaftliche Entwicklung, Umwelt oder 
Lebensbedingungen in anderen Staaten  

Unerheblich, weil…  
Erhebliche Auswirkungen er-
wartbar: eine vertiefte Prüfung ist 
erforderlich 

 Schlüsselindikatoren:   

20 

Das Vorhaben beeinflusst den Anteil öffentli-
cher Entwicklungsausgaben am Bruttonatio-
naleinkommen 

 

21 
Das Vorhaben beeinflusst die Einfuhren 
Deutschlands aus Entwicklungsländern  

 

 

5.1.5 Variante 2: Vorprüfung auf der Basis der 21 Schlüsselindikatoren und der 
10 Managementregeln  

Eine Variante, die sich stärker an der Nachhaltigkeitsstrategie orientiert, wäre ein Fra-
genkatalog, der die Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie in den Vordergrund setzt und die 
Managementregeln als ergänzende Fragen stellt. In dieser Variante werden die Fragen 
allerdings nicht aus den Schlüsselindikatoren selber abgeleitet, sondern eher als Prüf-
bereiche konzipiert, für die die Indikatoren dann als Hintergrundinformationen ergänzt 
werden könnten.  

 

Das Vorhaben beeinflusst…  

1 …die Nutzung von Energie oder abiotischer Ressourcen  
2 …Emissionen von Treibhausgasen  
3 …den Anteil erneuerbarer Energien am Energieverbrauch  
4 …die Nutzung von Fläche für Siedlungen oder Verkehr  
5 …Artenvielfalt oder Landschaftsqualität 
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6 …die Staatsverschuldung  
7 …Investitionen in Bauten, Ausrüstungen oder sonstige Anlagen 
8 …private oder öffentliche Ausgaben für FuE 
9 …Bildung und Qualifikation 

10 …die Wirtschaftsleistung  
11 …den Verkehr von Personen oder Gütern  
12 …die Landbewirtschaftung 
13 …die Luftqualität 
14 …Gesundheit und Ernährung 
15 …Kriminalität 
16 …Beschäftigung 
17 …Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
18 …Gleichberechtigung der Geschlechter 
19 …die Integration Menschen nichtdeutscher Herkunft 
20 …die Entwicklungszusammenarbeit 
21 …die Marktöffnung für Entwicklungsländer 

 

Managementregeln  

1 Problemlösung in der Gegenwart  

 
Die Probleme werden durch das Vorhaben vollständig oder gemeinsam mit an-
deren Regelungen gelöst 

 Die betrachteten Probleme werden in der Zukunft nicht weiter anwachsen  
2 Nutzung natürlicher Güter 

 
Das Vorhaben hat bedeutende Auswirkungen auf die Nutzung von Naturgütern 
oder deren Regenerationsraten 

 
Die Nutzung der Naturgüter bleibt unter dem Niveau der Regeneration oder der 
(potentiellen) Substitution  

3 Freisetzung von Stoffen 
 Durch das Vorhaben wird der Stoffhaushalt (ggf. erst langfristig) beeinflusst 

 
Durch das Vorhaben wird die Aufnahmefähigkeit von natürlichen Systemen für 
Stoffe beeinflusst 

4 Gefahren/Risiken 

 
Mit dem Vorhaben werden Gefahren oder Risiken für die menschliche Gesund-
heit verursacht oder beseitigt 

5 wirtschaftlicher Strukturwandel 

 

Durch die Maßnahme wird ein struktureller Wandel zugunsten oder zulasten 
einzelner Wirtschaftszweige verursacht, verlangsamt oder in anderer Weise be-
einflusst 

6 Energie- und Rohstoffbedarf 

 
Durch das Vorhaben wird der Energie-, der Rohstoffbedarf oder die Verkehrs-
leistung beeinflusst 

7 öffentliche Haushalte 
 Das Vorhaben hat bedeutende Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

8 Landwirtschaft 

 
Produktivität, Wettbewerbsfähigkeit, Nutztierhaltung oder Umweltverträglichkeit 
der Landwirtschaft könnten beeinflusst werden 

9 Sozialer Zusammenhalt  
 Das Vorhaben beugt Armut und sozialer Ausgrenzung vor 

 
Das Vorhaben eröffnet oder vermindert wirtschaftliche Beteiligungschancen un-
terschiedlicher Bevölkerungsschichten 

 
Das Vorhaben beeinflusst die Anpassungsfähigkeit von Politik, Wirtschaft oder 
Gesellschaft an den demografischen Wandel 

 Das Vorhaben beeinflusst die Teilhabe einzelner am gesellschaftlichen Leben  
10 Internationale Rahmenbedingungen  
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Das Vorhaben hat Auswirkungen auf die wirtschaftliche Entwicklung, Umwelt 
oder Lebensbedingungen in anderen Staaten 

5.1.6 Variante 3: Kombination von Leitfragen und Prüffragen  
In dieser Variante werden die Prüfbereiche um Leitfragen und vertiefende Hintergrund-
informationen ergänzt und von einer eindeutig beantwortbaren Prüffrage abgeschlos-
sen. Diese Variante orientiert sich an den Handreichungen der Europäischen Kommis-
sion. Sie hat den Vorteil, dass die offenen Fragen eher für die unterschiedlichen Regu-
lierungsthemen anwendbar wären. Zudem könnten vertiefende Informationen gegeben 
werden. Allerdings ist die Bearbeitung deutlich aufwändiger und der Unterschied zu 
einer Hauptprüfung könnte verschwinden.  

Im Folgenden sind für einige Aspekte entsprechende Leitfragen ausgearbeitet.  

Überprüfung nach Managementregeln 

(1) Grundregel  
Jede Generation muss ihre Aufgaben selbst lösen und darf sie nicht den kom-
menden Generationen aufbürden. Zugleich muss sie Vorsorge für absehbare 
zukünftige Belastungen treffen.  

Leitfragen:  

Inwieweit werden die beschriebenen Probleme von dem Vorhaben bewältigt? Inwieweit 
bleiben Teilaspekte unbearbeitet? Gibt es weitere, ergänzende Maßnahmen, die diese 
unberücksichtigen Aspekte bearbeiten? Inwieweit handelt es sich um einen Problem-
bereich, dessen Bedeutung in der Zukunft noch zunehmen wird und absehbar ist, dass 
weiter reichende Maßnahmen notwendig sind? Inwieweit liegen die Ursachen dafür in 
der Gegenwart?  

Prüffragen:  

a) Die Probleme werden durch das geplante Vorhaben vollständig oder im Zu-
sammenhang mit anderen Maßnahmen gelöst: Eine weitere Prüfung ist nicht 
erforderlich. 

b) Die betrachteten Probleme werden in Zukunft nicht weiter anwachsen: Eine 
weitere Prüfung ist nicht nötig.  

(2) Naturgüter 

Erneuerbare Naturgüter (wie z.B. Wald oder Fischbestände) dürfen auf Dauer 
nur im Rahmen ihrer Fähigkeit zu Regeneration genutzt werden. Nicht erneuer-
bare Naturgüter (wie z.B. mineralische Rohstoffe oder fossile Energieträger) 
dürfen auf Dauer nur in dem Umfang genutzt werden, wie ihre Funktionen 
durch andere Materialien oder durch andere Energieträger ersetzt werden kön-
nen. 

 

Leitfragen:  

Inwieweit wirken sich die durch das Vorhaben angestrebten Verhaltensänderungen 
überhaupt auf natürliche Ressourcen aus? Werden erneuerbare Ressourcen vermehrt 
in Anspruch genommen? Ist die Regenerationsrate bekannt? Werden nicht erneuerba-
re Ressourcen in Anspruch genommen? Gibt es dafür Alternativen?  

In welcher Größenordnung könnte die Änderung der Nutzung gegenüber der gegen-
wärtigen erfolgen? 1%? 10%?  
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Prüffragen:  

a) Das Vorhaben hat keine bedeutenden Auswirkungen auf die Nutzung von Na-
turgütern oder deren Regenerationsraten: Eine weitere Prüfung ist nicht erfor-
derlich.  

b) Die Nutzung der Naturgüter bleibt unter dem Niveau der Regeneration oder der 
(potentiellen) Substitution: eine weitere Prüfung ist nicht erforderlich.  

(3) Freisetzung von Stoffen 

Die Freisetzung von Stoffen darf auf Dauer nicht größer sein als die Anpas-
sungsfähigkeit der natürlichen Systeme – z.B. des Klimas, der Wälder und der 
Ozeane.  

Leitfragen:  

Inwieweit könnte das Vorhaben ggf. auch mittelbar dazu beitragen, dass Stoffe freige-
setzt werden? Z.B. CO2, Baustoffe, Abfall? Was passiert mit diesen Stoffen in natürli-
chen Systemen? Inwieweit wird durch das Vorhaben die Anpassungsfähigkeit von na-
türlichen Systemen beeinflusst, etwa in dem Wälder oder Gewässer verändert werden 
könnten?  

Prüffragen:  

a) Durch das Vorhaben wird der Stoffhaushalt auch langfristig nicht beeinflusst: 
Eine weitere Prüfung ist nicht erforderlich.  

b) Durch das Vorhaben wird die die Anpassungsfähigkeit von natürlichen Syste-
men nicht weiter beeinflusst.  

(4) Gefahren/Risiken 

Gefahren und unvertretbare Risiken für die menschliche Gesundheit sind zu 
vermeiden. 

Leitfragen:  

Inwieweit ist durch das Vorhaben der Umgang mit gefährlichen Stoffen, genetisch ver-
änderten Organismen, Radioaktivität, etc. betroffen? Könnte es zu einer Freisetzung 
kommen?  

Prüffragen:  

a) Durch das Vorhaben sind Gefahren oder Risiken für die menschliche Gesund-
heit nicht betroffen: Eine vertiefte Prüfung ist nicht erforderlich.  

(5) Gestaltung des Strukturwandels  

Der durch technische Entwicklungen und den internationalen Wettbewerb aus-
gelöste Strukturwandel soll wirtschaftlich erfolgreich sowie ökologisch und sozi-
al verträglich gestaltet werden. Zu diesem Zweck sind die Politikfelder so zu in-
tegrieren, dass wirtschaftliches Wachstum, hohe Beschäftigung, sozialer Zu-
sammenhalt und Umweltschutz Hand in Hand gehen.  

Leitfragen:  

Wird durch das Vorhaben wirtschaftliches Wachstum gefördert? Ist das Wachstum in 
Branchen zu erwarten, die umweltfreundliche Produkte herstellen? Ist ein Wachstum in 
Branchen zu erwarten, die sich durch vergleichsweise hohe (oder geringe) Belastun-
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gen der Umwelt bei der Herstellung im In- oder Ausland auszeichnen? Ist ein Wachs-
tum in Branchen zu erwarten, die sich durch vergleichsweise hohe Arbeitsintensität 
auszeichnen und werden dadurch zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten geschaf-
fen? Können plötzliche oder regional besonders gravierende Einbußen erwartet wer-
den? Werden die Einbußen (und eine eventuelle Reduktion von Beschäftigung) in be-
stimmten Branchen durch Wachstum in anderen Branchen kompensiert oder liegen 
Schrumpfung und Wachstum zeitlich oder regional auseinander?  

Prüffragen:  

a) Durch die Maßnahme wird ein struktureller Wandel zugunsten oder zulasten 
einzelner Wirtschaftszweige weder verursacht, noch verlangsamt oder in ande-
rer Weise beeinflusst: Eine vertiefte Prüfung ist nicht erforderlich.  

Überprüfung nach den Schlüsselindikatoren nachhaltiger Entwicklung 

Die Bundesregierung hat 21 Themen identifiziert, für die quantifizierte und terminierte 
Ziele und Indikatoren festgelegt wurden. Diese Ziele sind elementar für den Manage-
mentansatz der Nachhaltigkeitsstrategie. Sie machen die Ambitionen der Politik und 
den Handlungsbedarf deutlich. Gleichzeitig werden die Ziele und Erfolge der Politik 
überprüfbar und ermöglichen ggf. notwendiges Nachsteuern. Die Ziele lassen sich 
nicht durch einzelne Maßnahmen oder durch einzelne Ressorts realisieren. Oft sind sie 
sogar abhängig von den Beiträgen der Länder und Kommunen, etwa zur Bildung. Oder 
sie hängen davon ab, wie sich die Tarifpartner oder andere gesellschaftliche Akteure 
verhalten. So ist der Verdienstabstand von Männern und Frauen nur begrenzt Gegens-
tand politischer Steuerung.  

Nachhaltigkeit und die Erreichung der prioritären Ziele ist Aufgabe der Politik in allen 
Bereichen und Ebenen wie auch der gesellschaftlichen Kräfte. Mit dieser Prüfung soll 
untersucht werden, inwieweit die untersuchte Maßnahme einen Beitrag leistet, wie die-
ser eventuell sogar noch verbessert werden kann oder vermieden werden kann, dass 
die Maßnahme den Zielen eventuell sogar zuwiderläuft.  

Dabei ist zu beachten: Die Indikatoren der Nachhaltigkeitsstrategie sind als Schlüssel-
indikatoren ausgelegt. Damit werden wichtige Aspekte in dem jeweiligen Bereich  ein-
gefangen, für eine Nachhaltigkeitsprüfung sollten aber die jeweiligen Bereiche im Vor-
dergrund stehen. So ist die Ganztagsbetreuung für Kinder von 0-2 Jahren zweifellos 
ein wichtiger Teilaspekt um Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu verbessern, aber 
nicht der einzige. Daher sollte eine Prüfung von den Bereichen ausgehen und ggf. wei-
tere Indikatoren für die Beurteilung hinzuziehen.  

 

(1) Ressourcenschonung  

Ressourcen sollen sparsam und effizient genutzt werden.  

Indikatoren: Energieproduktivität (1a) und Rohstoffproduktivität (1b)  

(a) Energieproduktivität 

Ziel: Die Bundesregierung strebt eine Verdopplung der Energieproduktivität bis zum 
Jahr 2020 gegenüber 1990 an.  

Hintergrundinformationen (Bundesregierung 2008, S. 40) 

Leitfragen: Wird durch die Maßnahme der Endenergieverbrauch in privaten Haushal-
ten, dem Verkehr oder der Industrie beeinflusst? Betrifft dies mehr als 1%/10% des 
Energieverbrauchs in Deutschland? Werden Anreize zur Verbesserung der Effizienz 
gegeben?  
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Prüffrage: Durch die Maßnahme wird der Energieverbrauch oder die Energieeffizienz 
in Deutschland beeinflusst… 

(b) Ressourcenproduktivität  

Die Rohstoffproduktivität drückt aus, welche Menge an abiotischen Primärmaterialien 
(Tonnen) eingesetzt wird, um eine Einheit Bruttoinlandsprodukt (EUR) zu erwirtschaf-
ten.   

Ziel: Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Rohstoffproduktivität bis zum Jahr 
2020 bezogen auf das Basisjahr 1994 zu verdoppeln.  

Hintergrundinformationen: (Bundesregierung 2008, S. 41) 

Leitfragen: Wird durch die Maßnahme die Nutzung von nicht erneuerbaren Boden-
schätzen beeinflusst? Ist die Entnahme in Deutschland oder der Import betroffen  
oder gibt es eine Verlagerung von inländischen auf importierte Rohstoffe? Betrifft dies 
Rohstoffe, bei denen zu befürchten ist, dass ihre Vorkommen erschöpft werden könn-
ten (z.B. Phosphate)? Betrifft dies 1%/10% des gesamten Umsatzes abiotischer Roh-
stoffe?   

Prüffrage: Durch die Maßnahme wird die Nutzung abiotischer Rohstoffe in Deutsch-
land nicht nennenswert beeinflusst – eine weitere Prüfung ist nicht erforderlich.  

(2) Klimaschutz – Treibhausgase reduzieren 

Die Bundesregierung hat sich verpflichtet, die Emissionen der sechs im Kyoto-
Protokoll genannten Treibhausgase bis 2012 gegenüber dem Jahr 1990 um 21 % zu 
reduzieren. Im Rahmen eines internationalen Klimaschutzabkommen nach 2012 soll 
die Reduktionsverpflichtung auf 40 % bis 2020 ausgeweitet werden, soweit die Euro-
päische Union sich im selben Zeitraum zur einer Reduktion um 30 % verpflichtet und 
andere Staaten vergleichbar ehrgeizige Ziele übernehmen.  

Hintergrundinformationen: (Bundesregierung 2008, S. 42) 

Leitfragen: Werden Emissionen der Treibhausgase (Kohlendioxid, Methan, Lachgas, 
teilhalogenierte Fluorkohlenwasserstoffe oder perfluorierte Kohlenwasserstoffe) beein-
flusst? Betrifft dies mehr als 1%/10% der Emissionsmengen?  

Prüffrage: Durch die Maßnahme werden die Emissionen von Treibhausgasen nicht 
beeinflusst – eine weitere Prüfung ist nicht erforderlich.  

(3) Anteil erneuerbare Energien am Energieverbrauch  

Ziel: Die Bundesregierung beabsichtigt, den Anteil erneuerbarer Energien am gesam-
ten Primärenergieverbrauch bis zum Jahr 2010 auf 4,2 % (2020: 10 %) zu erhöhen 
und den Anteil erneuerbarer Energien am Bruttostromverbrauch auf 12,5 % (2020: 30 
%) zu steigern.  

Auch wenn die Ziele für 2010 schon vorfristig erreicht wurden, müssen weitere An-
strengungen unternommen werden, um die Ziele für 2020 zu erreichen.  

Hintergrundinformationen: (Bundesregierung 2008, S. 44) 

Leitfragen: Wird durch die Maßnahme die Nutzung von erneuerbaren Energien (z.B. 
Wasserkraft, Windkraft, Solarenergie, Geothermie, Biomasse) beeinflusst? Betrifft dies 
mehr als 1%/10% der bisherigen Nutzung?   

Prüffrage: Durch die Maßnahme wird die Nutzung erneuerbarer Energien nicht beein-
flusst – eine weitere Prüfung ist nicht erforderlich.  

5.1.7 Ergebnisse einer Vorprüfung  
Im Ergebnis der Vorprüfung sollte einerseits ein Prüfplan für die vertiefte Untersu-
chung erarbeitet werden. Andererseits stellen die Prüfkriterien oder Prüfbereiche legi-
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time Interventionspunkte für andere Ressorts, Stakeholder oder im Rahmen der Quali-
tätssicherung dar, falls die Nachhaltigkeitsprüfung in einzelnen Aspekten unzureichend 
durchgeführt wurde.  

In jedem Fall sollte ein eventueller Eindruck vermieden werden, dass die Vorprüfung 
die eigentliche Nachhaltigkeitsprüfung darstellt. Dies könnte allzu leicht dazu führen, 
dass die Aspekte nur formalistisch behandelt werden. Die Ergebnisse der Vorprüfung 
werden aber für sich noch keine Wirkung auf die Gestaltung der betrachteten Rege-
lungen haben. Sie strukturiert das weitere Vorgehen, in dessen Rahmen dann die not-
wendigen Daten und Einschätzungen gesammelt werden müssen, auf denen die Ges-
taltung des Gesetzes basiert werden kann. 

 

Welche Frageformen (offen/geschlossen) und welche Bezugsgrößen (Indikatoren, 
Managementregeln, Schwellenwerte) für eine Vorprüfung letztlich gewählt werden soll-
te wesentlich vor dem Hintergrund der Ausgestaltung der GFA insgesamt entschieden 
werden. Eine Dopplung von Fragen sollte ebenso vermieden werden, wie offensichtlich 
irrelevante oder nicht beantwortbare Fragen. Die Fragestellungen sollten interministe-
rielle Kommunikation ermöglichen, den Prozess weiter strukturieren und die Bearbeiter 
dabei unterstützen. Am ehesten wären dazu Kombinationen von offenen und ge-
schlossenen Fragen sinnvoll, sowie Erläuterungen zu deren jeweiligen Hintergründen, 
die allerdings vom Umfang nicht abschreckend sein dürften.  

5.2 Methoden für eine Hauptprüfung im Rahmen der Nachhaltigkeitsprüfung 

Der Anspruch einer Hauptprüfung sollte es nicht sein, alle denkbaren Folgen für alle 
Regelungsvorhaben abzudecken. Dies wäre weder realistisch noch angemessen. Es 
geht vielmehr darum, auf bestimmte Aspekte aufmerksam zu machen und diese im 
Entscheidungsprozess zu stärken. Dafür sind i.d.R. einfache Methoden angemessen 
und ausreichend: Die Kalkulation der Betroffenen, deren Kosten und Nutzen auch in 
qualitativen Aussagen, erwartete Veränderungen zu bestimmten Indikatoren.  

In Bezug auf ausgewählte Teilaspekte kann es sinnvoll sein, formale quantifizierende 
Methoden anzuwenden – wobei das fallspezifisch abzuwägen ist. Für jeden Einzelfall 
auch zu prüfen, inwieweit dafür die Kompetenzen der eigenen Verwaltung und nach-
geordneten Fachbehörden ausreichend sind oder ggf. Aufträge an Dritte vergeben 
werden müssen. In jedem Fall ist es allerdings sinnvoll, dass die jeweiligen Bearbeiter 
Kenntnisse über die verfügbaren Methoden haben. Zur Unterstützung der Methoden-
wahl wurden im Rahmen von europäischen Forschungsprojekten und der Europäi-
schen Umweltagentur Methodeninventare erarbeitet, die im Folgenden kurz dargestellt 
werden. In Deutschland könnte ggf. eine Übersetzung und vor allem Anpassung an die 
deutschen Verhältnisse (insbesondere hinsichtlich Daten, Ziele und Indikatoren) erfol-
gen. Dabei kann insbesondere von den Arbeiten von Böhret und Konzendorf (2001) 
ausgegangen werden, die bereits einen Überblick zu Methoden der allgemeinen Ge-
setzesfolgenabschätzung erarbeitet haben. 

Es gibt kein einzelnes wissenschaftliches Verfahren oder Modellierungsansatz, der da-
zu geeignet wäre, alle Teilaspekte abzudecken, die Bestandteil des Konzepts nachhal-
tiger Entwicklung sind. Dennoch gab es in der jüngsten Vergangenheit Bemühungen 
insbesondere im Rahmen der Europäischen Forschungsförderung, (1) Bestandsauf-
nahmen zu relevanten Methoden durchzuführen und Lücken zu identifizieren, (2) neue 
Tools zu entwickeln und (3) diese in einer nutzerfreundlichen Art zur Unterstützung eu-
ropäischer Impact Assessments aufzubereiten.  

Unter dem Begriff „Methode“ werden hier wissenschaftliche Verfahren verstanden, die 
dazu geeignet sind, neue Erkenntnisse zu gewinnen. Wissenschaftlichkeit bedeutet, 
dass die Erkenntnisse intersubjektiv und reproduzierbar sein sollen. Das impliziert, 
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dass die Datenquellen und Methoden offen gelegt werden müssen. In einem weiteren 
Sinne kann Methode als ein planmäßiges, folgerichtiges Vorgehen verstanden werden. 
Demnach wären auch die formalen Verfahrensabläufe einer Nachhaltigkeitsprüfung 
insgesamt eine Methode. Dies entspricht der Diskussion in der akademischen Litera-
tur: So werden von van Herwijnen (2008) die folgenden Kategorien von Methoden für 
Nachhaltigkeitsprüfungen unterschieden:  

1) Assessment Frameworks: Prozeduren die beschreiben, wie Folgenabschätzung 
durchgeführt werden kann oder soll  

2) Partizipative Methoden: Methoden, die darauf abzielen, betroffene 
Interessengruppen zu mobilisieren und ihre Werte und Ansichten, ihr Wissen und 
ihre Ideen einzubeziehen  

3) Analyse von Szenarien: Methoden zur Entwicklung von Szenarien  
4) Multikriterien Analysen: Methoden zur Berücksichtigung von Aspekten, die in 

unterschiedlichen Dimensionen gemessen werden  
5) Kosten-Nutzen- und Kosten-Effekte-Analyse: Methoden, mit denen die 

ökonomischen Auswirkungen analysiert werden können  
6) Modelle: Methoden, mit denen Auswirkungen auf verschiedene Teilaspekte 

simuliert werden  
7) Bilanzierungsmethoden, Analyse physischer Auswirkungen und Indikatorensätze: 

Methoden die darauf abzielen, die physischen Auswirkungen abzuschätzen 

5.2.1 Methodeninventare  
Im Rahmen des vom niederländischen IVM koordinierten EU-Projektes Sustainability 
A-Test wurde eine Bestandsaufnahme dazu durchgeführt, welche Methoden innerhalb 
dieser Kategorien entwickelt und welche Erfahrungen damit gemacht wurden. Diese 
Bestandsaufnahme ist unter http://ivm5.ivm.vu.nl/sat/ zugänglich. Auf der Webseite 
sind kurze Beschreibungen der jeweiligen Methoden, Anwendungsbeispiele, Stärken 
und Schwächen und Referenzen zusammen getragen.  

In dem Projekt IQ-Tools, das das ZEW Mannheim koordinierte, wurde ein Fokus auf 
ökonomische Modelle gelegt. Entsprechend wurden die ökonomischen Modelle detail-
lierter kategorisiert. Die folgenden Modellfamilien konnten identifiziert werden:  

•  Allgemeine Gleichgewichtsmodelle (CGE) 

•  Sektorale Modelle 

•  Makro-ökonometrische Modelle  

•  Modelle zur Abschätzung von Umweltfolgen  

•  Mikrosimulationen  

Das Projekt beinhaltet eine Beschreibung der Anwendungsmöglichkeiten der Modelle. 
Ergänzend zu den Modellbeschreibungen wurde ein umfassendes Handbuch entwi-
ckelt, das die Richtlinien der Europäischen Kommission zur Durchführung von IAs ab-
bildet und weiterführende Quellen zu offiziellen Strategiedokumenten und Datenquel-
len sowie Beispiele guter Praxis von Folgenabschätzungen bereitstellt. Die Ergebnisse 
des Vorhabens sind als IA-Tools vom Institute for Prospective Technology Studies 
(IPTS) des Joint Research Centre der Europäischen Kommission übernommen wor-
den und werden für Impact Assessments und die Schulung von Beamten genutzt 
(http://iatools.jrc.ec.europa.eu/bin/view/IQTool/WebHome.html).  

Ein weiteres Inventar von Modellfamilien – mit einem Fokus auf Methoden zur Ab-
schätzung der Umweltwirkungen – wurde von der Europäischen Umweltagentur (EEA) 
veröffentlicht (EEA 2008). Hier sind 80 Modelle nach dem thematischen Fokus (Luft-
qualität, Landwirtschaft, Biodiversität, Klima, Energie, Landnutzung, Wasser, Abfall, 
etc.) und der analytischen Technik (Gleichgewichtsmodelle, empirisch-statistische Ver-
fahren, dynamische Systemmodellierung, Interaktive Modellierungen) klassifiziert. 
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Im Rahmen der Forschungsförderung wurde auch eine Reihe von Projekten gefördert, 
die auf eine Integration von Modellen abzielen, bzw. in denen Modelle entwickelt wor-
den sind, in denen Parameter in unterschiedlichen Wirkungsklassen projiziert werden 
(z.B. Landnutzung, ökonomische Auswirkungen, Emissionen, etc.) (z.B. SENSOR: 
http://www.sensor-ip.org/ zu Landnutzung, EFORWOOD zu Forstwirtschaft 
http://www.eforwood.com/,  SEAMLESS zu Landwirtschaft http://www.seam less-
ip.org/ oder PLUREL zu Stadt-Land Beziehungen http://www.plurel.net/,  FORESCENE 
zu Szenarientechniken http://www.forescene.net/).  

Die Darstellung ist nicht erschöpfend, sondern bietet nur einen ersten Ausgangspunkt 
um Methoden für die verschiedenen Aspekte der Wirkungsabschätzung zu  
identifizieren.  

5.2.2 Anwendung in der Hauptprüfung: Datenerhebungen und Projektionen  
Eine Voraussetzung für die Folgenabschätzung ist die Erarbeitung eines Szanarios für 
die Entwicklung in den verschiedenen Teilaspekten der Prüfung, falls die geplante Re-
gelung nicht zur Anwendung kommt. Die Basisszenarien können grundsätzlich prag-
matisch beschrieben werden: Wie ist der gegenwärtige Zustand? Welche Trends gibt 
es in dem jeweiligen Problembereich? In solchen Bereichen, in denen quantifizierende 
Modelle angewandt werden sollen, ist die Erarbeitung von Basisszenarien aufwändiger 
und die verwendeten Daten sowie ihre Skalierung müssen den angewandten Modellen 
entsprechen. Die Folgenabschätzung sollte dann für jeden Teilbereich von dem jewei-
ligen Basisszenarium ausgehen und die erwarteten Auswirkungen abschätzen.  

Wie sind dann die verschiedenen Modelle und Methoden in einer Hauptprüfung anzu-
wenden?  

Als Ergebnis der Vorprüfung und ggf. der Konsultationen mit anderen betroffenen 
Ressorts sollte ein Untersuchungsplan entwickelt werden, in dem die Fragestellungen 
formuliert werden, Datenbedürfnisse und -quellen, sowie Verfahren der Projektion be-
schrieben werden. Insoweit verschiedene Teilaspekte betroffen sind, wird es i.d.R. kein 
einzelnes Modell geben, in dem die Politikfolgen umfassend abgebildet werden kön-
nen. Stattdessen werden die verschiedenen Teilaspekte zunächst getrennt voneinan-
der zu behandeln sein.  

Die oben aufgeführten Techniken und Modelle haben zum überwiegenden Teil den 
Anspruch, die Auswirkungen zu quantifizieren oder die Effekte sogar in Geldwerten 
auszudrücken. In vielen Fällen und bei einzelnen Teilaspekten ist es nicht möglich zu 
monetarisieren oder zu quantifizieren, weil dies eigene Forschungsaufträge erfordern 
und einen unverhältnismäßigen Aufwand bedeuten würde. In diesen Fällen sollten a-
ber die erwarteten Folgen immer noch qualitativ beschrieben und in der dann folgen-
den Gesamtabwägung berücksichtigt werden. Hier helfen Literaturrecherchen bei der 
Identifizierung relevanter Vorarbeiten, die in der Argumentation berücksichtigt werden 
können.  

Ziel der Datenerhebungen und der Projektionen sollte es sein, die Auswirkungen auf 
die verschiedenen Teilaspekte in der Detailliertheit zu beschreiben, die notwendig ist, 
um eventuelle unerwünschte Folgen zu beurteilen. Mögliche positive Folgen sollten 
zumindest insoweit bewertet werden, als diese bestritten werden könnten oder es ge-
zeigt werden muss, dass sie eventuelle Kosten überwiegen.  

Aus der Sicht Nachhaltiger Entwicklung ist insbesondere zu untersuchen, inwieweit 
langfristige Folgen auftreten. Die zeitliche Dimension der Untersuchung sollte auf je-
den Fall explizit gemacht werden. Im Falle der Durchführung von Diskontierungen soll-
ten diese ebenfalls explizit dargestellt werden.   
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Weiterhin ist zu überlegen, ob aus der Maßnahme Auswirkungen in anderen Ländern 
auftreten könnten. Auch wenn diese Auswirkungen regelmäßig schwer zu untersuchen 
sein dürften, sollte zumindest auf die Annahmen hingewiesen werden.  

Jede Folgenabschätzung muss mit Unsicherheiten umgehen: Die Entwicklung in ei-
nem bestimmten Teilaspekt ist nicht alleine von der betrachteten Politikmaßnahme ab-
hängig, sondern i.d.R. werden zahlreiche intervenierende Variablen mitwirken. Es gibt 
kein einzelnes Gesetz, dass die Emissionen von Treibhausgasen umfassend regelt, 
stattdessen spielen wirtschaftliche, soziale, oder technologische Faktoren eine Rolle, 
die sich der unmittelbaren Regulierung entziehen.  

Insofern sollte eine Folgenabschätzung nicht den (nicht erfüllbaren) Anspruch einer 
exakten Prognose erheben. Es geht vielmehr um wahrscheinliche Wirkungen oder – 
falls dies ebenfalls nicht möglich ist – um mögliche Szenarien.  

5.2.3 Partizipative Verfahren 
In vielen Fällen werden Daten zu den Auswirkungen der verschiedenen Teilaspekte 
nicht bekannt sein. Weiterhin kann es auch erforderlich sein, im Verlauf der Folgenab-
schätzung das zugrunde liegende Handlungsmodell einer kritischen Überprüfung zu 
unterziehen. Dafür kann die Beteiligung von Betroffenen und Experten gesucht wer-
den. In der gemeinsamen Entwicklung von Szenarien, in Planspielen oder auch nur in 
Workshops können die für die Folgenabschätzung notwendigen Daten gewonnen wer-
den. Partizipative Verfahren müssen aber nicht nur auf die Gewinnung von Daten und 
Wissen beschränkt bleiben. Die Betroffenen können auch eingeladen werden, an dem 
Untersuchungsdesign mitzuwirken und die zugrunde liegenden Annahmen und Metho-
denwahl zu kommentieren. Schließlich können beispielsweise mit der Entwicklung von 
Szenarien die Projektionen auch gemeinsam erarbeitet und damit eine hohe Akzep-
tanz der gewonnenen Ergebnisse sichergestellt werden.  

Eine Nachhaltigkeitsprüfung kann auch mit allgemeinen Sachverständigenanhörungen 
zu einem Regulierungsvorhaben kombiniert werden, wie sie in der Praxis von Ministe-
rien und dem Bundestag bei wichtigen Gesetzesvorhaben bereits die Regel sind. Hier 
können entweder zusätzliche Experten eingeladen oder Fragen formuliert werden, die 
darauf abzielen, ein Nachhaltigkeitsprofil des Vorhabens zu erfragen. Insoweit dies in 
Sachverständigenanhörungen des Bundestages erfolgt, ist es wiederum eine Möglich-
keit der aktiven Einbeziehung des Parlamentes in die Nachhaltigkeitsprüfung.  

5.2.4 Methoden zur Unterstützung der Abwägungen 
Auch die Abwägung kann methodisch unterstützt werden: Hier stehen im wesentlichen 
Kosten-Nutzen-Analysen und multikriterielle Verfahren zur Verfügung. In beiden Ver-
fahren werden die Ergebnisse der Untersuchungen zu den Einzelaspekten für eine 
Gesamtabwägung herangezogen. Bei einer formalen Kosten-Nutzen-Analyse werden 
dazu alle Einzelauswirkungen monetarisiert. Soweit die Auswirkungen nicht schon in 
Preisen verfügbar sind, müssen z.B. Befragungen zur Zahlungsbereitschaft durchge-
führt werden. Dies kann mit einem erheblichen Aufwand verbunden sein. Ein Vorteil 
der Kosten-Nutzen-Analyse ist es, dass die Teilergebnisse auf einer einheitlichen Ska-
la aggregiert und miteinander verglichen werden können. Die Kalkulation eines be-
stimmten Nutzens ist auch in der politischen Kommunikation gut zu verwenden. Aller-
dings lässt sich bei der Praxis der Anwendung beobachten, dass direkte Kosten eher 
berücksichtigt werden als schwer zu monetarisierende Nutzenaspekte. So werden et-
wa positive Gesundheits- oder Umweltfolgen unterbewertet oder sogar gar nicht be-
rücksichtigt. 

Vor dem Hintergrund der methodischen Schwierigkeiten einer Kosten-Nutzen-Analyse 
empfehlen die europäischen Richtlinien zur Durchführung von Folgenabschätzungen 
von einer Hierarchie des Umfangs der Abschätzung aus Folgendes: So weit wie mög-
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lich sollen die Gesetzesfolgen monetarisiert werden; falls dies nicht möglich ist, so soll 
immerhin noch quantifiziert werden, aber mindestens qualitativ abgeschätzt werden. 
Alle drei Typen von Daten sollen in der Bewertung berücksichtigt werden. Insoweit sich 
abzeichnet, dass ein bestimmter Vorschlag in jedem Fall eine positive Kosten-Nutzen-
Bilanz aufweist, soll ggf. auf weitergehende Quantifizierungen und Datenerhebungen 
pragmatisch verzichtet werden.  

Wenn die Teilaspekte in unterschiedlichen Skalen ausgedrückt werden (etwa: Von ei-
ner Maßnahme wird eine Beeinträchtigung der Biodiversität, aber Wirtschaftswachs-
tum und Verbesserung der Gesundheit erwartet) und diese weder mit einem vertretba-
rem Aufwand monetarisierbar sind, noch eine eindeutige Lösung vorliegt, dann kann 
eine multikriterielle Entscheidungsanalyse zur Unterstützung herangezogen werden. 
Hierbei handelt es sich um eine tabellarische Darstellung von Optionen und Entschei-
dungskriterien. Dabei können die Entscheidungskriterien gewichtet und die Optionen 
auch in unterschiedlichen Skalenqualitäten miteinander verglichen werden.  

Im Rahmen der Abwägung sollte schließlich ein besonderer Fokus auf Querbeziehun-
gen zwischen den einzelnen Prüfaspekten sowie mögliche kumulative Wirkungen ge-
legt werden. Inwieweit ziehen erwartete Wirkungen auf spezielle Teilaspekte andere 
Wirkungen nach sich? So könnten etwa Maßnahmen, die auf eine Reduktion von Ver-
kehrsaufkommen abzielen zwar positive Umweltauswirkungen haben, aber zur Exklu-
sion sozialer Gruppen beitragen.  

Hinsichtlich der  kumulativen Wirkungen sollte danach gefragt werden, wie sich die 
geplante Maßnahme und ihre Auswirkungen zu bestehenden Regulierungen und  
eventuellen Belastungen verhält.  

5.2.5 Dokumentation  
Die Ergebnisse der Hauptprüfung mit (1) den quantitativen und qualitativen Abschät-
zungen der Auswirkungen auf die verschiedenen relevanten Teilaspekte und (2) der 
Abwägung der Folgen sollten in einer Weise dokumentiert werden, dass die Argumen-
tation nachvollzogen werden kann. Ideal wäre eine Dokumentation aus der ersichtlich 
wird 

•  welches Handlungsmodell der Folgenabschätzung zugrunde liegt (relevante Ziel-
gruppen und erwartetes Verhalten 

•  welche Prüfaspekte daher im Rahmen der Vorprüfung als relevant identifiziert wor-
den sind und ggf. auch kurze Begründungen warum andere Aspekte bei der 
Hauptprüfung außer Acht gelassen wurden 

•  die Ergebnisse der Folgenabschätzungen zu den einzelnen Teilaspekten (monetär, 
quantifiziert oder qualitativ) 

•  die Argumentation in der Abwägung der verschiedenen Teilaspekte und 

•  die Schlussfolgerungen für die Gesetzesbegründung 

Die Schlussfolgerungen könnten in der Gesetzesbegründung aufgenommen werden. 
Allerdings wäre es ideal, wenn – wie im Verfahren der Europäischen Kommission oder 
im britischen System – auch eine umfassende Darstellung der Folgenabschätzung mit 
den Ergebnissen und Überlegungen zur Verfügung gestellt wird. Nur auf dieser Basis 
kann eine hohe Qualität des Diskurses zwischen den Ressorts, eine substanzielle Un-
terstützung durch ein ‚Help Desk’ sowie eine Qualitätssicherung sichergestellt werden.  

5.2.6 Zusammenfassung 
Zusammenfassend lassen sich die Teilschritte der Hauptuntersuchung wie folgt zu-
sammenfassen:  
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•  Entwicklung des Untersuchungsplans auf der Grundlage der Ergebnisse der Vor-
prüfung, Bestimmung der Fragestellung, Identifikation von Datenbeständen und 
Methoden zur Projektion der Auswirkungen auf die verschiedenen Teilaspekte 

•  Ggf. Beteiligung von Interessengruppen und Experten zur Gewinnung von Daten, 
Wissen, Meinungen, Bewertungen, Entwicklung von Szenarien  

•  Insoweit Teilaspekte quantifiziert werden sollen: Beauftragung/Anwendung der 
ausgewählten Methoden  

•  Insoweit qualitative Bewertungen stattfinden sollen: Entwicklung einer Argumenta-
tion zu den erwarteten Folgen   

•  Abwägung der Folgen, ggf. in einer Kosten-Nutzen Analyse oder in einer multikrite-
riellen Analyse  

•  Darlegung von begründeten Schlussfolgerungen  

Insbesondere qualitative Methoden und die Methoden zur Abwägung (soweit damit 
nicht eine umfassende Monetarisierung der Folgen verbunden ist), können von den 
verantwortlichen Bearbeitern angewandt werden. Zur Unterstützung können ggf. wis-
senschaftliche Behörden gebeten werden, die ggf. auch auf Literaturstudien zurück-
greifen können. Datenlücken können in der Praxis zusammen mit Stakeholdern ge-
schlossen werden. Hier ist allerdings Transparenz hinsichtlich der Datenherkunft und 
Interpretation erforderlich. Unterstützende Auftragsstudien werden nur zu definierten 
Teilaspekten notwendig sein – sie sind nicht Voraussetzung für die Durchführung einer 
NHP. Allerdings wäre ein Überblick über die Methodenvielfalt und möglichen Anwen-
dungen hilfreich.  
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6 Fazit 

Moderne Gesellschaften sehen sich einer Reihe von zentralen Herausforderungen ge-
genüber, dazu gehören beispielsweise der Klimawandel, die veränderte Altersstruktur 
der Gesellschaft, die Knappheit natürlicher Ressourcen, die Notwendigkeit der Redu-
zierung der Staatsverschuldung oder die Gestaltung des wirtschaftlichen Strukturwan-
dels. Diese Herausforderungen zu bewältigen und zu gewährleisten, dass nachfolgen-
de Generationen dieselben Entwicklungschancen und Lebensbedingungen vorfinden 
wie wir heute, ist ein zentrales Ziel der Politik, die sich nachhaltiger Entwicklung ver-
pflichtet. Nachhaltige Entwicklung funktioniert in der Praxis nur dann, wenn es gelingt, 
die übergeordneten Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie in konkrete politische Entschei-
dungen zu übersetzen. Die Nachhaltigkeitsprüfung stellt hierfür ein geeignetes Instru-
ment dar. Sie kann als ein Controllinginstrument für die Umsetzung der Nachhaltig-
keitsstrategie genutzt werden. Die praktische Relevanz der Nachhaltigkeitsstrategie 
würde dadurch gestärkt. 

Das Ziel der Nachhaltigkeitsprüfung ist es, neue Gesetzgebungsvorhaben aus den 
verschiedenen Politikfeldern stärker als bisher an den Zielen nachhaltiger Entwicklung 
auszurichten. Dabei soll die Aufmerksamkeit von Ministerialbeamten und Politikern 
insbesondere für langfristige Gesetzesfolgen gestärkt werden. Das ist keine leichte 
Aufgabe. Die Bearbeiter benötigen nicht nur Kenntnisse über die Verhaltensänderun-
gen, die von der Regulation ausgelöst werden, sondern auch über deren Auswirkun-
gen auf viele unterschiedliche Teilaspekte nachhaltiger Entwicklung. Vor dem Hinter-
grund von Zeitdruck, knappen Ressourcen und der Notwendigkeit, ein Vorhaben gut 
zu begründen, scheinen solche Prüfpflichten im Widerspruch zur Praxis der Gesetzes-
vorbereitung zu stehen. Anders ausgedrückt fehlt es an einem starken Interesse der 
Beamten und der Ressorts, Nachhaltigkeitsprüfungen durchzuführen. 

Die Schwierigkeiten der Etablierung von Prüfverfahren aus der Vergangenheit (Blaue 
Prüffragen, GFA) und die Erfahrungen aus anderen Ländern scheinen dies zu bestäti-
gen. Damit die Nachhaltigkeitsprüfung nicht ein ähnliches Schicksal erleidet, ist es 
wichtig und möglich, sie so zu gestalten, dass sie sich in die bestehenden Strukturen 
und Prozesse der Gesetzgebung einfügen kann. 

Eine besonders wichtige Aufgabe ist es dabei, eine Nachfrage nach den Prüfergeb-
nissen zu erzeugen. Das vergleichsweise erfolgreiche Verfahren des Impact Assess-
ment der Europäischen Kommission zeigt, dass es durchaus möglich ist, Nachhaltig-
keitsfragen in die allgemeine Politikfolgenabschätzung zu integrieren. Von diesem Bei-
spiel und weiteren Designelementen der untersuchten Länder ist es möglich, ein an-
spruchsvolles und zugleich machbares Verfahren abzuleiten, das mit der deutschen 
Gesetzgebungspraxis in Einklang steht. Nachhaltigkeitsprüfungen können so ausges-
taltet werden, dass diese einen Nutzwert für die allgemeine Gesetzesfolgenabschät-
zung entfalten, aber auch den Gesetzgebungsprozess insgesamt unterstützen.  

Nachhaltigkeitsprüfung und (Gesetzes-)Folgenabschätzung sollten nicht unabhängig 
voneinander gesehen werden, weil die Inhalte der beiden Verfahren sich in vielen 
Punkten überschneiden. Die Nachhaltigkeitsprüfung basiert auf einer Abschätzung von 
Gesetzesfolgen im ökonomischen, ökologischen und sozialen Bereich. Im Unterschied 
zur Gesetzesfolgenabschätzung ist die Nachhaltigkeitsprüfung aber nicht nur ein Ver-
fahren zur Bewertung von politischen Gestaltungsoptionen, sondern sie soll dabei hel-
fen, politische Zielkonflikte frühzeitig zu erkennen. Dadurch werden Nachhaltigkeitsfra-
gen auf die politische Diskursagenda gesetzt. Eine Nachhaltigkeitsprüfung ist also 
nicht nur ein Analyseinstrument, sondern auch ein Kommunikationsinstrument, 
das den politischen Entscheidungsprozess begleiten sollte. Nachhaltigkeitsprüfungen 
können keine einmaligen oder gar „end of the pipe“ durchgeführten Bewertungen sein, 
sondern müssen eng mit dem Prozess der Politikentwicklung verknüpft sein. Ihr Cha-
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rakter als Kommunikationsinstrument ist unabdingbar mit dem Verständnis der Nach-
haltigkeitsprüfung als Prozess verbunden. 

Die Nachhaltigkeitsprüfung besitzt das Potential, die in vielen Bereichen nicht gut funk-
tionierende GFA in Deutschland zu stärken, indem neue und bessere Formen der or-
ganisatorischen Stärkung und der prozessmäßigen Verankerung des Verfahrens in 
den Rechtsetzungsprozess gefunden werden. Die vorgeschlagene Stärkung der 
Transparenz über die ministerielle Gesetzesentwicklung in Deutschland geht in ihren 
potentiellen Wirkungen weit über Nachhaltigkeitsprüfung und GFA hinaus. Sie kann 
dazu beitragen, geschlossene Politiknetzwerke zu öffnen, Diskurse zu versachlichen 
und die Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe zu verbessern. 

Bei der Gestaltung eines praktikablen Verfahrens der Nachhaltigkeitsprüfung für 
Deutschland besteht eine zentrale Herausforderung darin, dass sich die Komplexität 
von Nachhaltigkeit nur begrenzt durch Methoden oder Indikatoren reduzieren lässt, 
nicht zuletzt, weil es keine gemeinsame „Währung“ für Nachhaltigkeit gibt. Eine Me-
thodenstandardisierung wie bei der Bürokratiekostenmessung bzw. -abschätzung ist 
für die Nachhaltigkeitsprüfung auch deshalb nicht möglich, weil es eben nicht um die 
einseitige Konzentration auf Regulierungskosten in einem bestimmte Bereich geht, 
sondern um die Unterstützung eines Abwägungsprozesses zwischen verschiede-
nen gesellschaftlichen Zielen.  

Eine rechtliche Verankerung der Nachhaltigkeitsprüfung wäre wünschenswert für eine 
erfolgreiche Umsetzung. Ein Nachhaltigkeitsprüfungsgesetz könnte hierbei dem 
Thema eine angemessene Aufmerksamkeit, Autorität und Verbindlichkeit verschaffen. 
Für die verwaltungsinternen Prozesse ist zudem eine entsprechende Änderung der 
Gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien sowie ggf. auch der Ge-
schäftsordnung der Bundesregierung nötig. Internationale Erfahrungen zeigen, dass 
eine rechtliche Verankerung allein keineswegs eine Garantie dafür bietet, dass Prüf-
verfahren auch tatsächlich umgesetzt werden. Die Institutionalisierung einer Umset-
zungskontrolle ist ein wesentlicher Erfolgsfaktor für funktionierende Verfahren der 
Politikfolgenabschätzung. Da die Qualitätssicherung der Nachhaltigkeitsprüfung nicht 
wie bei der Bürokratiekostenabschätzung durch eine Methodenstandardisierung unter-
stützt werden kann, ist es umso wichtiger, für Dritte nachvollziehbare Prozessstan-
dards für die Nachhaltigkeitsprüfung zu definieren. Die Einhaltung der Prozessstan-
dards wird durch Dokumentations- und Transparenzregeln überprüfbar. 

Für die Qualitätssicherung innerhalb der Exekutive kommt dem Bundeskanzleramt o-
der ggf. auch dem Normenkontrollrat eine besondere Rolle zu. Das Bundeskanzleramt 
besitzt seit einigen Jahren die Zuständigkeit für Fragen der nachhaltigen Entwicklung. 
Darüber hinaus ist die Überprüfung der Einhaltung von Prozessstandards eine klassi-
sche Aufgabe des Bundeskanzleramtes im Gesetzgebungsverfahren. Im Bundeskanz-
leramt sollte deshalb eine Stabsstelle eingerichtet werden, die innerhalb der Exekutive 
als Koordinator für die Nachhaltigkeitsprüfung und deren Qualitätssicherung fungiert. 
Die organisatorische Institutionalisierung als Stabsstelle besitzt den Vorteil, dass eine 
direkte und sichtbare Anbindung an die politische Leitungsebene vorhanden ist. Die 
Unterstützung des Verfahrens durch einen „politischen Unternehmer“ ist unabdingbare 
Voraussetzung für eine erfolgreiche Einführung der Nachhaltigkeitsprüfung in Deutsch-
land. 

Innerhalb der Legislative kommt in Deutschland mit dem im Bundestag eingerichteten 
Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung darüber hinaus ein zweites 
Gremium für die Qualitätssicherung in Frage, das international ohne Beispiel wäre. Der 
Parlamentarische Beirat könnte eine pragmatische Plausibilitätsprüfung der Nachhal-
tigkeitsprüfung durchführen. Dies könnte die Beachtung von Nachhaltigkeitsaspekten 
auch in der Gesetzgebung des Bundestags insgesamt verbessern. Weiterhin würde 
die Zusammenarbeit zwischen Parlament und Regierung gestärkt. 
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Damit Nachhaltigkeitsprüfungen in den Ressorts umgesetzt werden, ist neben der poli-
tischen Unterstützung des Verfahrens und der Qualitätssicherung auch eine prakti-
sche Hilfestellung für die zuständigen Bearbeiter nötig. Dabei können Handreichun-
gen, Checklisten und übersichtliche Methodensammlungen durchaus hilfreich sein. 
Diese sollten jedoch ergänzt werden durch methodisch und fachlich geschulte, direkte 
personelle Ansprechpartner. Auch hier bietet sich eine organisatorische Verankerung 
im Bundeskanzleramt an. Angegliedert an die Stabsstelle sollte eine semi-externe 
Serviceeinheit eingerichtet und mit den nötigen Ressourcen ausgestattet werden, um 
für die Ressorts schnelle, direkte und unbürokratische Hilfestellungen bei der Planung 
und Umsetzung der Nachhaltigkeitsprüfung anzubieten.  

Auch in den Ressorts selbst sollten die für eine erfolgreiche Durchführung von Nach-
haltigkeitsprüfungen und Folgenabschätzungen notwendigen personellen Kapazitäten 
aufgebaut und entsprechende Ressourcen bereitgehalten werden. Wichtig ist neben 
der organisatorischen Verankerung von Unterstützungsleistungen und der Fortbil-
dung des existierenden Personalstamms eine zukunftsorientierte Personalpolitik, 
welche neben (zweifelsohne notwendiger) juristischer Expertise den Aufbau sozial- 
und wirtschaftswissenschaftlicher Kompetenzen in den obersten Bundesbehörden sys-
tematisch fördert. 

Mit dem Beschluss des Kabinetts zur Einführung einer Nachhaltigkeitsprüfung vom 
Oktober 2008, den Vorarbeiten des Parlamentarischen Beirats und der Reform der all-
gemeinen Gesetzesfolgenabschätzung besteht derzeit die Möglichkeit, noch vor Ende 
der Legislaturperiode erste Schritte zur Einführung eines anspruchsvollen und zugleich 
machbaren Nachhaltigkeits-Prüfverfahrens auf Bundesebene in Deutschland einzulei-
ten. Dessen wesentliche Elemente sollten sein:  

•  Anbindung des Reformvorhabens an einen unmittelbaren politischen Verant-
wortlichen mit entsprechender Autorität; 

•  Aufbau einer zentralen Steuerungs- und Unterstützungseinheit mit entspre-
chender personeller Ausstattung im Bundeskanzleramt (Stabsstelle für Nachhaltige 
Entwicklung mit semi-externer Serviceeinheit für die Ressorts); 

•  Qualitätssicherung über Prozessstandardisierung und Transparenzpflichten; 

•  Mandatierung von durchsetzungsstarken Akteuren zur Qualitätssicherung (Bun-
deskanzleramt/NKR und Parlamentarischer Beirat); 

•  Konzipierung der Nachhaltigkeitsprüfung als Analyse- und Kommunikationsin-
strument (zentrale Bedeutung von Beteilungsverfahren); 

•  hochrangige rechtliche Institutionalisierung (notwendigerweise in den Ge-
schäftsordnungen, idealer Weise auch als Gesetz); 

•  Differenzierung zwischen Vor- und Hauptprüfung (Sicherung von Flexibilität und 
Vermeidung unangemessen großer Prüfanforderungen); 

•  Integration in die GFA; 

•  Einrichtung ressortübergreifender Arbeitsgruppen zur Planung und Durchführung 
der Nachhaltigkeitsprüfung für größere Reformvorhaben. 

Realistische kurzfristige Gestaltungsoptionen bestehen dabei in der Schaffung der 
organisatorischen Voraussetzungen für die Nachhaltigkeitsprüfung und in der Entwick-
lung eines Leitfadens für die Durchführung des Verfahrens. Kurzfristig möglich ist au-
ßerdem eine stärkere Mandatierung des Parlamentarischen Beirats für nachhaltige 
Entwicklung über die Geschäftsordnung des Bundestages als legislatives Qualitätssi-
cherungsgremium. 
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Damit die Nachhaltigkeitsprüfung in der Exekutive institutionalisiert wird, sind mittel- 
bis langfristig weitere Maßnahmen erforderlich. Als regulative Maßnahmen sind eine 
Änderung der GGO (Nachhaltigkeitsprüfung als Gliederungspunkt auf dem Gesetzes-
vorblatt, Beteiligungspflichten, Dokumentationspflichten in der Gesetzesbegründung) 
und eine gesetzliche Verankerung der Nachhaltigkeitsprüfung zu empfehlen. Darüber 
hinaus, und das ist die schwierigste Herausforderung, sind etablierte Formen inner-
exekutiver und nach außen gerichteter Koordinations- und Interaktionsmechanismen 
zu verändern. Mehr Transparenz über die exekutive Politikentwicklung und die Öff-
nung sektoraler Politiknetzwerke sind wichtige Erfolgsfaktoren für eine funktionierende 
Nachhaltigkeitsprüfung. Erreicht werden können diese Ziele nicht nur durch formale 
Regelungen von Organisation und Prozessen der Gesetzeserarbeitung in der Exekuti-
ve, sondern es ist auch nötig, Arbeitsroutinen in der Ministerialverwaltung zu verändern 
und normative Vorstellung darüber, wie ein „gutes Gesetz“ entsteht, zu beeinflussen. 

Bei guter und wirksamer Institutionalisierung könnte eine dann erfolgreiche Nachhal-
tigkeitsprüfung  

•  die Ausrichtung von neuen Gesetzen an den langfristigen Herausforderungen 
nachhaltiger Entwicklung stärken, 

•  die Wissensbasis für Gesetze durch eine systematische Analyse und den Einbezug 
von Expertise verbessern, 

•  eine verbesserte und auf die Lösung von Problemen orientierte Zusammenarbeit 
zwischen den verschiedenen Ressorts unterstützen und 

•  einen Wandel der Rechtsetzungskultur weg vom „exzessiven Legalismus“ hin zu 
einer flexiblen, evidenzbasierten und ergebnisorientierten Regelungskultur fördern. 
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